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1 Einleitung 

Das Ende der (Pflicht-)Schulzeit und die danach anstehenden Transitionsprozesse in Studium 

oder Beruf stellen eine wichtige Phase der beruflichen Orientierung und Berufsfindung für alle 

Jugendlichen dar. Es ist davon auszugehen, dass für Schüler*innen mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf (SPF) die Transitionsprozesse von der Schule in den Beruf und damit in die 

tertiäre Lebenslaufphase grundsätzlich erschwert sind. Die Abgänger*innen und 

Absolvent*innen aus Förderschulen bzw. mit SPF aus Regelschulen bilden einen heterogenen 

Personenkreis. Einige haben eine anerkannte (Schwer-)Behinderung, die Mehrheit jedoch 

verliert mit Beendigung der Pflichtschulzeit das Etikett des SPF, den schulspezifischen 

‚Behinderungsstatus‘. Die Mehrheit von ihnen erwirbt keinen anerkannten Schulabschluss. 

Noch seltener wird ein qualifizierender berufsbildender Abschluss erlangt. Der Personenkreis 

konkurriert mit anderen Schulentlassenen um Ausbildungsplätze und bringt erschwerende 

Voraussetzungen für die spätere Integration auf dem Arbeitsmarkt mit. Aufgrund dieser 

ungünstigen beruflichen Perspektiven stellen sie einen überproportional hohen Anteil 

Geringqualifizierter dar. Es besteht ein hohes Risiko, in prekären Beschäftigungsverhältnissen 

mit geringem Einkommen zu arbeiten oder (dauerhaft) erwerbslos zu bleiben (BMAS 2021; 

Wacker 2019).  

Mit dem 2006 verabschiedeten Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen, der so genannten UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), 

ist ein politischer Handlungsbedarf formuliert, der eine Erhöhung beruflicher 

Partizipationschancen sowie die Schaffung von Chancengerechtigkeit auch für Menschen mit 

Beeinträchtigungen (Art. 24, 27 UN-BRK 2006) postuliert. Mit der Inklusion als Leitbild und der 

Erweiterung der Rechtsansprüche nach Inkrafttreten der UN-BRK geht die Erwartungshaltung 

einher, dass sich auch die beruflichen Lebensläufe behinderter1 und beeinträchtigter 

Menschen positiv verändern können. Dass Rechtsansprüche allein keine gleichberechtigten 

Teilhabechancen generieren (Wansing 2019, 2012), zeigt sich bisher u.a. an der Konstanz 

                                                      
1 Die Begriffe ‚behinderte Menschen‘ und ‚Menschen mit Behinderung(en)‘ werden in dieser Dissertation synonym verwendet, um ihre 
jeweilige Legitimation anzuerkennen. Beide Begriffe besitzen aus ihrem Entstehungskontext und theoretischen Hintergrund heraus ihre 
Berechtigung. Die Begriffsverwendung ‚behinderte Menschen‘ betont die Wechselwirkung und ‚Herstellung‘ von Behinderung durch soziale 
Interaktionen und die gesellschaftliche Produktion im interdependenten sozialen Handeln. Die Begriffsverwendung ‚Menschen mit 
Behinderung(en)‘ orientiert sich an der üblichen Formulierung in Gesetzestexten wie dem SGB IX und Behindertengleichstellungsgesetz 
(BGG). 
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etablierter Sondereinrichtungen im Schul- und Berufsbildungssystem und der Stagnation der 

Teilhabe im allgemeinen Arbeitsmarkt.  

Es fällt auf, dass die Schnittstellen zwischen den verschiedenen Stationen der beruflichen 

Bildung - d.h. der schulischen Berufsorientierung, der optionalen Berufsvorbereitung nach 

Beendigung der Sekundarstufe I und der angestrebten Berufsausbildung - mit dem Fokus auf 

Schüler*innen mit SPF in der wissenschaftlichen Forschung bisher keine große 

Aufmerksamkeit erfährt. Dieser Lebenslaufabschnitt ist im Kontext der Diskussionen zu den 

Entwicklungen einer inklusiven Schule und Arbeitswelt von besonderer Relevanz. Weiter ist 

es soziologisch interessant, formulierte Ansprüche und (gehegte) gesellschaftspolitische 

Hoffnungen einer wissenschaftlichen Prüfung zu unterziehen sowie Ansprüche und 

empirische Tatbestände zu kontrastieren. Dafür werden die einzelnen Stationen der 

beruflichen Bildungsphase sowie nachfolgende Beschäftigungsoptionen in der Arbeitswelt 

beleuchtet. Eine explizit (rehabilitations-)soziologische Betrachtung der Transitionsprozesse 

von Schüler*innen mit sonderpädagogischer Förderung hat bisher nur in Ausschnitten 

stattgefunden. Daher beschäftigt sich diese Dissertation mit den Transitionsprozessen von der 

Schule in den Beruf sowie den Perspektiven am Arbeitsmarkt und analysierte diese aus einer 

genuin rehabilitationssoziologischen Perspektive.  

Nachfolgend wird sowohl der Aufbau der Dissertation als auch die konkrete Vorgehensweise 

und Darstellung der einzelnen Inhaltsteile vorgestellt. 

 

 

 

1.1 Gliederung 

Die vorliegende Dissertation besteht aus den folgenden Bestandteilen: Im ersten Teil (Kapitel 

zwei bis vier) werden die Fragestellung, die theoretische Rahmung und Verortung sowie 

bestehende Forschungs- und Wissensstände zum Transitionsprozess Schule-Beruf formuliert. 

Im zweiten Teil des Rahmentextes werden die sechs Einzelartikel der kumulativen Dissertation 

vorgestellt (Kapitel fünf) und darauf aufbauend die erarbeiteten Ergebnisse (Kapitel sechs) 

diskutiert. Der Originalabdruck der Einzelbeiträge findet sich im Anhang.  
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Zum Aufbau und Gliederung der Dissertation im Weiteren im Detail: 

Nachdem in Kapitel 1.2 die Methodik der Dissertation vorgestellt und ein Kurzeinblick in die 

Einzelbeiträge geschieht, werden in Abschnitt zwei die übergeordnete Fragestellung sowie die 

flankierenden Teilfragestellungen präsentiert.  

In Kapitel drei werden die theoretische Rahmung und Verortung dieser Dissertation 

vorgestellt. In 3.1 wird die rehabilitationssoziologische Analyseperspektive erläutert und 

dargelegt, was diese kennzeichnet. Zentrale rehabilitationssoziologische Theoriebezüge, die 

in der Dissertation Verwendung finden, werden in Kapitel 3.2 vorgestellt. In 3.3 wird die 

Bedeutsamkeit des Konzepts Inklusion und divergierende Begriffsverständnisse thematisiert. 

Der vierte Abschnitt widmet sich dem Transitionsprozess Schule-Beruf und stellt theoretische 

Hintergründe, Forschungs- und Wissensstände dar, differenziert in vier Teilabschnitte. In 

Kapitel 4.1 werden die Übergänge im Lebenslauf und zentrale Charakteristika der 

Transitionsforschung behandelt. Zunächst (4.1.1) werden die allgemeinen Erkenntnisse der 

Transitionsforschung zu beruflichen Übergängen im Lebenslauf thematisiert, dann in 4.1.2 für 

Menschen mit Behinderung expliziert und in 4.1.3 die Bedeutung der Inklusion im Übergang 

Schule-Beruf erläutert. In Abschnitt 4.2 wird sich der Phase der Schulbildung gewidmet und 

eine soziologische Betrachtung der Förderschule und Einordnung der Schüler*innenschaft 

dieser Institution vorgenommen. Die (historische) Funktion der Förderschule wird kritisch 

beleuchtet und die wichtigsten Forschungsergebnisse zum Leistungsniveau und 

Wohlbefinden der Schüler*innen mit SPF in der Förder- bzw. Regelschule vorgestellt. Die 

Stationen und Passagen im Übergang Schule-Beruf werden in Kapitel 4.3. behandelt. Die 

Berufsorientierung, Berufsvorbereitung und Berufsausbildung werden jeweils differenziert in 

ihrer Funktion und Entwicklung in den Unterkapiteln analysiert. Abschließend wird in 

Abschnitt 4.4 der Forschungsstand zu Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

im Übergang in die berufliche Bildung und Beruf zusammengefasst. Es werden Erkenntnisse 

aus sekundärstatistischen Analysen (4.4.1) sowie aus empirischen Studien (4.4.2.) vorgestellt 

und die prägnantesten Ergebnisse systematisiert und eingeschätzt. 

Im zweiten Teil des Rahmentextes wird dann auf die einzelnen Publikationen der kumulativen 

Dissertation Bezug genommen und die Ergebnisse vor dem Hintergrund der skizzierten 

Theorie- und Wissensstände abschließend diskutiert. 



8 

 

Im fünften Kapitel erfolgt die Vorstellung der sechs Einzelpublikationen2, differenziert in vier 

Aspekte: Zunächst wird dargestellt, in welcher Fachzeitschrift der Beitrag publiziert wurde und 

welche wissenschaftliche Qualitätsprüfung stattgefunden hat (Publikation und Prüfung). 

Zweitens erfolgt eine inhaltliche Zusammenfassung des Beitrags. Es wird drittens erläutert, 

wie sich der jeweilige Einzelbeitrag einreiht und die inhaltliche Bedeutung für die gesamte 

Dissertation dargelegt. Zuletzt erfolgt die Erläuterung der spezifischen Eigenleistung des 

Verfassers am jeweiligen Artikel, bei der im Falle einer gemeinsamen Publikation mit anderen 

Wissenschaftler*innen eine Abgrenzung kenntlich gemacht wird. 

In Abschnitt sechs geschieht schließlich die Einordnung, Interpretation und 

zusammenfassende Diskussion der erarbeiteten Ergebnisse aus den sechs 

Einzelpublikationen. Dieses erfolgt vor dem Hintergrund der drei Teilfragestellungen in den 

Unterkapiteln 6.1, 6.2 und 6.3 unter Bezugnahme auf die jeweiligen Einzelartikel. 

Abschließend werden in 6.4 die übergeordnete Fragestellung beantwortet und gewonnene 

Erkenntnisse in einer Gesamtbetrachtung diskutiert. Am Ende der Dissertation werden ein 

Fazit gezogen, ein Ausblick auf politische Veränderungsmöglichkeiten gegeben und 

weitergehende Forschungsperspektiven formuliert. 

Die sechs publizierten Einzelartikel, auf die sich im Weiteren bezogen wird, sind im Anhang als 

Originalpublikationen (bei Beitrag VI das Manuskript) in entsprechender Formatierung und 

Layout der Veröffentlichung in der jeweiligen Fachzeitschrift abgedruckt. Der Anhang befindet 

sich hinter der eidesstattlichen Erklärung und dem Literaturverzeichnis des Rahmentextes. 

 

 

 

 

 

                                                      
2 Zu erwähnen und herauszustellen ist, dass jeder der sechs Einzelartikel selbstverständlich als singuläre Publikation auch autonom für sich 
steht. Jeder Einzelbeitrag stellt eine eigene wissenschaftliche Arbeit mit jeweiligem Themenfokus und spezifischer inhaltlicher Ausrichtung 
dar. Daher sind mögliche Wiederholungen oder als redundant empfundene Thematisierungen etwaiger Inhaltsaspekte im Rahmen der 
zusammenführenden Diskussion dieser kumulativen Dissertation möglich. Die Lesenden mögen daher vereinzelte Redundanzen und damit 
einhergehende mögliche Störungen im Lesefluss verzeihen. 
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1.2 Methodik und Einzelbeiträge der Dissertation 

Die Dissertation unternimmt eine multiperspektivische Analyse der Transitionsprozesse von 

Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in die berufliche Bildung und 

Arbeitswelt. Multiperspektivisch bedeutet, dass aus unterschiedlichen Perspektiven 

Transitionsprozesse mit verschiedenen methodischen Verfahren und theoretischen Ansätzen 

analysiert werden. Dabei kommen mit einer Regressionsanalyse quantitative Methoden, 

qualitative Erhebungs- und Auswertungsverfahren sowie sekundärstatistische und 

theoriegeleitete Analysen zum Einsatz. In der vorliegenden kumulativen Dissertation wird so 

vorgegangen, dass die Stationen im Übergangsprozess in den einzelnen Artikeln Betrachtung 

finden und darüber hinaus die beruflichen Perspektiven für den Personenkreis der 

Schüler*innen mit Förderstatus bzw. Behinderung behandelt werden. Zur Betrachtung der 

Transitionsprozesse werden dafür die Passagen der Schulbildung und die Phase der 

Berufsbildung inklusive der Anschlussoptionen auf dem Arbeitsmarkt analysiert. 

Die beiden ersten Artikel fokussieren die Institution Schule in der Phase der schulischen 

Berufsorientierung. Beitrag III und IV behandeln den Übergangsprozess zwischen Schule und 

Arbeitswelt in den Phasen der beruflichen Vorbereitung und Ausbildung. Einen 

Gesamtüberblick zum Transitionsprozess in der beruflichen Bildung mit Ausblick auf spätere 

Optionen im Arbeitsmarkt bietet Artikel V. Die zukünftigen Perspektiven im Arbeitsleben vor 

dem Hintergrund der Entwicklung einer Arbeitswelt 4.0 gibt schließlich der sechste Beitrag. 

In den jeweiligen Einzelartikeln findet eine entsprechende theoretische Einbettung sowie 

Bezugnahme auf den Forschungsstand statt. Eine inhaltliche Zusammenfassung und die 

Einordnung der jeweiligen Bedeutung der Einzelartikel für die gesamte Dissertation erfolgt in 

Kapitel fünf.  

 

Die sechs Einzelbeiträge werden nachfolgend jeweils mit vollständiger Literaturangabe 

genannt und danach kurz vorgestellt mit Benennung der methodischen Vorgehensweise und 

inhaltlicher Kernaussage. 

 

Beitrag I 

Rathmann, K.; Vockert, T.; Herke, M.; Jochmaring, J.; Hurrelmann, K. und Richter, M. (2018). 

Lebenszufriedenheit von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 
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Förderbedarf: Gibt es Unterschiede zwischen der Beschulungsart? Diskurs Kindheits- und 

Jugendforschung 13(2): 129–144. 

 

Beitrag II 

Nentwig, L.; Sponholz, D. und Jochmaring, J. (2019). Diskursanalyse inklusive 

Berufsorientierung. In: Lindmeier, C.; Fasching, H.; Lindmeier, B. und Sponholz, D. (Hrsg.). 

Zweites Beiheft der sonderpädagogischen Förderung heute: Inklusive Berufsorientierung und 

berufliche Bildung – aktuelle Entwicklungen im deutschsprachigen Raum. Weinheim: Beltz 

Juventa: 58–76. 

 

Beitrag III 

Jochmaring, J. (2019a). Übergänge von Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

in die Berufsausbildung. Eine Auswertung von Sekundärstatistiken. Zeitschrift für Pädagogik 

(3): 335–355. 

 

Beitrag IV 

Jochmaring, J. (2019b). Präferenzen und Barrieren von FörderschülerInnen am Übergang in 

die Berufsausbildung. In: Lindmeier, C.; Fasching, H.; Lindmeier, B. und Sponholz, D. (Hrsg.). 

Zweites Beiheft der sonderpädagogischen Förderung heute: Inklusive Berufsorientierung und 

berufliche Bildung – aktuelle Entwicklungen im deutschsprachigen Raum. Weinheim: Beltz 

Juventa: 269–278. 

 

Beitrag V 

Jochmaring, J.; Nentwig, L. und Sponholz, D. (2019). Schulische und nachschulische Optionen 

am Übergang in die Arbeitswelt für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 

Unterstützungsbedarf. Zeitschrift für Heilpädagogik (3): 112–121. 

 

Beitrag VI 

Jochmaring, J. und York, J. (after revision). Inclusion Opportunities of Work 4.0?: Employment 

Realities of People with Disabilities in Germany. 
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Beitrag I (Rathmann/Vockert/Herke/Jochmaring/Hurrelmann/Richter 2018b) vergleicht und 

diskutiert den Einfluss des Beschulungsortes der Regel- oder Förderschule für Schüler*innen 

mit SPF auf die Lebenszufriedenheit als Aspekt des psychosozialen Wohlbefindens. Dieses 

geschieht mittels einer hierarchischen Regressionsanalyse mit dem Datensatz der 

Startkohorte drei des nationalen Bildungspanels (NEPS). Der zweite Beitrag 

(Nentwig/Sponholz/Jochmaring 2019) widmet sich in Anlehnung an diskursanalytische 

Arbeiten dem Themenkomplex der ‚Inklusiven Berufsorientierung‘. Orientiert an dem 

diskurstheoretischen Vorgehen von Koller/Lüders (2004) wird den diskursiven Formationen 

und der Thematisierung des Begriffspaars Inklusion und Berufsorientierung in der 

Wissenschaft nachgegangen. Eine sekundärstatistische Analyse der Übergangswege der 

Personengruppe erfolgt in Artikel III (Jochmaring 2019a). Hier werden auf der Grundlage 

verfügbarer Sekundärdaten die Übergänge von Schüler*innen mit SPF in die Systeme der 

Berufsvorbereitung und Berufsausbildung analysiert und Veränderungen vor dem politischen 

Hintergrund der UN-BRK diskutiert. Diese Erkenntnisse werden in Beitrag IV (Jochmaring 

2019b) vertieft, indem mit einer qualitativen Exploration den beruflichen Präferenzen und 

Barrieren von Schüler*innen mit SPF nachgegangen wird. Grundlage dafür bilden Interviews 

mit Schüler*innen der Abschlussstufe einer Förderschule und potenziellen 

Ausbildungsbetrieben. Die Theorieartikel (Beitrag V und VI) greifen auf einschlägige 

Sekundärdaten zurück und diskutieren diese unter Einbezug theoretischer Bezüge und 

Forschungsstände. In Beitrag V (Jochmaring/Nentwig/Sponholz 2019) erfolgt eine 

übergeordnete Betrachtung der Transitionsprozesse von Schüler*innen mit SPF in die 

Arbeitswelt mit einer Einschätzung und Diskussion der Stationen der Berufsorientierung, 

Berufsvorbereitung und Berufsausbildung sowie der beruflichen Anschlussoptionen. 

Abschließend thematisiert Artikel VI (Jochmaring/York (after revision)) die Entwicklungen in 

der Arbeitswelt 4.0 und die Ansprüche an eine inklusive Arbeitswelt vor dem Hintergrund der 

aktuellen Beschäftigungssituation von Menschen mit Behinderung in Sondersystemen und im 

ersten Arbeitsmarkt. Die Veränderungen in der Arbeitswelt 4.0 im Zuge der Digitalisierung und 

Automatisierung von Arbeitskraft sowie sozialstruktureller Veränderungsprozesse wie 

Beschäftigungswandel und Bildungsexpansion werden diskutiert. 
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2 Fragestellungen der Dissertation 

Das Ziel der vorliegenden Dissertation ist es, multiperspektivisch die Transitionsprozesse 

Schule-Beruf von Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf zu analysieren. 

Dafür werden die einzelnen Stationen der schulischen Berufsorientierung, die Phase der 

Berufsvorbereitung und Berufsausbildung, sowie die nachfolgenden Berufsperspektiven in 

der Arbeitswelt 4.0 in den Blick genommen.  

Die Dissertation behandelt damit drei thematische Schwerpunkte, welche jeweils die 

verschiedenen Stationen der Transitionsprozesse fokussieren. Daraus differenzieren sich in 

Anlehnung an die thematische Ausrichtung der Einzelbeiträge drei Teilfragestellungen, die 

weiter unten dargestellt werden.  

 

Die kumulative Dissertation geht der folgenden übergeordneten Fragestellung nach: 
 

Wie gestalten sich Transitionsprozesse von Schüler*innen mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf in den Beruf vor dem Hintergrund des Inklusionsanspruchs der UN-BRK? 

 

Der erste Schwerpunkt fokussiert die Institution Schule und die Phase der Berufsorientierung. 

Im Gegensatz zum Leistungsvermögen liegen bisher nur wenige Erkenntnisse zum Einfluss des 

Beschulungsortes auf die Lebenszufriedenheit der Schüler*innen vor. Ebenso ist bislang nicht 

klar, was im Zuge der inklusiven Schulentwicklung überhaupt ‚das Inklusive‘ an der 

Berufsorientierung ist, bzw. sein könnte. Daher beschäftigt sich der erste 

Themenschwerpunkt mit der Ausgangslage der Transitionsprozesse in der Phase der 

Schulbildung.  

 

Die erste Teilfragestellung lautet:  

Wie ist die Ausgangslage für Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in der 

Phase der Berufsorientierung vor dem Übergang in die Berufsbildung? 

 

Hier wird der Einfluss der Beschulungsart (Förder- oder Regelschule) auf die 

Lebenszufriedenheit der Schüler*innen geklärt (Beitrag I). Die diskursiven Formationen des 

Begriffspaars ‚Inklusive Berufsorientierung‘ und die Thematisierung in der wissenschaftlichen 

Diskussion werden herausgearbeitet (Beitrag II).  
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Mit der rechtlichen Stärkung durch die UN-BRK und die Prozesse inklusiver Schulentwicklung 

wird die Hoffnung verbunden, dass diese sich positiv auf berufliche Bildungschancen und 

Übergänge in die Arbeitswelt der Zielgruppe auswirken. Über die Verläufe, die Zu- und 

Abgangszahlen in die verschiedenen Programme der Berufsvorbereitung und 

Berufsausbildung für Schüler*innen mit SPF, lagen bisher nur vereinzelt Erkenntnisse vor. Die 

wenigen Sekundäranalysen und empirischen Verbleibsstudien zu den Übergängen von 

Förderschüler*innen in die berufliche Bildung lassen zwar Einschätzungen zu, generalisierbare 

Zahlen und Erkenntnisse zum Transitionsprozess von Schüler*innen mit SPF existieren bis in 

das Jahr 20203 jedoch nicht. Ebenso war wenig über die beruflichen Pläne und Vorstellungen 

der Heranwachsenden bekannt sowie über Faktoren, die für den Einstieg und Übergang in die 

Berufsausbildung hinderlich sind. Diese Inhaltskontexte sind Gegenstand des zweiten 

Schwerpunkts. 

 

Die zweite Teilfragestellung lautet:  

 Wie stellen sich hinsichtlich der UN-BRK die Übergänge von Schüler*innen mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf in die Berufsausbildung dar? 

 

Zur Bearbeitung des Themenschwerpunkts ‚berufliche Übergänge von Schüler*innen mit SPF‘ 

werden die Stationen der Schulbildung, berufliche Vorbereitung und Berufsausbildung 

analysiert und die Veränderungen seit Inkrafttreten der UN-BRK untersucht (Beitrag III). 

Außerdem wird vertiefend anhand einer qualitativen Exploration aus Interviews mit 

Schüler*innen und Betrieben den Präferenzen und Barrieren von Schüler*innen mit SPF im 

Übergang in die berufliche Bildung nachgegangen (Beitrag IV) sowie eine übergeordnete 

Einordnung der Transitionsprozesse von Schüler*innen mit SPF vorgenommen (Beitrag V). 

 

 

                                                      
3 Erst mit dem aktuellen Bildungsbericht (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020) und der Dissertation von Blanck (2020) konnten 
zahlreiche Daten- und Forschungslücken in diesem Bereich geschlossen werden. Aufgrund der zeitlichen Abfolge des Schreibens und 
Erscheinens der hier diskutierten Artikel (siehe Kapitel fünf, insbesondere Beitrag III, IV und V) und der angeführten Veröffentlichungen 
scheinen retrospektiv einige Ergebnisse der Artikel vorweggenommen. Im Zeitraum der Erarbeitung bis zur Veröffentlichung bearbeiten die 
Beiträge offene Forschungsfelder/-themen. Über diese (scheinbare) Dopplung hinaus haben die Beiträge eine spezifische Ausrichtung und 
setzen jeweils eigene Schwerpunkte. 
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Es ist anzunehmen, dass sich abseits der Übergänge in die berufliche Bildung auch die 

weiteren beruflichen Perspektiven der Zielgruppe auf dem ersten Arbeitsmarkt schwierig 

gestalten. Bisher liegen kaum Erkenntnisse zu möglichen Veränderungsprozessen für den 

Personenkreis im Zuge der Arbeitswelt 4.0 vor. Bei dem dritten Themenschwerpunkt geht es 

um die beruflichen Perspektiven der (ehemaligen) Schüler*innen mit SPF auf dem ersten 

Arbeitsmarkt. Hier wird die Phase jenseits der beruflichen Bildungsprozesse betrachtet und es 

werden die sozialstrukturellen Veränderungen der Arbeitswelt 4.0 erläutert.  

 

Die dritte Teilfragestellung lautet:  

Welche beruflichen Perspektiven gibt es für Schüler*innen mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf in der Arbeitswelt 4.0?  

 

Bezugnehmend auf die Einordnung der Transitionsprozesse von Schüler*innen mit SPF in die 

Arbeitswelt (Beitrag V) und Klärung der beruflichen Optionen wird der Blick in die Zukunft 

gerichtet. Besondere Aufmerksamkeit kommt dabei den Veränderungspotentialen und den 

beschäftigungspolitischen Auswirkungen zu. Weiter ausgeführt wird diese Perspektive, indem 

die Entwicklungen der Arbeitswelt 4.0 mit den Ansprüchen an eine inklusive Arbeitswelt 

kontrastiert und vor dem Hintergrund der aktuellen Beschäftigungssituation und 

sozialstruktureller Veränderungsprozesse diskutiert werden (Beitrag VI).  
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3 Theoretische Rahmung und Verortung  

In dieser Dissertation wird eine rehabilitationssoziologische Perspektive eingenommen, um 

sich dem Themenkomplex ‚Behinderung‘ zu nähern. Zunächst (3.1) wird geklärt, was diese 

Analyseperspektive ausmacht und was das Gewinnbringende dieser Betrachtungsweise für 

die Dissertation darstellt. In Abschnitt 3.2 werden zentrale rehabilitationssoziologische 

Theoriebezüge vorgestellt, die in dieser Dissertation Verwendung finden. Kapitel 3.3 umfasst 

dann Begriffsklärungen und disziplinäre Einordnungen des Schlüsselbegriffs „Inklusion“. 

 

 

3.1 Rehabilitationssoziologische Analyseperspektive 

Die Begriffe „Behinderung“ und „Rehabilitation“ sind eng miteinander verbunden. In 

Deutschland existiert schon lange ein ausdifferenziertes Rehabilitationssystem zur Förderung 

und Versorgung ‚versehrter‘ und behinderter Menschen, das sich in berufliche, medizinische, 

schulische und soziale Rehabilitation gliedert. Rehabilitation bedeutet in Anlehnung an den 

lateinischen Wortursprung erstmal nur die Wiedergewinnung einer Fähigkeit. Das kann z.B. 

die (Wieder-)herstellung von Arbeitsfähigkeit im Kontext der beruflichen Rehabilitation sein, 

was bereits die sozialpolitische und ökonomische Grundierung der Rehabilitation 

unterstreicht (Clausen 2016). Lange ging man davon aus, Behinderung sei ein individuelles 

Schicksal bzw. persönliches Problem von Menschen aufgrund von ‚Geburtsfehlern‘, Krankheit, 

eines Unfalls, oder einer körperlichen Abweichung von der ‚Normalität‘ etc. (Wansing 2019). 

Eine soziale Benachteiligung in der Bildung oder Erwerbsarbeit wurde in diesem biologisch 

bzw. medizinisch geprägten Erklärungsmodell (Waldschmidt 2020) als unabänderliche Folge 

von individuellen Defiziten interpretiert. Maßnahmen der Rehabilitation und Interventionen 

‚am behinderten Menschen‘ richteten sich daher auf Therapie, Förderung, Betreuung, etc. in 

segregierten Lebensräumen und Sondersystemen. Diese individuelle, medizinisch dominierte 

und defizitorientierte Sichtweise steht im Dissens zu einem soziologischen Verständnis von 

Behinderung und einer Fokussierung auf Strukturen, Kontextfaktoren und Wechselwirkungen, 

die Behinderung bedingen. Die Behindertenbewegung der 1970er Jahre artikulierte und 

politisierte die benachteiligte Lebenssituation behinderter Menschen erstmals nachdrücklich 

und gab wichtige Hinweise auf soziale und kulturelle Hinderungsfaktoren. Mit der UN-BRK ist 
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dieses an Kontextfaktoren ausgerichtete Verständnis noch einmal stärker in den Fokus gerückt 

(Wansing 2019). Nach heutigem soziologischen Verständnis wird Behinderung als negative 

Wechselwirkung zwischen Menschen mit körperlichen, kognitiven, psychischen und 

Sinnesbeeinträchtigungen sowie einstellungs- und umweltbedingten Barrieren verstanden, 

die an einer vollständigen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern 

können (Aichele 2019). Die existierenden Barrieren können vielfältig sein, z. B. baulich – durch 

Treppen, sozial - durch Gesetze und Einstellungen, oder kulturell - durch Leistungs- und 

Normalitätserwartungen (Wansing 2019; Aichele 2019). 

Die Rehabilitationssoziologie4 fokussiert sich auf behinderungsspezifische Fragestellungen, sie 

analysiert z.B. gesellschaftlich strukturierte bzw. vermittelte Teilhabechancen oder die 

Repräsentation behinderter Menschen in gesellschaftlichen Funktionssystemen. Das 

Phänomen Behinderung weist dabei Bezüge in alle gesellschaftlichen Teilsysteme auf, 

entsprechend sind die möglichen Sonderrollen und Differenzen im Gegensatz zu nicht-

behinderten Menschen von besonderem Interesse. Das Themenfeld Behinderung ist, 

außerhalb der Nische Rehabilitationssoziologie, eher Gegenstand in Verbindung mit den 

jeweiligen fachspezifischen Kontexten und Themenfokusse der jeweiligen speziellen 

Soziologien. So findet der Begriff ‚schulische Behinderung‘ (Powell 2007) vor allem 

Verwendung innerhalb der Bildungssoziologie, z.B. bei der Analyse von Bildungsungleichheit 

oder Bildungsarmut, hierbei sind behinderte Menschen überrepräsentiert. In der 

Arbeitssoziologie tritt der Themenkomplex Behinderung z.B. bei der Analyse der deutlich 

geringeren Erwerbsbeteiligung behinderter Menschen im ersten Arbeitsmarkt und der 

Existenz von Sonderarbeitsmärkten in den Fokus. Das heißt, die Perspektiven einzelner 

spezieller Soziologien - wie die Erkenntnisse der Soziologie sozialer Ungleichheit, die Bildungs- 

und Arbeitssoziologie oder auch die Soziologie der Erziehung und Sozialisation (Waldschmidt 

2020) und gegebenenfalls weitere - können zur Bearbeitung des Forschungsgegenstands 

Behinderung konstitutiv sein. Die Rehabilitationssoziologie nutzt dabei vielfach das 

                                                      
4 Im Gegensatz zu prominenteren speziellen Soziologien, wie Wirtschafts- und Organisationssoziologie, Arbeits- oder Bildungssoziologie u.a., 
ist für die Rehabilitationssoziologie ein Nischendasein zu konstatieren. Verglichen mit anderen soziologischen Subdisziplinen ist nur eine 
geringe institutionelle Verankerung festzustellen. Es gibt nur wenige Lehrstühle für Rehabilitationssoziologie oder angrenzende 
Denominationen (wie z.B. die Disability Studies) im deutschsprachigen Raum. Innerhalb der soziologischen Fachcommunity ist die 
Rehabilitationssoziologie damit eher randständig etabliert und prägt den innersoziologischen Fachdiskurs nur partiell. Diese Einschätzungen 
wurden bereits von Waldschmidt/Schneider (2007a: 12) konstatiert, sind jedoch nach wie vor zeitgemäß. 
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vorhandene soziologische Theoriegerüst5 der speziellen Soziologien zur Bearbeitung von 

Fragestellungen mit direktem oder indirektem Bezug zum Themenfeld Behinderung. 

Gleichwohl hat die Subdisziplin eine Reihe von wegweisenden, explizit 

rehabilitationssoziologischen Publikationen6 hervorgebracht, die den internen Fachdiskurs 

nachhaltig prägen. 

Behinderung als das zentrale Themenfeld der Rehabilitationssoziologie hat eine Strahlkraft 

über die Soziologie hinaus, da die Inhalte und theoretischen Auseinandersetzungen auch für 

andere Wissenschaftsdisziplinen von hohem Interesse sind. Deutungsansprüche über den 

Personenkreis sowie wissenschaftliche Anknüpfungspunkte an das Phänomen Behinderung 

erheben über die Disability Studies und die Heil- und Sonderpädagogik hinaus u.a. die 

Psychologie sowie erziehungswissenschaftliche Teildisziplinen7. Die Rehabilitationssoziologie 

steht zwar mit anderen Disziplinen in Konkurrenz um die Deutungshoheit des Personenkreises 

bzw. Phänomens Behinderung, sie bringt jedoch, speziell in Abgrenzung zu den pädagogischen 

(Sub-)Disziplinen, eine autarke Perspektive mit, die auf dem umfangreichen Theoriegerüst der 

allgemeinen Soziologie fußt. 

Nach dieser Verortung ist zu konstatieren, dass die Rehabilitationssoziologie mit ihrer 

Fokussierung auf das Themenfeld Behinderung ein Alleinstellungsmerkmal innerhalb der 

soziologischen Fachdiskussionen aufweist. Sie hat Ausstrahlung u.a. auf die Disability Studies, 

Psychologie und jene erziehungswissenschaftlichen Teildisziplinen, die sich ebenso dem 

Themenfeld Behinderung widmen. Eine soziologische Analyseperspektive ermöglicht es, die 

gesellschaftlichen Strukturen zu beleuchten und die Funktionen der Institutionen und 

Organisationen in den Blick zu nehmen, die am Themenkomplex Übergänge, Behinderung und 

berufliche Bildung beteiligt sind.  

                                                      
5 In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass die Rehabilitationssoziologie nur wenige eigene genuin rehabilitationssoziologische 
Theorien ausgebildet hat. Sie bedient sich verschiedener mikro- und makrosoziologischen Theorien und wendet jeweilige soziologische 
Perspektiven auf das Themenfeld Behinderung an und nutzt dieses zur Analyse des Themengegenstands Behinderung (Stange 2013). 
6 Als prominenteste genuin rehabilitationssoziologische Veröffentlichungen sind die Lehrbücher von Cloerkes (2007) und Kastl (2017) 
anzuführen. Im weiteren Sinne sind die soziologischen Arbeiten von Wansing (2006) und Pfahl (2011) sowie der Sammelband von Cloerkes 
(2003) zu nennen. Weitere ‚rehabilitationssoziologische Klassiker‘ bzw. Standartwerke sind die von Thimm (2006) und Neubert/Cloerkes 
(2001). Fruchtbar für den Theoriediskurs einer Soziologie der Behinderung ist die interdependente Bezugnahme zu den (deutschsprachigen) 
Disability Studies. Hier sind der Sammelband zur Verortung der Disability Studies in Deutschland von Brehme et al. (2020) sowie 
Waldschmidt/Schneider (2007b) hervorzuheben und als wegweisend für die innerdisziplinäre Fachdiskussion einer Soziologie der 
Behinderung zu bezeichnen. Dieser wird von dem kürzlich erschienenen „Handbuch Disability Studies“ (Waldschmidt 2022) komplementiert. 
7 Abseits der Soziologie und ohne Anspruch auf Vollständigkeit wird daher in dieser Dissertation auf Literatur der interdisziplinären 
Transitions- und Berufsbildungsforschung, der Berufs- und Wirtschaftspädagogik, der Heil- und Sonderpädagogik bzw. der Rehabilitations- 
und Inklusionspädagogik Bezug genommen. 
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Der im Weiteren bearbeitete Themenkomplex des Übergangs Schule-Beruf ist entsprechend 

in der interdisziplinären Transitionsforschung und im Schnittfeld von Bildungs- und 

Arbeitssoziologie angesiedelt, sowie durch den Personenkreis behinderter Menschen, 

konkreter Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf, rehabilitationssoziologisch 

‚eingefärbt‘ und verortet. Im Fall dieser Dissertation werden auf der Grundlage der 

nachfolgend präsentierten rehabilitationssoziologischen Theoriebezüge die Erkenntnisse auf 

das Phänomen Behinderung angewendet. Die Transitionsprozesse in die berufliche Bildung 

und den Arbeitsmarkt werden soziologisch beleuchtet und infolgedessen der Personenkreis 

der als schulisch behindert markierten Menschen (d.h. solche mit diagnostiziertem Bedarf an 

sonderpädagogischer Förderung) multiperspektivisch betrachtet. 

 

 

3.2 Rehabilitationssoziologische Theoriebezüge 

Im Weiteren werden in gebotener Kompaktheit grundlegende rehabilitationssoziologische 

Theoriebezüge vorgestellt. Diese werden anschließend für die weitere Analyse im Rahmen 

dieser Dissertation genutzt - mit dem Fokus auf dem Übergang Schule-Beruf von 

Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf. 

Aus der Perspektive der strukturell-funktionalen Systemtheorie (Parsons 2009) orientieren 

sich die Gesellschaftsmitglieder an vorgegebenen sozialen Normen. Dementsprechend ist der 

Sozialisationsprozess, in dem die Normen verinnerlicht werden, mehr durch Rezeption als 

durch Autonomie geprägt. Ausgehend von diesem Verständnis ist z.B. für den Übergang 

Schule-Beruf von Interesse, welche Aufgaben und Funktionen soziale Institutionen wie Schule, 

Berufsbildungsinstanzen und Arbeitsmärkte haben. Damit werden Fragen aufgeworfen, die 

entsprechend die ‚Platzanweisung‘ und das ‚Unterkommen‘ in den 

Funktionszusammenhängen thematisieren8. Aus der Perspektive des Strukturfunktionalismus 

nach Parsons (2009) erfüllen einzelne Subsysteme spezifische, funktionale Aufgaben, um die 

Gesamtstruktur einer Gesellschaft aufrecht zu halten. In dieser Lesart erfüllt das 

Rehabilitationssystem spezifische Funktionen und Aufgaben für behinderte Menschen. Es 

                                                      
8 Weiter sind auch Fragestellungen zur Rollensozialisation denkbar, z.B. wie die Individuen entsprechend der ihnen zugewiesenen Positionen 
und sozialen Status ‚klarkommen‘. In weitergehenden Gedankenschritten stellen sich dann Fragen der behinderungsspezifischen 
Rollensozialisation. Dieses haben Haber/Smith (1971) mit ihren Ausführungen zur Behindertenrolle (siehe unten) aufgenommen. 
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schafft entsprechende Institutionen für sie und gewährleistet so ihre Integration. Als Beispiele 

sind u.a. die Förderschule, die rehabilitationsspezifische Berufsvorbereitung- und Ausbildung, 

Integrationsbetriebe oder die Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM) zu nennen. So 

bietet die Förderschule, um nachfolgend ein Beispiel auszuführen, eine gesonderte 

Anlaufstelle für die spezifische Personengruppe der Schüler*innen mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf. Ausgehend vom strukturfunktionalistischen Verständnis ergeben sich vielfältige 

Fragen nach den Funktionen der Schule. Zum Beispiel, welchen Beitrag diese Institution durch 

ihren Erziehungs- und Bildungsauftrag für die Reproduktion der Gesamtgesellschaft leistet, 

aber auch, inwieweit die Qualifikations-, Selektions- und Sozialisationsfunktion der Schule 

Chancengleichheit im Bildungs- und Ausbildungswesen herstellt oder verhindert (Wacker 

2020; Quenzel/Hurrelmann 2019: 3). Die systemtheoretische Analyse des Bildungssystems, in 

diesem Fall mit dem Fokus auf Behinderung, ist schon deshalb soziologisch wie 

sonderpädagogisch relevant, weil nach diesem Theorieverständnis Behinderung als 

Systemfolge verstanden wird und nicht auf ein Personenmerkmal reduziert werden kann. Die 

Bestimmung der gesellschaftlichen Funktionen der Förderschule, der WfbM oder anderer 

behinderungsspezifischer Sondersysteme bzw. Institutionen der Berufsbildung können damit 

Grenzen pädagogischer Handlungen markieren. Es können die Konturen gesellschaftlicher 

Strukturen aufgezeigt werden, in deren Grenzen in Institutionen professionell-pädagogisch 

gehandelt wird. Im Lichte dieser Theorieanwendung wird der Blick auf die Institutionen und 

Organisationen gelenkt, die Behinderung systematisch herstellen und ihrer funktionalen 

Eigenlogik folgend bearbeiten. Bezugnehmend auf Adornos (1972) „Theorie der Halbbildung“ 

erwartet die Schule schon immer das, was sie eigentlich erreichen und fördern, d.h. vermitteln 

soll. Adorno diagnostizierte es als das Dilemma der Bildung. Einerseits will sie Gleichheit 

bewirken und Ungleichheit hinterfragen. Andererseits verfestigt sie bestehende 

Ungleichheiten und verunmöglicht Bildung im weiteren philosophischen Sinne (Adorno 1972). 

Inwieweit ein Bildungssystem9 damit seinem Handlungsauftrag nachkommt, ist daher 

fragwürdig (Quenzel/Hurrelmann 2019; Wacker 2020). 

                                                      
9 Die Institution Schule selektiert eher Personen mit geringer Bildung aus. Sie markiert diejenigen als sonderpädagogisch förderbedürftig, die 
von der Norm abweichen. Zusätzlich wird in der Schule ‚Selbstselektion‘ betrieben, d.h. benachteiligte Familien nehmen ihre Kinder schneller 
aus dem Regelschulsystem, was die ungleichen Exklusionsrisiken noch verstärkt. Schule ist so gesehen nicht gerecht, sondern führt zu einer 
bildungsbiografischen Weichenstellung und ist damit eine starke Exklusionstreiberin (Wacker 2020). 
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Aus der explizit rehabilitationssoziologischen Theoriebildung der „Behindertenrolle“ 

(Haber/Smith 1971) ergeben sich Anschlüsse für den hier behandelten Gegenstand. 

Haber/Smith (1971) gingen davon aus, dass Funktionseinschränkungen aufgrund einer 

Behinderung i.d.R. durch gegenseitige Rollenerwartungen beeinflusst werden. Die 

Behindertenrolle ist Ausdruck einer Anpassung des oder der Betroffenen an die auferlegten 

Rollenerwartungen, die dem Zustand des ‚Behindertseins‘ angemessen sind, oder zu sein 

scheinen. Die Reduktion von Erwartungen, die an die Person von außen herangetragen 

werden, sind nicht nur als das zumutbare definierte Maß oder als Akt ‚sozialer Gnade‘ zu 

verstehen. Die Rolle des oder der ‚Behinderten‘ wird durch Sozialisation vermittelt, hat 

Einfluss auf das Selbstkonzept und legt den Grad reduzierter Teilhabe an gesellschaftlichen 

Zusammenhängen und Funktionssystemen fest. Die Behindertenrolle schafft damit Klarheit 

über reziproke Rollenerwartungen von Behinderten und Nichtbehinderten: Sie schützt 

behinderte Menschen vor zu hohen Leistungserwartungen und normalisiert damit das 

Verhältnis zu anderen, nicht behinderten Menschen. Unter rein funktionalen Gesichtspunkten 

hat die Behindertenrolle damit positive Funktionen für alle Interaktionspartner*innen, 

verschafft sie doch Klarheit über wechselseitige Verhaltenserwartungen (Haber/Smith 1971). 

Voraussetzung ist, dass die Behinderung von den Interaktionspartner*innen erkannt wird, was 

Cloerkes (2007) unter dem Stichwort der ‚Sichtbarkeit‘ von Behinderung soziologisch 

beschrieben hat. Damit ist gemeint, dass die prinzipielle Möglichkeit besteht, die Behinderung 

als negative Abweichung im körperlichen oder geistigen Sinn überhaupt festzustellen. Mit der 

Feststellung der Behinderung geschieht gleichzeitig die Abgrenzung gegenüber anderen 

devianten Gruppen. Behinderten Menschen wird im Gegensatz zu anderen Devianten keine 

‚Schuld‘ an ihrer Abweichung zugeschrieben, womit die Behindertenrolle eine 

Normalisierungsfunktion hat (Haber/Smith 1971). Die Sozialisation in die Behindertenrolle 

‚legalisiert‘, d.h. normalisiert also die Abweichung der*des Behinderten von anderen 

Devianten10. 

                                                      
10 Haber/Smith (1971) führen weitergehend aus, dass eine ‚Umdefinition‘ der Person mit Zuweisung einer neuen Rolle und Identität erfolge. 
Die Zuteilung und Legitimation der Behindertenrolle ‚normalisiert‘ damit die Stellung des Behinderten in der Gesellschaft. Der Preis für diese 
‚Normalisierung‘ sind ein niedrigeres Lebensniveau und geringere soziale Teilhabechancen. Zum Beispiel wird das ‚unnormale‘ Aussehen und 
Verhalten als für Behinderte ‚normal‘ umdefiniert, damit werden mögliche Stigmatisierungen abgemildert und Behinderte von 
Leistungserwartungen befreit, denen sie (vermeintlich) nicht genügen können. 
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Der Status des ‚Behindertseins‘ (Cloerkes 2007) ist also nur eine mögliche, meist negative 

Folge einer als unerwünschte Abweichung empfundenen Merkmalsausprägung, die die 

Entwicklungs- und Partizipationschancen eines behinderten Menschen einschränkt. Diese 

analytische Trennung11 ermöglicht es u.a., die sozialen Folgen einer Behinderung für sich zu 

analysieren und nicht als zwingende Folge der Merkmalsausprägung zu betrachten. Diese 

Differenzierung entzieht damit einem sozial, historisch oder biologisch begründeten 

Determinismus (Neubert/Cloerkes 2001) jede Grundlage. Die gesellschaftliche 

Wahrnehmung, Bewertung und Reaktion auf behinderte Menschen sind eingebettet in 

historisch gewachsene und sozial-kulturell kodierte Deutungsmuster sozialer 

Repräsentationen von Behinderung. Diese Deutungsmuster zeigen sich in alltäglichen, 

institutionellen aber auch professionellen Formen der gesellschaftlichen Organisation des 

Umgangs mit behinderten Menschen – z.B. durch (Ver-)Besonderung und Verweigerung 

gleichberechtigter Teilhabe an zentralen Lebensbereichen (Kardorff et al. 2013: 30f) oder 

Stigmatisierung12. Zwar variieren zwischen Staaten, Gesellschaften und Kulturkreisen die 

Bewertungen behinderter Menschen, jedoch zeigen sich etablierte Muster im Zeitverlauf. 

Negative und diskriminierende Bewertungen, insbesondere von Menschen mit 

Schwerbehinderung, Mehrfachbehinderung oder sogenannter geistiger Behinderung und von 

psychisch kranken Menschen, ähneln sich in vielen Gesellschaftsformationen und Kulturen 

(Neubert/Cloerkes 2001). Das zeigt sich in der differenzierten Bewertung einzelner 

‚Behinderungsformen‘, ihrer Hierarchisierung, sowie in einer gestuften Ablehnung bzw. 

Akzeptanz von Behinderungsmerkmalen. Eine hohe Funktionsbeeinträchtigung wird dabei 

häufiger negativ bewertet (Cloerkes 2007). Die Akzeptanz gegenüber Menschen mit 

körperlichen Beeinträchtigungen ist eher höher, eine starke soziale Distanz findet sich 

gegenüber Menschen mit geistigen oder psychischen Behinderungen (Thimm 2006: 121f). Zu 

erklären ist dies mit dem hohen gesellschaftlichen Stellenwert der Merkmale 

‚Leistungsfähigkeit‘ und ‚Gesundheit‘ (Czedik/Pfahl 2020; Waldschmidt 2020, 2011). Die 

                                                      
11 Durch die Trennung von notwendiger und hinreichender Bedingung von Behinderung werden ferner nur solche Menschen als ‚behinderte 
Menschen‘ bezeichnet, bei denen auch eine Behinderung vorliegt. Nicht alle Menschen gelten als ‚behindert‘, auf die die soziale Reaktion 
entschieden und dauerhaft negativ ist (Cloerkes 2007). 

12 Stigmata entstehen nach Goffman durch sich wiederholende negative Etikettierungen, die sich von den sozial etablierten Erwartungen 
eines ‚normalen Verhaltens‘ unterscheiden (Goffman 1975: 13ff). Die Folgen von Stigmatisierungen können sich in mangelndem 
Selbstbewusstsein, Reputationsverlust oder einem Empfinden der Wertlosigkeit ausdrücken und bis zu einem vollständigen 
gesellschaftlichen Rückzug führen (ebd.: 161ff). 
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Disability Studies diskutieren dieses Phänomen unter den Stichworten der ‚Ability‘ bzw. ‚Dis-

Ability‘ (ebd.). Die Orientierung an Leistung bzw. Leistungsfähigkeit ist als konstitutiv für 

kapitalistische Gesellschaften zu bezeichnen (Buchner et al. 2015; Karim/Waldschmidt 2019: 

270f). 

Auf der Grundlage des Symbolischen Interaktionismus hat sich in der soziologischen 

Devianzforschung der ‚Labeling Approach‘ entwickelt, der auch als Definitions- bzw. 

Etikettierungsansatz bezeichnet wird (Thimm 2006). Goffman (1975) konstatierte, dass der 

Mensch mit Behinderung in der Wahrnehmung der Mehrheitsgesellschaft zu einer Gruppe 

von Menschen gehöre, die in spezifischer Hinsicht „in unerwünschter Weise anders ist, als wir 

es antizipiert hatten“ (Goffman 1975: 13). Die damit konstituierte, kategoriale ‚Wir–Sie 

Differenz‘ beruht auf historisch gewachsenen, kollektiv hergestellten und sozial-kulturell 

codierten Mustern. Anders ausgedrückt fußt die Unterscheidung von Menschen mit und ohne 

Behinderung auf einer Merkmalsklassifikation, die sich in alltäglichen Interaktionen und 

Diskursen beständig selbst bestätigt. Die in den kulturellen Mustern verankerten Stereotype 

fungieren so als vereinfachende, stabilisierte Orientierungsmuster in der Alltagsinteraktion. 

Sie steuern die Wahrnehmung und kognitive Zuordnung von Phänomenen und Personen im 

Horizont der sozialen und rhetorischen Ordnung der Welt (Kardorff et al. 2013: 30f). 

Abwertungen behinderter Menschen resultieren aus ihrer Abweichung von der Normalität 

sowie aus abgeleiteten Unterstützungsanforderungen (Waldschmidt 2011; Heitmeyer 2005). 

Folglich wird behinderten Menschen nicht nur ein funktionales Defizit attestiert, sondern auch 

weitere Merkmale, die ihre Andersartigkeit zum Ausdruck bringen (Thimm 2006: 122). Eine 

mögliche Folge der Abweichung ist der Ausschluss behinderter Menschen aus allgemeinen 

Sozialkontexten, wie den Regelschulen oder dem Arbeitsmarkt, und eine Kategorisierung 

entlang spezifischer Klassifikationen. Die Zuschreibung des Merkmals der mangelnden 

Leistungsfähigkeit kann beispielsweise zum Ausschluss führen, mit dem Verweis der 

betroffenen Person in Sondersysteme wie z.B. die Förderschule, die Werkstatt für behinderte 

Menschen o.ä.. Dabei gibt es durchaus einige Fürsprecher*innen in der Fachwelt, die eine 

Aussonderung zum Wohle der Betroffenen befürworten und mit der passgenauen 

Unterstützungsmöglichkeit in Sondersystemen argumentieren, die sich an den individuellen 

Lebensbedürfnissen orientiere (Wacker 2020: 103). Zum Beispiel biete das Regelschulsystem 

im Gegensatz zur Förderschule und dessen Ausdifferenzierung in Förderschwerpunkte, nicht 
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dieselben Möglichkeiten individueller Förderung. Das verweist auf die polarisierende 

Grundsatzfrage, ob der Schonraum vorteilhafte Förderungsmöglichkeiten bietet, oder 

gegenteilig der leistungsreduzierte Lernort der Förderschule eher zu einer „Schonraumfalle“ 

(Schumann 2007) wird. Ob der Förderschulbesuch Vorteile oder Nachteile für die 

Schüler*innen bietet (in Bezug auf die Lebenszufriedenheit siehe Beitrag I), z.B. bezogen auf 

das Leistungsvermögen, wird in der wissenschaftlichen Diskussion schon lange kontrovers 

diskutiert (Wacker 2020; Wocken 2011; Schumann 2007).  

 

 

3.3 Inklusion - Verständnis und Begriffsverwendungen 

Inklusion wurde als politischer Leitbegriff durch die UN-Behindertenrechtskonvention13 

manifestiert und als Menschenrecht festgehalten, mit dem Ziel, diese als handlungsleitende 

Norm zu etablieren. Wissenschaftlich stellt sich Inklusion als ein vielseitig verwendeter Begriff 

mit unterschiedlichen Interpretationen, An- und Verwendungen dar (Neises 2018: 61).  

Der pädagogische Inklusionsbegriff wird divergent verwendet und oszilliert, wie Hinz (2018: 

15f) kritisiert, zwischen Vision und ‚Modebegriff‘. Im internationalen Raum zeigen sich 

verschiedene Diskussionslinien14 im Diskurs über pädagogische Inklusion (Lindmeier et al. 

2019b: 5). Die Fülle der verschiedensten Definitionen und Interpretationen hat i.d.R. als 

gemeinsamen Kern, dass in einem pädagogischen Verständnis von Inklusion Vielfalt als etwas 

Positives anerkannt werden solle (Hinz 2018). Inklusion versteht die Anerkennung von 

Heterogenität als Normalfall. Erwartungshaltungen sind weiter, dass Inklusion im 

gesellschaftlichen Umgang das Ziel haben müsse, größtmögliche Teilhabechancen für jede*n 

Einzelnen zu gewährleisten. Außerdem solle Inklusion alle Aspekte von Verschiedenheit 

umfassen, ohne Vorbehalte jeden Menschen in seiner Einzigartigkeit wertschätzen und 

                                                      
13 Zu erwähnen ist, dass in der offiziellen deutschen Übersetzung der UN-BRK der zentrale Begriff „inclusion“ mit „Integration“ und nicht mit 
„Inklusion“ übersetzt wurde. Dieses ‚Missgeschick‘ zieht bis heute Unverständnis und Spott nach sich und führte zu massiver Kritik aus 
Fachkreisen sowie von Betroffenenverbänden. In Folge wurde eine „korrigierte Fassung“ erstellt, die so genannte „Schattenübersetzung“, 
die häufig im deutschsprachigen Raum Verwendung findet. 

14 Lindmeier et al. (2019b: 5ff) differenzieren in der internationalen sowie deutschsprachigen Fachdiskussion zur Inklusion drei 
Interpretationslinien: Die erste geht, nicht erst mit der UN-BRK Verabschiedung im Jahr 2006, von einem engen behinderungsspezifischen 
Adressat*innenverständnis aus und nimmt aus einer bürgerrechtlichen Perspektive Bezug auf die Ansprüche auf volle gleichberechtigte 
Partizipation von Menschen mit Behinderung. Die zweite Linie geht von einem weiten, auf alle Diversitätsdimensionen bezogenen 
Adressat*innenverständnis aus und propagiert eine ganzheitliche Schul- bzw. Organisationsentwicklung. Eine dritte Linie bezieht sich zwar 
auf alle Lernenden, nimmt aber besondere Bezugnahme auf vulnerable Gruppen, welches von einem ungleichheitstheoretisch begründeten 
partikularen Adressat*innenverständnis geleitet wird. 
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individuelle Bedürfnisse in den Blick nehmen. Das bedeutet in der Konsequenz, dass auf 

Etikettierung und Segmentierung gänzlich zu verzichten sei und allen Menschen 

uneingeschränkt auf der Basis ihrer individuellen Kompetenzen, Potenziale und Bedürfnisse 

eine optimale Teilhabe zu ermöglichen sei. Inklusion stellt damit weit verbreitete 

gesellschaftliche Vorstellung von ‚Normalität‘ infrage (Hinz 2018). Den pädagogischen 

Inklusionstheoretiker*innen geht es um mehr als einen ethischen Orientierungsrahmen für 

den Bildungsbereich, in dem Inklusion als ‚Nordstern‘ (Boban/Hinz 2017) für die Entwicklung 

eines Bildungskonzepts fungiert, das alle Menschen einbezieht und sie entsprechend ihrer 

individuellen Voraussetzungen fördert. Damit ist Inklusion in der Bildung weniger ein Status 

oder eine Struktur – z.B. steht eine Schule allen Schüler*innen offen – sondern ein nicht 

endender Entwicklungsprozess, der von der Vision des ‚Nordsterns der Inklusion‘ als 

Orientierung auf nichtdiskriminierende Kulturen, Strukturen und Praktiken getragen wird 

(Hinz 2018: 17).15  

Der menschenrechtliche Grundsatz der Inklusion, abgeleitet aus der UN-BRK (‚inclusion in 

society‘), zielt auf gleiche und freie Möglichkeiten für Menschen mit Behinderungen ab, um 

gesellschaftliche Teilhabe zu verwirklichen (Aichele 2019). Im Bildungssystem und am 

Arbeitsmarkt besteht mit der UN-BRK durch Artikel 24 (Bildung) und 27 (Arbeit und 

Beschäftigung) die rechtliche Verpflichtung, Inklusion zu ermöglichen. Einem vereinfachten 

Inklusionsverständnis nach meint das zuvorderst die Eingliederung von jungen Menschen mit 

Behinderung in Regelschulen und Arbeitsgelegenheiten. Zum Beispiel dadurch, dass alle 

Jugendlichen zusammen unterrichtet werden (sollen), ist Inklusion (bereits) verwirklicht. Die 

Vision von schulischer Inklusion und gemeinsamen Unterricht geht mit der Annahme einher, 

dass Inklusion einen positiven Einfluss auf die Biografien von Heranwachsenden habe. Wenn 

Menschen auf allen Ebenen im Bildungssystem vollumfänglich willkommen geheißen werden 

und auf jede Form der Separierung verzichtet wird, dann grenzt Inklusion16 sich tatsächlich 

von Integration ab und übersteigt diese (Gebhardt/Heimlich 2018: 1242). Als Voraussetzung 

                                                      
15 Abseits menschenrechtlicher Motivlagen, rechtlicher Erweiterungen und pädagogischer Absichtserklärungen stellen sich Handlungs- und 
Umsetzungsfragen. In der öffentlichen und Wissenschaftsdiskussion um Inklusion dominieren Fragen der schulischen Umsetzung des 
gemeinsamen Unterrichts aller Kinder und Jugendlichen mit oder ohne Behinderung, sowie anzustrebender pädagogischer Haltungen und 
(noch) zu vollziehender Strukturveränderungen im Schulsystem (Hinz 2018). 

16 Inklusion wird als Weiterentwicklung der Integration angesehen, man geht bei der Inklusion von einer Wahrung der Bedürfnisse und 
Interessen der*des Einzelnen aus sowie das separierende Sondersysteme nicht zu rechtfertigen sind (Gebhardt/Heimlich 2018: 1249f). 
Orientiert wird sich in diesem Verständnis an dem prominenten und häufig verwendeten Stufenmodell von Sander (2004). 



25 

 

für schulische Inklusion müsste das bestehende Bildungs- und Fördersystem demnach 

überarbeitet werden, um ‚wirkliche Inklusion‘, nicht bloß Integration, zu erreichen (König 

2018: 421). 

Ein soziologisches Verständnis von Inklusion steht in Konkurrenz zu einer pädagogischen 

Interpretation, die Haltungs- und Handlungsveränderungen anmahnt. Aus soziologischer 

Perspektive wurde vielfach Kritik an einem normativen Inklusionsverständnis geäußert. So 

wies exemplarisch El-Mafaalani (2011) früh darauf hin, dass der Begriff ‚Inklusion‘ zwar in 

vielen Fachrichtungen Gebrauch finde, aber sich die Frage stelle, ob Inklusion nicht genauso 

behandelt werde wie Integration17. Vollmer (2020) kritisiert, dass mit dem Hype um Inklusion 

eine differenzierte wissenschaftliche Diskussion erschwert werde. Das Argument schließt an 

die Kritik an, Inklusion sei ein wissenschaftlicher ‚Modebegriff‘, den es aktuell zu verwenden 

gelte, wobei die beliebige Benutzung des Begriffs zeitgleich zu seiner inhaltlichen Entkernung 

beitrage. Die soziologische Perspektive ist hilfreich, um den Mythos der Totalinklusion oder 

kompletten Exklusion aufzudecken (Nassehi 2007). In funktional differenzierten 

Gesellschaften sind Selektion und Exklusion der Normalfall (Luhmann 1999). Teilausschlüsse 

bzw. -einschlüsse sind sogar häufig. Sie finden regelhaft statt, denn durch Auswahlprozesse 

sollen die ‚richtigen‘ Personen an entsprechende Statuspositionen gelangen (Wacker 2020: 

102f). In Abgrenzung zum normativen Inklusionsbegriff und dem 

differenzierungstheoretischen Verständnis nach Luhmann (1999) folgend bedeutet Inklusion 

nicht ein Hineinholen von Personen ‚in die Gesellschaft‘. Es beschreibt die Art und Weise, wie 

in ausdifferenzierten Funktionssystemen zeitweise ‚Zugriff‘ auf Personen genommen wird. 

Das widerspricht einer vereinfachten Auffassung vom vollständigen Einbezug eines 

Individuums in ein (Sub-)System. Eher lenkt dieses Verständnis von Inklusion den Blick auf die 

ausdifferenzierten Teilsysteme und die ständigen Prozesse von Inklusion und Exklusion in 

einzelnen Gesellschaftsbereichen. Der temporäre Zugriff auf Individuen geschieht im Rahmen 

funktionalisierter Rollen, z.B. als Schüler*in oder Arbeitnehmer*in im Bildungs- oder 

Wirtschaftssystem (Wansing 2012: 382f). Zur Analyse von Lebenslagen von Menschen mit 

Behinderung ist daher die Verknüpfung einer differenzierungs- sowie 

                                                      
17 Bei dem Unterschied zwischen Inklusion und Integration sei entscheidend inwiefern „die individuellen Merkmale und die gesellschaftlichen 
Mehrheitsvorstellungen in Verbindung gebracht werden“ (El-Mafaalani 2011: 40). In der Vergangenheit seien die Normalitätserwartungen 
als unveränderbar angesehen, was dazu führte, dass die Begriffsinterpretationen von Inklusion soweit ‚gedreht‘ wurden, dass sie doch 
zueinander passen (ebd.). 
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ungleichheitstheoretischen Perspektive der Teilhabe hilfreich. Mit dieser Betrachtungsweise 

ergeben sich Einblicke in teilsystemische Inklusionsbedingungen und Exklusionsrisiken, die als 

Regelungsinstanzen fungieren. Das sind z.B. in Bezug auf die Erwerbsarbeit behinderter 

Menschen formale Qualifikationen, Flexibilität, soziale Kompetenzen, Fähigkeit zur 

Selbstorganisation, Leistungsbereitschaft und Belastbarkeit etc. (Wansing 2012: 388f). 

Inklusion in das Bildungs- und/oder Wirtschaftssystem ist eben nicht einfach nur positiv, 

erstrebenswert und ausschließlich als ‚etwas Gutes‘ zu interpretieren. Sie bedeutet in der 

Konsequenz, sich der Konfrontation mit Normalitätserwartungen, Pflichten und Risiken sowie 

marktgesteuerten Selektionen und Zumutungen des Arbeitsmarktes auszusetzen (ebd.: 392f). 
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4 Die Transitionsprozesse Schule-Beruf  

In diesem Kapitel werden die Transitionsprozesse von der Schule in den Beruf mit den 

dazugehörigen Institutionen und dem aktuellen Forschungsstand dargestellt. Der Abschnitt 

widmet sich theoriegeleitet und unter Bezugnahme aktueller Daten den Stationen der 

Schulbildung und beruflichen Bildung sowie den theoretischen Hintergründen zur 

Transitionsforschung und Übergängen im Lebenslauf.  

 

 

4.1 Transitionsforschung und Übergänge im Lebenslauf 

Die Transitionsforschung ist ein interdisziplinärer Forschungsbereich, der sich u.a. auf die 

schulischen und beruflichen Übergänge im Lebenslauf fokussiert. Nachfolgend wird sich in 

diesem Unterkapitel auf die Transition von der Schule in den Beruf konzentriert, indem 

zentrale theoretische Bezüge und Forschungsergebnisse der Übergangsforschung vorgestellt 

werden. Diese werden für Menschen mit Behinderung dargelegt, sowie die 

Herausforderungen von Inklusion im Übergang Schule-Beruf thematisiert. 

 

4.1.1 Übergangsforschung und Lebenslauf 

Die ‚neuere Übergangsforschung‘ (Walther/Stauber 2018: 908ff) seit Mitte der 1980er Jahre 

knüpft vor allem an die soziologische Bildungs- und Lebenslaufforschung an. Diese fragt 

sowohl nach Chancen und Grenzen der sozialen Mobilität im Lebensverlauf als auch nach 

Stabilität und Wandel des standardisierten, sogenannten ‚Normallebenslaufs‘. 

Institutionalisiert wurde dieses „Lebenslaufregime“ (Kohli 1985) auf der Basis von Schulpflicht, 

der wohlfahrtsstaatlichen Regulierung von Erwerbsverläufen, sowie durch typisierende 

Normalitätsdiskurse. Letztere tragen wesentlich zu einer (sozio-) kulturellen Legitimierung bei 

und geben damit gleichzeitig den Orientierungsrahmen für das ‚normale Leben‘ vor. 

Hauptaugenmerk der neueren Übergangsforschung ist das ‚Unterkommen‘ im Arbeitsmarkt. 

Daher fokussieren sich die beobachteten Übergänge auf Arbeit, Jugend und die (möglichen) 

Passungsprobleme. Aufgrund der Normalitätsannahmen erscheinen die Übergänge als 

problematisch, wenn Lebensläufe nicht linear verlaufen. Diese werden dann als riskante, 

prekäre oder problematische Übergangsverläufe markiert, bzw. als individuell zu 
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kompensierende Problemlagen thematisiert (Walther/Stauber 2018: 909f). Die 

Übergangsforschung lässt sich daher in ihrer Funktion ideologiekritisch als 

‚Stellvertreterdiskurs‘ deuten. Gesellschaftliche Konflikte und Integrationsprobleme lassen 

sich lebensaltersspezifisch zuschreiben und pädagogisieren. Damit wird die Fiktion eines 

linearen Normallebenslaufes mit voller Teilhabe im Erwachsenenalter aufrechterhalten. 

Zeitgleich mit der neueren Übergangsforschung gewinnt der Begriff ‚benachteiligte 

Jugendliche‘ in den 1980er Jahren an Bedeutung und es vollzieht sich ein Perspektivwechsel: 

Weg von ungleichen Statuspositionen im fordistischen Lebenslaufregime, hin zu Risiken der 

Ausgrenzung im postfordistischen Lebenslaufregime, in dem sich Übergänge als ein 

individualisierter Wettlauf um knapper werdende Positionen mit vollständiger 

gesellschaftlicher Teilhabe herausstellen (Castel 2000) und veränderten Mechanismen der 

Reproduktion sozialer Ungleichheit. Diese Blickrichtung macht die Transitionsforschung zu 

einer normativen und politischen Angelegenheit (Walther/Stauber 2018: 910). Nach Galuske 

(2005) reproduziert die Transitionsforschung somit auch die Zuschreibungen von Differenzen 

und Defiziten. Sie legitimiert die individualisierenden und kompensatorischen Formen der 

Bearbeitung riskanter Übergänge unter der Beteiligung pädagogischer Subdisziplinen wie 

Sonder-/Heilpädagogik, Sozial- und Berufspädagogik. Die Bearbeitung und institutionelle 

Regulierung von Übergängen (Walther 2015: 44f) besteht u.a. in der organisatorischen und 

rechtlichen Markierung der Voraussetzungen von Übergängen, z.B. nach Alter oder 

Fähigkeiten. Ablaufprogramme werden institutionalisiert, indem Übergangsverläufe gelenkt, 

zugewiesen, aber auch kontrolliert und sanktioniert werden. In ‚kompensatorischen Akten‘ 

werden z.T. auch Formen der ‚sekundären Normalisierung‘ institutionalisiert: Das geschieht, 

wenn gesellschaftliche Anforderungen nicht erfüllt werden, nur mit eingeschränkter Teilhabe, 

etwa durch Maßnahmen wie Sonderbeschulung oder geschützte Beschäftigungsverhältnisse 

(Böhnisch 2009). Hier zeigt sich deutlich der Zweck ausdifferenzierter Sondersysteme in der 

Gestalt von Förderschulen, rehabilitationsspezifischen Programmen der Berufsvorbereitung 

und -ausbildung, WfbM und Sonderarbeitsmärkten, etc. Die institutionelle Regulierung von 

Übergängen beinhaltet dementsprechend Versuche der Initiierung, Begleitung bzw. 

Steuerung von Bildungsprozessen, mittels derer sich die Individuen Wissens- und 

‚Könnensanforderungen‘ anzueignen haben, um angestrebte oder gesellschaftlich vermittelte 

Rollenerwartungen erfüllen zu können, bzw. dazu befähigt werden. Damit ‚sollen‘ Individuen 



29 

 

an den Übergangspassagen in die ‚richtigen‘ Lebenslaufbahnen gelangen, in die sie gemäß 

gesellschaftlicher Arbeitsteilung, Stratifikationsprozessen und Normalitätsannahmen 

hineingehören. In dem auf Erwerbsarbeit basierenden und wohlfahrtsstaatlich 

institutionalisierten Normallebenslauf geschieht die Steuerung von Übergängen häufig nach 

einer Logik, die sich in Begriffen wie ‚Ausbildungsreife‘ oder ‚Beschäftigungsfähigkeit‘ 

ausdrückt (Walther/Stauber 2018: 914). Die daraus abgeleiteten Prozesse von Beratung, 

Förderung, Diagnostik, etc. enthalten daher oft die Mechanismen des ‚Cooling-out‘ (Walther 

2014; Goffman 1975), die institutionell vermittelte Reduktion der eigenen Teilhabeansprüche. 

Die Klient*innen bzw. Schüler*innen sollen ‚werden wollen‘, was sie ‚werden sollen‘. Es geht 

darum, dass Jugendliche ‚realistische‘ Berufswünsche entwickeln. Sie sollen akzeptieren, dass 

das, was sie sollen, realistisch ist, gut für sie ist, und zu ihnen passt. Anders ausgedrückt: Es 

muss zu ihrem im Bildungssystem erworbenen, festgestellten und zertifizierten 

Leistungsvermögen passen. Das sind Berufsziele, die auf lokalen Ausbildungsmärkten 

verfügbar sind und die nicht von anderen Bewerber*innen mit höheren Bildungsabschlüssen 

nachgefragt werden (Walther 2014).  

Hier wird deutlich, dass die Bildungsentscheidungen in der Übergangsphase im Lebenslauf 

eben keine rein individuellen, ökonomischen Bildungsinvestitionen sind, die Kosten-Nutzen 

abwägende Akteur*innen18 treffen. Die Strukturen und ihre Wechselwirkungen, in denen sich 

Bildungs- und Berufsentscheidungen vollziehen, sind unbedingt zu berücksichtigen. Niedrige 

Bildungsabschlüsse oder unrealistische Bildungs- und Berufsvorstellungen lassen sich eben 

nicht - Galuske (2005) spitzte den Diskurs zu - einfach individuellen Wahlentscheidungen 

zuschreiben: „Opfer des Arbeitsmarktes werden zu Tätern mit zu geringen 

Bildungsinvestitionen“ (ebd.: 889).  

Verschiedene Studien der Übergangsforschung (für einen Überblick siehe Braun et al. (2018)) 

der letzten 50 Jahre haben immer wieder eine Reproduktion ‚alter Benachteiligungen‘ - nach 

Bildungsstatus, Herkunftsfamilie, Migrationshintergrund und Geschlecht - im Übergang von 

der Schule in die Ausbildung und anschließend in den Arbeitsmarkt belegt. Die soziale 

                                                      
18 Handlungstheoretisch individualisierende Sichtweisen auf Bildungsentscheidungen blenden die Strukturen in denen sich Entscheidungen 
vollziehen und ihre Wechselwirkungen aus. Strukturalistische Ansätze kritisieren diesen methodologischen Individualismus mit Blick auf die 
strukturellen Reproduktionsmechanismen daher als „biografische Illusion“ (Bourdieu 1990). Die biografische Bildungsforschung hat gezeigt, 
dass Bildungsentscheidungen oft subjektiv als Wendepunkte thematisiert werden, diese aber nur die sichtbare und individuell 
zugeschriebene Oberfläche ‚biografisierter‘ Vergesellschaftung darstellen (Miethe et al. 2014). 
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Selektion beim Zugang in die Berufsausbildung ist hoch und wird wesentlich über die 

allgemeinbildenden Schulabschlüsse gesteuert. Das Fehlen eines Schulabschlusses bedeutet 

ein hohes Risiko, keinen Ausbildungsplatz zu finden, in das Übergangssystem einzumünden 

und in die Arbeitslosigkeit zu steuern (Blanck 2020; Menze et al. 2021). Die Übergangsverläufe 

stehen im engen Zusammenhang mit der Angebotsstruktur: Jugendliche passen ihre 

beruflichen Pläne und Berufswünsche bestehenden Angeboten an, versuchen aber auch, an 

ihren Qualifizierungszielen festzuhalten. Die Zusammenschau der Studien zeigt, dass auch 

Jugendliche mit ungünstigen Voraussetzungen eine betriebliche Ausbildung erfolgreich 

absolvieren können, wenn sie die Zugangshürde der so genannten ‚ersten Schwelle‘ 

übersprungen haben (Braun et al. 2018).  

Die Dauer des Übergangsprozesses von gering qualifizierten Jugendlichen, d.h. ohne bzw. 

maximal mit Hauptschulabschluss, was auf fast alle Schüler*innen mit SPF zutrifft, wird vor 

allem von drei Aspekten beeinflusst (Enggruber/Ulrich 2014; Autorengruppe 

Bildungsberichterstattung 2020): Erstens hängt es vom regionalen Ausbildungsplatzangebot 

ab. Zweitens beeinflusst das Angebot der ausbildungsvorbereitenden Bildungsgänge die 

Einmündung in Ausbildungen: je größer das Angebot der Berufsvorbereitung, desto höher die 

Wahrscheinlichkeit nicht direkt in die Ausbildung überzugehen. Drittens vollziehen sich 

Ausbildungsverläufe bei Jugendlichen günstiger, die ohne Zwischenstationen der 

Berufsvorbereitung direkt in die Ausbildung einmünden. Ein weiterer zentraler Befund der 

Transitionsforschung ist, dass die Zugänge zur Berufsausbildung und damit die 

Benachteiligung im Übergang Schule-Beruf nicht durch demografische Entwicklungen 

verschwinden (Braun et al. 2018). 

 

4.1.2 Transitionen bei Menschen mit Behinderung 

Die bisher dargestellten Erkenntnisse der Transitionsforschung sind für Menschen mit 

Behinderung noch gesondert zu explizieren. Die Mechanismen und Begebenheiten der 

Übergänge von Schüler*innen mit Behinderung bzw. SPF von der Schule in den Beruf sind in 

Teilen andere und unterscheiden sich von ‚gewöhnlichen‘ gering qualifizierten Jugendlichen. 

Eine Behinderung stellt für den Lebenslauf ein entscheidendes Merkmal für eine 

„Exklusionskarriere“ (Wansing 2006: 99) dar. Die Stationen und Übergänge im beruflichen 

Lebenslauf von Menschen mit Behinderung, speziell mit kognitiver Beeinträchtigung, sind 
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häufig stark institutionalisiert und an Sondersystemen ausgerichtet. Diese partikularen 

zielgruppenspezifischen Institutionen bieten einerseits Schutz und Versorgung für den 

Personenkreis an, wie z.B. Förderschulen, Berufsbildungswerke oder die WfbM. Andererseits 

wird damit eine ‚Verbesonderung‘ vorgenommen, die zu einem sozialen Ausschluss von 

allgemeinen Institutionen und von Arbeitsgelegenheiten im ersten Arbeitsmarkt führen kann. 

Hier zeigt sich die Paradoxie etablierter Sondersysteme: Sie bieten Schutz vor zu hohen 

Leistungsanforderungen und Versorgung mithilfe zielgruppenspezifischer Institutionen; 

gleichzeitig wird damit eine ´Verbesonderung´ und eine mögliche soziale Exklusion 

vorgenommen (Schreiner/Wansing 2016).  

Gemäß des Labeling Approachs fungiert die Etikettierung ‚behindert‘ bzw. 

‚sonderpädagogisch förderbedürftig‘ als Signal u.a. für das zu antizipierende Leistungsniveau. 

Für die Interaktionspartner*innen ist erkennbar, mit wem sie es zu tun haben, was wiederum 

deren Erwartungshorizont und resultierende Handlungen beeinflusst. Zum Beispiel erhöht es 

die Wahrscheinlichkeit, ‚leichter‘ an Sondersysteme zu verweisen in Annahme eines 

antizipierten Leistungs(un)vermögens. Die Existenz der ausdifferenzierten 

Institutionenlandschaften des Rehabilitationssystems kann differenzierungstheoretisch als 

Stabilisierung bestehender Strukturen gedeutet werden. Sie sind lenkend bzw. 

strukturgebend für den beruflichen Lebenslauf der Zielgruppe. Hier wird erkennbar, welche 

Berufswege überhaupt offenstehen bzw. in welche vermittelt wird und wie diese als Hinweise 

auf potentielle Übergangsverläufe gelesen werden können (Muche 2013). Dahinter steht die 

These, dass vor allem die Institutionalisierung von Übergängen und die Bindungskraft der 

Sondersysteme wie das Sonderschulwesen und das berufliche Rehabilitationssystem zu 

spezifischen Übergangspfaden lenken, die im weiteren beruflichen Lebenslauf zu Übergangs- 

und Ausgrenzungsrisiken führen können (Wansing 2019). Die Formulierung von der „Macht 

der Klassifikation“ (Muche 2013: 140) veranschaulicht die hohe Bedeutung der 

Zuweisungsmechanismen. Je nach Zuweisung eröffnen sich im Transitionsprozess 

unterschiedliche Anschlusswege, wobei ein bestimmtes Etikett häufig zu 

Übergangsautomatismen führt (Zölls-Kaser 2018; Wansing et al. 2016). Zum Beispiel erfolgen 

die Übergänge von Jugendlichen mit so genannter geistiger Behinderung quasi automatisch 

von der Förderschule in den Sonderarbeitsmarkt der WfbM, auch weil Mechanismen wie die 

traditionell enge Kooperation zwischen den beiden Institutionen bestehen und sich daraus 
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eine strikte Überleitung ergibt (Schreiner 2017). Ein anderes Etikett führt z.B. zur Überleitung 

in eigens geschaffene Programme des Rehabilitations- oder Übergangssystems wie die 

rehabilitationsspezifische Berufsvorbereitung für Förderschulabsolvent*innen Lernen ohne 

Ausbildungsplatz (Zölls-Kaser 2018). Wie van Essen (2013) für Lernbehinderte zeigt, besteht 

ein hoher Zusammenhang zwischen der sozialen Herkunft mit unzureichender 

Kapitalausstattung der Schüler*innen und dem mangelndem Schulerfolg, was schlechte 

Perspektiven für Ausbildung und Beruf bietet. Die Betroffenen müssen darüber hinaus mit der 

gesellschaftlichen Vermittlung leben, selbst für ihre geringe ‚Markttauglichkeit‘ 

verantwortlich zu sein. Es befeuert die These, dass das Risiko der Ausbildungslosigkeit und 

langfristig von Armut und Arbeitslosigkeit für Schulentlassene mit SPF systematisch mit der 

Ausrichtung an bestehenden behinderungsspezifischen Angebotsstrukturen verschärft wird 

(Blanck 2020; van Essen 2013; Pfahl 2011). Die Beispiele verdeutlichen exemplarisch die 

Formen und Funktionsweisen der Etikettierung und der strukturellen Behinderung von 

Übergängen. Es zeigt, wie bestimmte (Sonder-)Maßnahmen weitere Formen der Separierung 

nach sich ziehen und in der Konsequenz damit auch Übergänge in allgemeine 

Ausbildungsformen und Arbeitsgelegenheiten verwehren können (Blanck 2020; Wacker 

2020).  

Generell sind nach der Schule verschiedene Übergangspfade für ehemalige Förder- bzw. 

Regelschüler*innen mit SPF möglich. Der Weg hin zur ersten Schwelle des 

Ausbildungseinstiegs erfolgt unter der sozialrechtlichen Trennung19 von behinderten und 

benachteiligten Jugendlichen (Zölls-Kaser 2018; Wansing et al. 2016). Das geht einher mit 

einer Ausdifferenzierung divergenter Förderinstrumente der Benachteiligtenförderung bzw. 

des Rehabilitationssystems (Bojanowski 2012: 2f). Die Rekonstruktion der Übergangswege der 

Schüler*innen mit SPF nach Ende der Pflichtschulzeit ist erschwert, da sie als benachteiligte 

Personen, Rehabilitanden oder (Schwer-)behinderte Menschen in Statistiken20 auffindbar sind 

                                                      
19 Entlang der Kategorien behindert und benachteiligt existieren zwei divergente Fördersysteme mit jeweils unterschiedlichen 
administrativen, rechtlichen, finanziellen und professionellen Strukturen, Programmen und Handlungslogiken. Die Parallelexistenz beider 
Systeme orientiert sich an (vermeintlich) eindeutig trennbaren Personengruppen der Behinderten bzw. Benachteiligten. Die institutionelle 
Konstruktion der Grenze zwischen Jugendlichen mit ‚Lernbeeinträchtigungen‘ (Benachteiligtenförderung) bzw. ‚Lernbehinderungen‘ 
(berufliche Rehabilitation) erfolgt anhand sozialrechtlicher Differenzierung gemäß Ausmaß und Dauerhaftigkeit der Beeinträchtigungen. De 
facto zeigen sich jedoch hohe Überschneidungen der jeweils zugeordneten Personengruppen (Wansing et al. 2016: 80f). 

20 Die Datenlage galt lange Zeit als unbefriedigend (Gericke/Flemming 2013; Koch/Werning 2018; Zölls-Kaser 2018) hat sich jedoch mit der 
Studie von Blanck (2020) und der aktuellen Bildungsberichtserstattung deutlich verbessert. Mithilfe von Berechnungen der Startkohorte vier 
des NEPS liegt eine Rekonstruktion der Übergangsverläufe in die berufliche Bildung vor. Daher ist es mit dem 2020er Bildungsbericht erstmals 
möglich, Differenzierungen nach Schulabschluss, Beschulungsort, Migrationsstatus und sozialer Herkunft bei der Transition in die 
Berufsausbildung nachzuvollziehen, die auch Förderschüler*innen einschließt (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020: 164ff). 



33 

 

(Jochmaring 2019a; Zölls-Kaser 2018). Wie sich die Übergangswege genau ausgestalten und 

vor dem Hintergrund der UN-BRK verändert haben (zweite Teilfragestellung), wird in Beitrag 

III und V expliziert. 

 

4.1.3 Inklusion im Übergang Schule-Beruf 

Abseits von Begriffsdiskussionen (siehe Kapitel 3.3) stellt sich die Frage, was Inklusion im 

Übergang Schule-Beruf bedeutet und zur Analyse der Transitionsprozesse beitragen kann. Der 

erziehungswissenschaftlich geprägte Blick auf Inklusion sieht in diesem Transitionsprozess 

eine zentrale ‚Schaltstelle‘ im Lebenslauf und rekurriert u.a. auf Umsetzungsproblematiken in 

der Schule, die Bedeutung pädagogischer Handlungen in der Arbeit mit der Zielgruppe und die 

Bedeutung des Berufswahlprozesses. Da die (Aus-)Bildung als der ‚Schlüssel‘ für berufliche 

und gesellschaftliche Teilhabe gilt, wird eine Notwendigkeit gesehen, frühzeitig ‚inklusive‘ 

Berufsorientierung zu leisten (Arndt 2018; Hinz 2018; Neises 2018).  

Einem praxisorientierten Verständnis folgend ist für eine gelingende Inklusion wichtig, die 

Anzahl an Optionen zu erhöhen, die Jugendlichen mit Behinderung geboten werden, um eine 

freiere Berufswahl zu gestalten. Dafür ist die Kooperation aller an der Ausbildung beteiligten 

Akteur*innen ausschlaggebend (Breitsameter et al. 2015). Jede*r Jugendliche müsse als 

Individuum mit unterschiedlichen und vielfältigen Stärken gesehen werden. Diese müssten 

gefördert werden und als Grundlage für eine passende Ausbildung dienen (Galiläer 2015). Die 

Berufsorientierung und Berufsausbildung dürfen daher nicht nur die Defizite der Jugendlichen 

mit Behinderung in den Blick nehmen, sondern vielmehr die individuellen Stärken. Inklusion 

im Kontext des Übergangs von der Schule in den Beruf müsse sich auf Faktoren stützen, die 

berufliche Chancen ermöglichen und fördern (Arndt 2018) sowie im engen analytischen 

Verhältnis zu den Faktoren der Exklusion und den vielfältigen Benachteiligungsrisiken stehen 

(Neises 2018). Mögliche Handlungsstrategien der Inklusion im Übergang liegen demnach in 

der stärkeren Einbeziehung der Jugendlichen mit Behinderung zu Fragen ihrer beruflichen 

Wunsch- und Zielvorstellungen und den damit verbundenen Realisierungs- und 

Teilhabemöglichkeiten (Breitsameter et al. 2015). Für praktische Implementierungsprozesse 

sollten daher nicht nur das politisch-gesellschaftliche Konzept, sondern auch die 

erkenntnisleitende Idealvorstellung für eine inklusive Berufsausbildung einbezogen werden 

(Arndt 2018). Der Inklusionsgedanke bietet für den Bildungsdiskurs und den 



34 

 

Transitionsprozess Schule-Beruf wichtige Impulse, um auf der pädagogischen 

Handlungsebene tätig zu werden, das Potential des inklusiven Ansatzes gilt aber als nicht 

ausgeschöpft (Hinz 2018).  

Bisher mangelte es im Übergang Schule-Beruf an einheitlichen Konzepten zur Umsetzung von 

Inklusion und einer verbindlichen politischen Handlungsstrategie (Zoyke/Vollmer 2016b). 

Problematisch sind die Grenzen inklusiver Anspruchshaltungen, die sich beispielsweise darin 

zeigen, dass für junge Menschen mit Behinderung ein direkter Einstieg auf den allgemeinen 

Arbeitsmarkt in der Regel nicht möglich ist. Neben mangelnder (Ver-)Änderungsbereitschaft 

des Personals, inklusive Veränderungsschritte pathologischen Sichtweisen vorzuziehen 

(Diezemann 2016), ist eine unzureichende Vorbereitung für die Arbeitswelt zu konstatieren. 

Als große Barriere in der Ausbildung der Personengruppe ist die mangelnde Passung zwischen 

Anforderungen am Arbeitsplatz und den Voraussetzungen der Jugendlichen zu sehen (Pool 

Maag 2017: 127). Auch zahlreiche Jugendliche ohne Behinderung scheitern am 

Ausbildungsmarkt, was die Schwierigkeit gelingender Übergänge in Berufsausbildungen noch 

unterstreicht (Makarova 2017: 43). Eine gemeinsame Beschulung allein reicht daher nicht, um 

von Inklusion zu sprechen. Sofern berufliche Ausschlüsse nicht verhindert werden, wird noch 

kein konzeptioneller Unterschied zwischen Inklusion und Integration deutlich, der die 

Begriffsanwendung rechtfertigt (Rosenberger 2017: 118f).  

Abseits dessen stellt sich die Frage, inwiefern inklusive Veränderungen von 

Arbeitsverhältnissen erzeugt werden könnten und wie neue Formen der Unterstützung 

geschaffen werden sollen. Schließlich bedeutet selbst ein gelungener Übergang in den Beruf 

keine Garantie für dauerhafte sichere Erwerbsbiografien und Schutz vor Armutsrisiken für 

einen Großteil der Schüler*innen mit Förderbedarf (ebd.). Die Potentiale von Inklusion in der 

beruflichen Bildung interpretiert Biermann (2017) mit Skepsis und sieht Chancen nur darin, 

dass durch die heterogenen Lerngruppen in der Regelschule zumindest häufiger qualifizierte 

Abschlüsse erreicht werden können, die den Übertritt in das Berufsleben erleichtern. Die 

Chancen von Inklusion seien kritisch zu sehen, da die Ansprüche der Betriebe an 

Auszubildende umfassender geworden sind. Darüber hinaus sei die Anwendung des 

Inklusionsbegriffs in der beruflichen Bildung schon deshalb irreführend, weil in der 

ausdifferenzierten Förderlandschaft jeweils spezifische Angebote für die Zielgruppe 

bestünden (ebd.).  
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Wie bereits formuliert sieht sich diese Dissertation nicht in einer Tradition, die versucht, den 

Inklusionsbegriff zu ‚biegen‘, bis er keine Bedrohung (mehr) für etablierte Institutionen im 

bestehenden (Aus-)Bildungssystem darstellt. Vielmehr soll die Analyse gerade die 

‚Schwachstellen‘ herausstellen, die sich bei der Anpassung ebendieser an eine zunehmend 

komplexe soziale und politische Außenwelt ergeben. Mit der Einnahme einer distanzierten 

rehabilitationssoziologischen Perspektive können Widersprüche und Gegensätze zwischen 

pädagogischen, normativen und gesellschaftspolitischen Ziel- und Idealvorstellungen sichtbar 

werden; diese können kontrastiert und Potentiale und Grenzen inklusiver Bemühungen 

abgebildet werden. Somit ist die wissenschaftliche ‚Abarbeitung‘ am Begriff der Inklusion 

hilfreich, da die eingenommene rehabilitationssoziologische Perspektive es ermöglicht, der 

aufgezeigten Begriffsdiffusion des Inklusionsbegriffs zu entkommen. Das bietet die Chance, 

sich unter Verwendung eines soziologischen Begriffs- und Theorieverständnisses von 

pädagogischen und normativen sowie politisch indizierten Perspektiven zu emanzipieren und 

den Themengegenstand soziologisch zu analysieren. 

 

 

4.2 Sonderpädagogische Förderung im Schulsystem 

Nachdem zentrale Mechanismen und theoretische Bezüge erläutert wurden, werden 

nachfolgend die Passagen der Schulbildung und darauf aufbauend in Kapitel 4.3 die 

Institutionen der beruflichen Bildung gezielt betrachtet.  

Generell können Schüler*innen mit SPF in Regel- und Förderschulen unterrichtet werden. Die 

Förderschulen existieren parallel zu den stratifizierten Regelschulformen und sind durch ihre 

Ausdifferenzierung in einzelne Förderschwerpunkte21 gekennzeichnet und auf die jeweiligen 

‚Behinderungsarten‘ der Schüler*innen zugeschnitten. Im Rahmen der inklusiven 

Schulentwicklung haben die Förderschulen bislang keinen funktionalen, organisatorischen 

oder numerischen Bedeutungsverlust erfahren. Es werden in den letzten Jahren zwar mehr 

Schüler*innen in Regelschulen unterrichtet, gleichzeitig aber auch immer mehr 

                                                      
21 Dem Förderschwerpunkt Lernen sind aktuell 34,6% aller Schüler*innen mit Förderbedarf zugeordnet, es folgen emotionale und soziale 
Entwicklung (ESE) mit 17,2% sowie geistige Entwicklung mit 16.9%, Sprache mit 10,1% sowie Körperliche und motorische Entwicklung (KME) 
mit 6,8%; weitere Anteile machen die Sinnesbeeinträchtigungen und übergreifende Förderschwerpunkte aus. Es lassen sich erhebliche 
Differenzen zwischen den Bundesländern feststellen, was die allgemeine Förderquote, die Förderschulbesuchsquote (zwischen 5-10%) sowie 
die ‚Integrationsquote‘ betrifft, was auf unterschiedliche Diagnose- und Zuweisungsverfahren schließen lässt (KMK 2021; KMK 2020: XV). 
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sonderpädagogisch gefördert22. Die Erhöhung der allgemeinen Förderquote ist durch die so 

genannte ´Umetikettierung´ von Schüler*innen zu erklären, die bisher ohne 

sonderpädagogische Förderung auskamen (KMK 2021, 2020; Autorengruppe 

Bildungsberichterstattung 2020: 117). Im Zuge dieser ‚Förderkonjunktur‘ lässt sich ein 

substantieller Bedeutungszuwachs für den Arbeitsbereich sonderpädagogischer Förderung 

konstatieren (KMK 2021, 2020: XV). Die Förderschule stellt bundesweit für ca. zwei Drittel der 

hier betrachteten Zielgruppe den Startpunkt für Transitionsprozesse dar (Aichele 2019) und 

ist damit nach wie vor der primäre Lernort für die berufliche Orientierungsphase. 

Grundsätzlich stellen Förderschulen hinsichtlich der Rahmenbedingungen bessere 

Förderbedingungen als Regelschulen bereit. Sie weisen eine günstigere Schüler*innen-

Lehrer*innen-Relation auf, bieten kleinere Klassen, haben mehr personelle Ressourcen durch 

Assistenzkräfte und fachspezifisch ausgebildete Lehrkräfte für die einzelnen 

Förderschwerpunkte, etc. (Dietze 2019; Moser/Dietze 2015). Die Selbstbezeichnung bzw. -

betitelung ´Schulen für optimale Förderung´ (Wocken 2011) spielt auf diese 

Förderungsbedingungen an und verweist auf die objektiven Vorteile gegenüber der 

Regelschule. Die Fortexistenz der Förderschulen als segregierende Lernorte wird im Kontext 

der UN-BRK und den politischen Veränderungsbestrebungen jedoch in Frage gestellt und z.T. 

die Abschaffung gefordert (Aichele 2019; Klemm 2018). Speziell der größte der separierenden 

Förderschultypen, die Schule für Lernbehinderte23, zieht gesteigerte wissenschaftliche Kritik 

auf sich (Powell et al. 2021; Aichele 2019; Pfahl 2011).  

Organisatorisch stehen die Förderschulen in der Tradition der Hilfsschulen, mit der Funktion, 

den Regelschulen schwierige Schüler*innen ‚abzunehmen‘ (Wacker 2020; van Essen 2013). 

                                                      
22 Im Schuljahr 2019/20 betrug die allgemeine Förderquote insgesamt 7,6%, damit wurden über 570.000 Schüler*innen von der 1. bis 10. 
Klasse sonderpädagogisch gefördert. Aktuell werden 3,4% in Regelschulen unterrichtet, welches einen bedeutsamen Anstieg der 
‚Integrationsquote‘ darstellt (0,7% im Jahr 2001, 1,1% in 2009, 2,7% in 2017). Hingegen liegt die Förderschulbesuchsquote (separate 
Beschulung in der Förderschule) aktuell bei 4,2%, diese hat sich in den letzten 20 Jahren nur geringfügig reduziert (KMK 2021; Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung 2020: 117). 
23 Bis heute liegt für den Terminus ´Lernbehinderung´ keine eindeutige Begriffsbestimmung vor (van Essen 2013). Die Kategorie war und ist 
ständigen temporären und konjunkturellen Veränderungen unterworfen. Die ´Lernbehinderung´ ist u.a. ein administrativer Begriff im 
deutschen Schulrecht, ein internationales Pendant bzw. vergleichbare Klassifikation existiert nicht (Pfahl 2011). Bleidick (1980) formulierte 
provokativ: „Lernbehindert ist, wer eine Schule für Lernbehinderte besucht“ (ebd.: 130) und verwies damit auf die segregierende und 
etikettierende Wirkung der Institution. Der Begriff der Lernbehinderung erweist sich dabei als flexible, relationale Kategorie, die erst in Bezug 
auf konkrete schulische Erwartungsnormen feststellbar ist. Mit der Klassifizierung einer Lernbehinderung werden nicht 
Personeneigenschaften beschrieben, sondern sie stellt eine genuin schulische Unterscheidungsweise dar, die entlang standardisierter 
Leistungs- und Verhaltenserwartungen in selbstreferentiellen Prozessen hergestellt wird (Pfahl 2008, 2011). Die Problemlagen und negativen 
Auffälligkeiten der Schüler*innen im Förderbereich Lernen zeigen sich häufig, aber nicht alleinig, in Lern-, Leistungs- oder 
Anpassungsproblemen (Hofmann-Lun 2011), welches die Annahmen angeborener Einflussfaktoren wie Intelligenzminderung, 
‚Schwachsinnigkeit‘ o.ä. als erklärende Alltagstheorien, existent hält (van Essen 2013). 
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Diese ´Entlastungsfunktion´ (Fend 2009) der Förderschulen ist bis heute, trotz wechselnder 

Definitionen und Zielbeschreibungen der Kultusministerkonferenz (KMK), konstitutiv und 

existenzlegitimierend. Jedoch werden die separierenden ‚Sonderpädagogischen 

Fördersysteme‘ (Powell et al. 2021; Powell/Pfahl 2012) seit langem als selbstreferentielle 

Systeme24 kritisiert (Powell et al. 2016; Pfahl 2011). Diese Fördersysteme versorgen sich 

autonom mit Mitgliedern, rechtfertigen und reproduzieren sich selbst mit eigens entwickelten 

Diagnosesystemen, indem fortlaufend Jugendliche mit besonderem Förderbedarf identifiziert 

und ´bearbeitet´ werden, da diese – so der etablierte Diskurs und die Deutung – in der 

Regelschule nicht entsprechend gefördert werden könn(t)en (Powell et al. 2021). 

Rehabilitationssoziologisch interpretiert erfüllt die Förderschule eine doppelte 

Entlastungsfunktion: Sie entlastet zum einen die Regelschule und nimmt dieser störende 

Schüler*innen ab. Zum anderen stellt sie an ihre Schüler*innen Erwartungen, die in ihrem 

Handlungssetting als angemessen erscheinen. Sie sozialisiert damit in die ‚Rolle des 

Behinderten‘ (Haber/Smith 1971) hinein. Die Institution erscheint passgenau für die 

Bedürfnisse der Schüler*innen zu sein und funktioniert in der Annahme, in bester 

pädagogischer Absicht zu handeln (Powell et al. 2021; Pfahl 2011, 2008).  

Bildungspolitisch brisant ist, dass die Förderschule als statusniedrigste Schulform als 

‚Bildungskeller‘ (Klemm 2017) identifiziert und kritisiert wird, in der sich Kinder mit 

ungünstigeren Hintergrundmerkmalen und Bildungsvoraussetzungen konzentrieren. Die 

sozialstrukturelle Zusammensetzung der Förderschule, speziell im Förderschwerpunkt Lernen, 

deutet im Vergleich mit statushören Schulformen auf eine klare soziokulturelle und 

ökonomische Benachteiligung der Heranwachsenden hin. Ungefähr 80–90% der 

Schüler*innen der Förderschule Lernen können der sozialen Unterschicht zugeordnet werden. 

Schüler*innen aus kinderreichen Familien mit hohem Armutsrisiko sowie Kinder mit 

Migrationshintergrund sind in der Förderschule Lernen überrepräsentiert. Die Eltern(-teile) 

weisen zumeist ein deutlich geringeres kulturelles Kapital auf (gemessen an 

Bildungszertifikaten, Bücherbestand, soziokultureller Bildungsnähe, etc.), sind häufiger 

                                                      
24 Die systemtheoretischer Sicht auf Förderschulen (und ihre Identifizierung als selbstreferentielle Systeme und Entlastungsinstitutionen) 
bringt eine ambivalente Deutung hervor: Einerseits können Förderschulen in dem Verständnis der strukturell-funktionalen Systemtheorie 
nach (Parsons 2009) als erfolgreich interpretiert werden, da ihnen trotz Veränderungen der Umwelt (Stichwort inklusive Schulentwicklung) 
der dauerhafte Systemerhalt geling. Anderseits kann die Förderschule dem systemtheoretischen Verständnis von (Luhmann 1999) folgend, 
eigentlich als gescheitert betrachtet werden, da keine adäquate Anpassung an andere Funktionssysteme wie z.B. Politik oder Wirtschaft 
erfolgt und fortlaufend unqualifizierte bzw. nicht brauchbare Absolvent*innen und Abgänger*innen produziert werden. 
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arbeits- bzw. erwerbslos und armutsgefährdet als Eltern(-teile) aller anderen Schulformen 

(Powell et al. 2021; Dietze 2019; Klemm 2018; Euen et al. 2015; Powell/Wagner 2014; Wocken 

2011). Diese Befunde gelten nachrangig auch für die beiden anderen großen Förderschultypen 

mit den Förderschwerpunkten ESE und geistige Entwicklung, manifestieren sich jedoch in der 

Schule für Lernbehinderte am deutlichsten (Dietze 2019). Die sozioökonomische bzw. -

kulturelle Benachteiligung, und damit die ungünstigen Sozialisationsbedingungen, sind für die 

meisten Förderschüler*innen konstitutiv. Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen der 

sozialstrukturellen Zusammensetzung der Schüler*innenschaft der Förderschule und dem 

Lernerfolg (Klemm 2017; van Essen 2013).  

Die Missbilligung der Förderschulen, speziell die der unspezifischen Behinderungsarten 

(Lernen, ESE, Sprache), wird seit langem verbunden mit Hinweisen auf die mangelnde 

Qualifizierung der Schüler*innen für die Arbeitswelt (Wacker 2020; van Essen 2013; Hofmann-

Lun 2011). Beanstandet wird, dass es kaum gelinge, im „Schonraum Förderschule“ (Schumann 

2007) die Absolvent*innen und Abgänger*innen zu formalen Bildungszertifikaten zu führen 

und nötige fachliche Kompetenzen und Sekundärtugenden für den Berufseinstieg zu 

vermitteln. Der Besuch der Förderschule führt häufig zu keinem Schulabschluss, was eine 

verheerende Signalwirkung hat: Es zeigt potentiellen Ausbildungsbetrieben an, dass nur 

geringe Fähigkeiten und Fertigkeiten von den Schüler*innen zu erwarten seien (Wacker 2020; 

van Essen 2013; Hofmann-Lun 2011). Die mangelnde Vorbereitung der Förderschüler*innen 

auf das Berufsleben wird wiederum von zuständigen Fachleuten im Ausbildungs- und 

Übergangssystem kritisiert (Blanck 2020; Hofmann-Lun 2011). Abseits des geringen 

Leistungsniveaus wird beanstandet, dass es in der ‚Schonraumfalle‘ Förderschule (Schumann 

2007) nicht gelinge, den Schüler*innen ein positives Selbstkonzept und das nötige 

Leistungszutrauen für die Transitionsphase und die nachschulische Arbeitswelt zu vermitteln 

(Wacker 2020; van Essen 2013; Hofmann-Lun 2011). 

Aktuelle Daten (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020: 144f) stützen diese 

skeptische Einschätzung. Von knapp 32.000 Schulabgänger*innen der Förderschulen gingen 

bundesweit 72,3% ohne Schulabschluss, 23,8% mit Hauptschul- und 3,6% mit mittlerem 

Abschluss ab, 0,2% erreichten die Hochschulreife. Noch immer entfallen fast die Hälfte aller 

Schulabgänger*innen ohne Hauptschulabschluss (insgesamt 6,8% im Jahr 2018) auf die 

Förderschule. Es gibt Hinweise darauf, dass die Beschulung an Regelschulen für Schüler*innen 
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mit SPF die Chancen auf einen Schulabschluss erhöhen. Die Daten zeigen, dass die 

Schüler*innen mit SPF an Regelschulen seltener ohne Abschluss bleiben und häufiger einen 

Hauptschul-, bzw. mittlerem Schulabschluss erreichen (ebd.). 

Bei der Kompetenzentwicklung zeigt sich ein differenzierteres Bild. Im Rahmen der PISA 

Zusatzerhebung untersuchten Müller et al. (2017) die Kompetenzen von 15-jährigen 

testfähigen Schüler*innen mit SPF an Förderschulen primär im Förderschwerpunkt Lernen 

und ESE. Der Großteil der Jugendlichen an Förderschulen liegt auf bzw. unter der Stufe I und 

verfügt damit nicht einmal über grundlegende Kompetenzen. Bezogen auf das PISA 

Grundbildungskonzept (OECD 2013) ist bei einem derart niedrigen mittleren 

Kompetenzniveau davon auszugehen, dass anstehende Entwicklungsaufgaben bezüglich der 

gesellschaftlichen Teilhabe oder im Rahmen der weiteren Schul- und Ausbildungskarriere 

zumindest erschwert sind. Jedoch zeigt sich ebenso, dass kein homogen niedriges 

Leistungsniveau an den Förderschulen besteht. Im Bereich Naturwissenschaften und Lesen 

sind auf Kompetenzstufe II und III zusammengefasst rund 20% vertreten, in Mathematik wird 

Stufe II von 10% der Schüler*innen erreicht. Das von PISA definierte Mindestniveau wird 

demnach von einem nicht zu vernachlässigenden Anteil der Schüler*innen erbracht. Die 

Ergebnisse und aufgezeigten Varianzen in den Leistungsniveaus von Förderschüler*innen der 

PISA-Zusatzerhebung (Müller et al. 2017) werden durch Ergebnisse nationaler 

(Lehmann/Hoffmann 2009; Wocken/Gröhlich 2009; Wocken 2000, 2005, 2011) sowie 

internationaler (Albus et al. 2014; OECD 2007; 2009; U.S. Departement of Education 2013b; 

2013a) Studien seit der Jahrtausendwende gestützt. 

Hinsichtlich der Auswirkung des Lernortes auf die Kompetenzentwicklung zeigte sich in den 

meisten internationalen Untersuchungen der letzten vier Jahrzehnte, dass Schüler*innen im 

gemeinsamen Unterricht häufiger bessere schulische Leistungen zeigen als in separierten 

Klassen oder Schulen (Baker et al. 1995; Lindsay 2007; Carlberg/Kavale 1980). Dieser Befund 

bestätigte sich im deutschsprachigen Raum immer wieder (Haeberlin et al. 1991; Merz 1982; 

Tent et al. 1991). Bundesweite vergleichende Untersuchungen zum Kompetenzniveau von 

Schüler*innen mit SPF unter Verwendung standardisierter Kompetenztests für die 

Sekundarstufe (Wocken/Gröhlich 2009; Wocken 2005, 2000; Lehmann/Hoffmann 2009) 

zeigten, dass die Schüler*innen aus Förderschulen der siebten Klasse gegenüber der 

Vergleichsgruppe von Grundschüler*innen der 4. Klasse sowohl im Leseverständnis als auch 
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in Mathematik signifikant schlechtere Ergebnisse in der Größenordnung einer mittleren 

Effektstärke hatten (Wocken/Gröhlich 2009). Ähnliche Befunde zeigten sich bei 

Untersuchungen zur Lernausgangslage an Förderschulen (LAU-F), bei denen die 

Rechtschreibleistungen von Schüler*innen aus Förderschulen in der siebten Jahrgangsstufe 

untersucht und einer Vergleichsgruppe aus Gymnasien, Haupt- und Realschulen der fünften 

Jahrgangsstufe gegenübergestellt wurden (Wocken 2000; 2005). Ergebnisse der PISA Studie 

zeigen, dass Schüler*innen der 9. Klasse mit SPF im Förderschwerpunkt Lernen in 

Förderschulen im Vergleich zu allen anderen gemessenen Gruppen die geringste schulische 

Kompetenz aufweisen und ihre Leistungen größtenteils unterhalb der Kompetenzstufe I liegen 

(Gebhardt 2015). Inklusiv unterrichtete Schüler*innen weisen einen höheren 

sozioökonomischen Status auf und zeigen im Vergleich zu Schüler*innen an Förderschulen 

signifikant bessere Leistungen. Auch diese Resultate bestätigen ältere Studien (Merz 1982; 

Tent et al. 1991; Wocken/Gröhlich 2009; Kocaj et al. 2014) und bestärken die bundesweite 

Generalisierbarkeit der Ergebnisse. Zusammengefasst zeigen die Schulleistungsstudien zum 

Kompetenzerwerb von Schüler*innen mit SPF in Deutschland folgende Haupterkenntnisse: Es 

besteht eine große Heterogenität bei den fachlichen Leistungen innerhalb der 

Schüler*innenschaft. Die Förderschule schneidet in den meisten Studien als Lernort schlechter 

ab als inklusive bzw. integrative Settings. Ein Großteil der Schüler*innen mit SPF in der 9. 

Klasse verfügt nur über unzureichende schulische Kompetenzen für den späteren 

Arbeitsmarkt. 

Daher stellt sich die Frage, ob es abseits des Leistungsniveaus auch positive Aspekte im 

Schonraum der Förderschule gibt, z.B. in Bezug auf das Selbstkonzept, die Lebenszufriedenheit 

oder das Wohlbefinden der Schüler*innen. Bei der schulischen Inklusion zeigen sich zwar 

Vorteile hinsichtlich der schulischen Leistungen, zum Selbstkonzept fallen die Ergebnisse 

jedoch neutral aus. Beim Selbstkonzept wurde in früheren Studien kein Unterschied zwischen 

inklusiv unterrichteten Schüler*innen und Förderschüler*innen gefunden 

(Gebhardt/Heimlich 2018: 1254; Bear et al. 2002). Im schulleistungsbezogenen Selbstkonzept 

weisen Schüler*innen mit SPF geringere Werte als Schüler*innen ohne SPF auf. Die 

Schüler*innen mit SPF sind sich ihren Schwierigkeiten im Lernen zwar bewusst, das hat jedoch 

keine Auswirkungen auf ihr globales Selbstkonzept (Bear et al. 2002). Ebenso gibt es keine 

negativen Befunde zur Inklusion bezüglich des sozialen oder emotionalen Selbstkonzepts 
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(Rossmann et al. 2011; Sauer et al. 2007). Im Vergleich zum Selbstkonzept sind die Angaben 

der Schüler*innen mit SPF bei Fragen nach Freundschaften und sozialer Partizipation in der 

Klasse deutlich kritischer einzuschätzen. Schüler*innen mit SPF haben weniger Freunde, 

fühlen sich weniger akzeptiert, häufiger ausgegrenzt und sehen sich selbst häufiger als Opfer 

aggressiver Handlungen als Schüler*innen ohne SPF, wie Ergebnisse älterer Studien 

verdeutlichen (Pijl et al. 2008; Huber 2006; Klicpera/Gasteiger-Klicpera 2003). 

Unbestritten ist die Schule neben der Leistungsentwicklung auch für die psychosoziale 

Entwicklung und das subjektive Wohlbefinden der Kinder von zentraler Bedeutung (Bilz et al. 

2016; Rathmann et al. 2016). Daher sind abseits des Leistungsniveaus und Selbstkonzepts die 

Fragen nach dem Wohlbefinden25 und damit nach der Schul- und Lebenszufriedenheit von 

hohem Interesse für die Analyse der schulischen Transitionsphase. Das allgemeine 

Wohlbefinden von Jugendlichen mit SPF wird schon lange als wichtiger Indikator für eine 

gelingende oder misslingende pädagogische Integration in der Schule herausgestellt 

(Haeberlin et al. 1989; Haeberlin et al. 1991) und ist als Indikator der Schulqualität für die 

inklusive Schule von hoher Bedeutung (Kuhl et al. 2015). Das schulische Wohlbefinden von 

Heranwachsenden mit und ohne SPF wurde bislang für den spezifischen Teilaspekt der 

Schulzufriedenheit untersucht, mit inkonsistenten Befunden (Venetz 2015). McCoy/Banks 

(2012) kommen zu dem Schluss, dass Schüler*innen mit SPF eine geringere Schulzufriedenheit 

aufweisen als Heranwachsende ohne SPF. Sie weisen auf eine höhere Schulzufriedenheit bei 

Schüler*innen mit SPF in integrativen Settings hin. Die Längsschnittuntersuchung von Schwab 

(2014) konnte dagegen keinen signifikanten Unterschied in der Schulzufriedenheit zwischen 

Schüler*innen mit bzw. ohne SPF feststellen (Schwab et al. 2015). Allgemein sind Aspekte des 

Wohlbefindens ungleich verteilt nach sozioökonomischen Status der Familien und besuchter 

Schulform (Rathmann et al. 2018a). Mit Daten des deutschen HBSC-Surveys (Rathmann et al. 

2016) ließ sich zeigen, dass die wahrgenommene Schulzufriedenheit mit der Schulform 

korrespondiert, z.B. sind Gymnasiast*innen zufriedener als Schüler*innen anderer 

Schulformen. Jedoch berichten auch Förderschüler*innen ähnlich häufig eine höhere 

Schulzufriedenheit und darüber hinaus seltener eine hohe schulische Belastung als Kinder 

anderer Schulformen (Vockert et al. 2018: 324ff). Als wichtiger Indikator für das allgemeine 

                                                      
25 Bei dem Wohlbefinden handelt es sich um ein mehrdimensionales Konstrukt das neben psychologischen und affektiven Komponenten 
auch die Lebenszufriedenheit als kognitive Komponente umfasst (Vockert et al. 2018: 321). 
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Wohlbefinden wird in den Erhebungen der HBSC-Surveys und den PISA-Surveys ebenso die 

Lebenszufriedenheit erhoben. In der Zusammenschau der Ergebnisse weisen Schüler*innen 

mit SPF meist eine geringere Lebenszufriedenheit auf als Schüler*innen höherer Schulformen. 

Förderschüler* innen der Sekundarstufe wurden bislang zwar vereinzelt in Studien zum 

Wohlbefinden (Bilz et al. 2016; Rathmann et al. 2016) herangezogen, aufgrund der 

mangelnden Datenlage ist ein Vergleich mit anderen Schulformen jedoch schwierig (Vockert 

et al. 2018: 329ff).  

Studien, die Unterschiede des Beschulungsortes in Bezug auf die Lebenszufriedenheit von 

Schüler*innen mit SPF untersuchen, lagen bisher nicht vor (siehe Artikel I). Angelehnt an die 

erste Teilfragestellung, die nach der Ausgangslage der Schüler*innen in der Phase der 

Berufsorientierung im Übergangsprozess fragt, ist daher von Interesse, ob der Beschulungsort 

einen Einfluss auf die Lebenszufriedenheit für Schüler*innen mit SPF hat und damit für den 

weiteren Transitionsprozess von Bedeutung ist. 

 

 

4.3 Stationen im Übergang Schule-Beruf 

Der Übergang Schule-Beruf kann als Abfolge aufeinander folgender Stationen gedeutet 

werden. Die Phase der beruflichen Orientierung und Bildung erstreckt sich dabei von der 

schulischen Berufsorientierung über die optionale Berufsvorbereitung bis zur angestrebten 

Berufsausbildung, bevor der Einstieg in den Arbeitsmarkt vonstattengeht. Diese Stationen 

werden folgend in ihrer konzeptionellen Natur sowie sozialstrukturellen Entwicklung 

beleuchtet. 

 

4.3.1 Berufsorientierung  

Die Berufsorientierung stellt eine jahrgangs- und fächerübergreifende schulische Aufgabe dar. 

Die schulische Verpflichtung dieser Übergangsvorbereitung ist seit 1993 gesetzlich verankert 

und durch die KMK geregelt: Die Hinführung zur Berufs- und Arbeitswelt ist verpflichtender 

Bestandteil für alle Bildungsgänge in der Sekundarstufe I (KMK 2013: 9). Das Ziel der 

Berufsorientierung ist die Aneignung spezifischer Kenntnisse, Erfahrungen und Fähigkeiten für 

die spätere Berufswahl. Nach Schudy (2013: 81) soll den Schüler*innen ermöglicht werden, 

eine rationale Entscheidung für den Start in ihren ‚Erstberuf‘ zu treffen. Diese Entscheidung 
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soll auf der Abwägung zwischen subjektiven Interessen und Voraussetzungen basieren, sowie, 

soweit vorhersehbar, zwischen objektiven, d.h. aktuellen und zukünftigen Ausbildungs- bzw. 

Arbeitsmarktbedingungen erfolgen. Die Berufsorientierung ist damit ein zentrales 

bildungspolitisches Instrument im Rahmen der schulischen Transitionsvorbereitung und 

Hinführung in die Arbeitswelt mit hoher Bedeutung für den schulischen Qualifizierungs- und 

Sozialisationsauftrag sowie den Berufswahlprozess der Jugendlichen (Brüggemann/Rahn 

2020).  

In der konkreten Umsetzung der Berufsorientierung wird sich vor allem auf die Prozessphasen 

‚Information‘ und ‚Praxis‘ fokussiert (Tillmann 2018; Brüggemann/Pichl 2011), die Erkundung 

der ‚Potentiale‘ hingegen bleibt weitestgehend unberücksichtigt. Nentwig (2018) kritisiert, 

dass die Vielfalt der gesetzlich vorgegeben Maßnahmen, speziell die Potentialerkundung, in 

der Regel nur unzureichend umgesetzt wird. Je höher die Schulform, desto geringer ist die 

Intensität der Berufsorientierung. Ein umfassendes Angebot der Berufsorientierung findet 

vorwiegend an Förder- und Hauptschulen statt, jedoch meistens in Form von Praxisbezügen 

im Fach Arbeitslehre (Nentwig 2018). Dabei kann die Berufsorientierung als didaktische 

Kernaufgabe der Förderschulen bezeichnet werden (KMK 2019; Hofsäss 2007). Brüggemann 

(2013: 13) fordert daher auch, eine individualisierte, bedürfnisorientierte und durchlässige 

Angebotsstruktur zu schaffen, anstatt jahrgangsbezogene Pauschalangebote nach dem 

‚Gießkannenprinzip‘ anzubieten. Eine inklusive Bezugnahme für Schüler*innen mit SPF und 

entsprechender Anpassung des Berufsorientierungsangebots erfolgt jedoch nur selten (ebd.; 

Nentwig 2018). Schellenberg/Hofmann (2013) geben an, dass die meisten Schulen den 

modellhaften Berufsorientierungsprozess für die Schüler*innenschaft mit Förderbedarf 

lediglich ‚auflockerten‘ und nur partiell umsetzten. Weiter heben sie die Notwendigkeit eines 

frühen Beginns der Berufsorientierung für Jugendliche mit SPF heraus. Ansonsten bestehe die 

Gefahr, dass weniger Zeit bleibe, sich mit persönlichen Stärken und Schwächen sowie der 

eigenen Behinderung auseinanderzusetzen (ebd.; Häfeli et al. 2014: 142). Konkret kann es 

dann, vermittelt durch die Lehrkräfte, zu schnellen, harten Cooling-out Effekten kommen: 

Dann werden die genannten Optionen meist auf ‚Behindertenberufe‘ beschränkt und die 

Jugendlichen in Fachpraktiker-Ausbildungen nach §66 BBiG/§42mHwO ‚gedrängt‘. Für den 

Prozess der Ablösung vom ‚Traumberuf‘ sollte also genug Zeit gegeben werden, um die ggbfs. 

eingeschränkten und langsameren Selbstreflexionsprozesse und eine bewusste reflektierte 



44 

 

Entscheidung für den Ausbildungsberuf zu ermöglichen (Weißmann/Thomas 2020; Häfeli et 

al. 2014). In diesem Zusammenhang heben Sponholz/Lindmeier (2017) die Bedeutsamkeit 

einer habitussensiblen Berufsorientierung26 hervor. 

Zusammengefasst bestehen für die schulische Berufsorientierung zur Vorbereitung der 

Transition in berufliche Bildungsprozesse hohe Anspruchshaltungen und Herausforderungen, 

um das nötige Rüstzeug für berufliche Übergänge zu vermitteln. Dabei ist bislang unklar, was 

genau eine ‚inklusive Berufsorientierung‘ charakterisiert, welche Ziele sie verfolgen soll und 

inwieweit sich diese von der bisherigen, d.h. ‚gewöhnlichen‘ schulischen Berufsorientierung 

für Schüler*innen mit SPF abgrenzt. Diese offenen Fragen sind Gegenstand der Begriffsanalyse 

zur inklusiven Berufsorientierung in Beitrag II. Sie geht den diskursiven Formationen des 

Begriffspaars nach und trägt damit zur Klärung der ersten Teilfragestellung bei, die nach der 

Ausgangslage für Schüler*innen mit SPF in der Phase der Berufsorientierung fragt. 

 

4.3.2 Berufsvorbereitung 

Für behinderte und gering qualifizierte Jugendliche ist das Ende der Sekundarstufe I die 

zentrale Wegegabelung der Transition in die Arbeitswelt. Die Einschätzung der eigenen 

Leistungsfähigkeit stellt dabei für viele Jugendliche mit SPF einen schwierigen 

Reflexionsprozess dar (Weißmann/Thomas 2020; Galiläer 2015). Viele oszillieren zwischen 

ihren eigenen beruflichen Wunsch- und externen Zielvorstellungen (Rosenberger 2017). Die 

Vorbereitung und Begleitung des Übergangs ist für Jugendliche mit SPF von besonderer 

Bedeutung, um grundlegende Kompetenzen zu fördern und weiter auszubauen. Viele münden 

zunächst in den sogenannten Übergangssektor ein (BMBF 2021; Autorengruppe 

Bildungsberichterstattung 2020). Die Maßnahmen des beruflichen Übergangssystems sollen 

junge Menschen im Übergang in die Berufsausbildung unterstützen und der 

‚Kompetenzförderung‘ dienen. Mit der schulischen Berufsvorbereitung besteht die Option, 

einen Schulabschluss nachzuholen, um damit die Wettbewerbsfähigkeit der 

Heranwachsenden auf dem Ausbildungsmarkt zu erhöhen (ebd.). Der Übergangssektor stellt 

ein z.T. unübersichtliches Bündel verschiedener schulischer und außerschulischer 

                                                      
26 Sponholz/Lindmeier (2017) betonen die Notwendigkeit einer Handlungsdisposition, die über Fachwissen hinaus geht. Eine 
Habitussensibilität kann die professionell handelnden Lehrkräfte in die Lage versetzen, nicht nur das Problem zu identifizieren, sondern auch 
die Problemsicht der Schüler*innen zu erkennen. 
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Bildungsangebote berufsvorbereitender Maßnahmen dar. Das Übergangssystem mit seiner 

variablen Zahl an Teilnehmer*innen (aktuell 255.000) fungiert als Scharnier zwischen Schule 

und Berufsausbildung und erfüllt eine Pufferfunktion. Hauptsächlich sind es Schulentlassene 

ohne Hauptschulabschluss, die zunächst eine oder mehrere Maßnahmen des 

Übergangssektors absolvieren. Aktuell machen sie einen Anteil von 70% aus (Autorengruppe 

Bildungsberichterstattung 2020: 152; 160ff). Trotz der Heterogenität des Angebotsspektrums, 

der unbeständigen Teilnehmer*innenzahl und der institutionellen Förderkonjunktur einzelner 

Programme eint alle berufsvorbereitenden Maßnahmen, dass durch sie kein qualifizierender 

Berufsabschluss erworben werden kann. Die Berufsvorbereitung stellt daher einen möglichen, 

aber formal nicht notwendigen Zwischenschritt in Transitionsprozessen von der Schule in die 

Berufsausbildung dar. Vor allem formal gering qualifizierte Jugendliche ohne Schul- bzw. 

Hauptschulabschluss, darunter viele mit SPF, münden häufiger in den Übergangssektor ein 

und verweilen dort länger als Höherqualifizierte (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 

2020: 160ff). Die Transition in die Arbeitswelt ist für Jugendliche mit SPF häufig komplexer, 

auch besteht für sie die Gefahr so genannter ‚Maßnahmekarrieren‘ (Niehaus et al. 2012; 

Klinkhammer/Niehaus 2015). Das ist dann der Fall, wenn mehrere Maßnahmen 

hintereinander absolviert werden. Daher stehen die Bildungsgänge in der Kritik, sie seien 

ineffiziente Warteschleifen, die erfolgreiche Übergänge in den Arbeitsmarkt eher verzögerten, 

statt zu fördern. Die Diskussion zur Inklusion in der beruflichen Bildung (Zoyke/Vollmer 2016a) 

verstärkt diese Kritik, da die Maßnahmen im Verdacht stehen, gesellschaftliche und 

arbeitsweltbezogene Exklusionsprozesse sogar zu verschärfen (Heisler 2016).  

Die Diskussionen zu Sinn und Zweck des Übergangssektors gehen seit längerer Zeit einher mit 

Befunden einer mangelnden Ausbildungsreife27, die auf unzureichende Kompetenzen der 

Absolvent*innen und Schulabgänger*innen der Sekundarstufe I rekurriert (Eberhard 2020; 

Hammer et al. 2015: 19ff). Das Konstrukt der Ausbildungsreife ist bis heute umstritten 

(Eberhard 2020) und ein zentrales Regulierungswerkzeug im Transitionsprozess. Die derart 

markierten Jugendlichen - hier wird der Theoriebezug zum Labeling Approach deutlich – 

gelten als noch nicht bereit für die Berufsausbildung, da die als notwendig erachteten 

                                                      
27 Der Begriff der Ausbildungsreife ist 2005 von einer Expert*innengruppe entwickelt worden. Subsummiert werden unter dem Label 
schulische Basiskenntnisse und überfachliche (Schlüssel-)Kompetenzen mit Bezug auf Arbeits- und Sozialverhalten (BA 2006). 
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Kompetenzen noch nicht bzw. nur unzureichend entwickelt sind. Die Folgen für die 

etikettierten Jugendlichen sind gravierend:  

„Die Stigmatisierung von Jugendlichen als nicht »ausbildungsreif« und ihre 
Ausgrenzung von beruflichen Teilhabechancen ziehen somit eine bildungsbiografische 
Demarkationslinie und entscheiden zu einem sehr frühen Entwicklungszeitpunkt über 
den weiteren Bildungsweg und spätere Lebenschancen der Betroffenen.“ 
(Dobischat/Schurgatz 2014: 48) 

Die wissenschaftliche Kritik zielt vor allem auf die unklare Operationalisierbarkeit des Begriffs 

ab, die mit einer Diskussionsverschiebung einhergeht (Eberhard 2020; Dobischat et al. 2012): 

hin zu der ‚Unzulänglichkeit‘ der jungen Erwachsenen und weg von der strukturellen 

Beschaffenheit des Ausbildungswesens, das zu wenige Ausbildungsplätze für 

leistungsschwache Schüler*innen bereitstellt und wachsende Leistungsansprüche einfordert. 

Dobischat et al. (2012) konnten in ihrer Studie keine Belege ausmachen, die diese einseitige 

Fehlpassung erklären und die These eines Leistungsverfalls oder mangelnde Ausbildungsreife 

der Jugendlichen bestätigen. Vielmehr handele es sich bei dem Schlagwort Ausbildungsreife 

um einen diffusen Begriff, der sich einer wissenschaftlich fundierten Operationalisierung 

entziehe. Die Debatte stelle nur bedingt eine objektive Auseinandersetzung über das 

Leistungsvermögen der nachwachsenden Generation dar, sie sei vielmehr mit einer klaren 

politischen Funktion versehen:  

„Durch die Kritik an der „Ausbildungsreife“ vieler Jugendlicher werden 
Strukturprobleme des Ausbildungssystems pädagogisiert und interessenpolitisch zur 
Legitimation des Status quo auf dem Lehrstellenmarkt eingesetzt. Gleichzeitig werden 
damit bildungspolitisch fragwürdige staatliche Intervention und Institutionen wie das 
berufliche Übergangssystem legitimiert.“ (Dobischat et al. 2012: 4) 

Die Berufsvorbereitung stellt damit ein bildungspolitisch umstrittenes Instrument dar, 

welches gleichsam sowohl der Förderung als auch der Selektion dient und den Ausschluss von 

Berufsausbildungen mit Verweis auf unzureichende Passung der Individuen legitimiert. Dabei 

könnte der Rückgang der Zahl von Schulabsolvent*innen ohne Studienberechtigung in den 

letzten Jahren formal die Chancen bergen, schwächere Jugendliche in die duale Ausbildung zu 

integrieren. Zwar ist in der aktuellen Phase des Fachkräftemangels und teils unbesetzter 

Lehrstellen (vor der Corona-Pandemie) die Sorge um den Nachwuchs gestiegen und das 

‚Klagelied‘ um die mangelnde Ausbildungsreife der Schulabgänger*innen etwas leiser 

geworden. Es deutet jedoch nur wenig darauf hin, dass trotz der veränderten quantitativen 

Verhältnisse die qualitativen Passungsprobleme zwischen den Anforderungen der Betriebe 
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und den Qualifikationen der Jugendlichen verschwinden (Eberhard 2020). Die Zahlen des 

aktuellen Berufsbildungsberichts bestätigen dies und zeigen für die 2010er Jahre einen 

neuartigen Trend: Eine wachsende Zahl unbesetzter Ausbildungsstellen und 

Fachkräftemangel in einigen Branchen geht einher mit einer steigenden Zahl unversorgter, 

ausbildungswilliger Jugendlichen, die weder einen Ausbildungsplatz finden noch alternative 

Zwischenschritte im Übergangssektor absolvieren (BMBF 2021: 54ff). 

 

4.3.3 Berufsausbildung 

Das berufliche Bildungssystem hat in den Nachkriegsjahrzehnten bis in die 1990er Jahre 

erfolgreich einer großen Mehrheit gering qualifizierter Schulabgänger*innen - darunter auch 

diejenigen mit SPF - einen relativ sicheren Weg in qualifizierte Erwerbsarbeit geebnet (Braun 

et al 2018). Das Berufsbildungssystem hat damit über lange Zeit eine zentrale Rolle als Instanz 

der sozialen und beruflichen Integration gespielt (Konietzka 2016: 336ff). Die Durchsetzung 

der beruflichen Ausbildung als Lebenslaufinstitution (Kohli 1985) hatte zunächst den Effekt, 

dass der Übergang von der Schule in den Beruf in höherem Maß geregelt wurde. Vor allem in 

den letzten zwei Jahrzehnten hat sich die berufliche Bildung in Deutschland u.a. durch die 

Bildungsexpansion verändert. Mit der Höherqualifizierung haben sich die Bildungs- und 

Ausbildungsphasen im Lebenslauf verlängert und nach hinten verschoben sowie die 

Übergangsmuster zwischen Schule und Arbeitsmarkt vervielfältigt. Die Nachfrage nach 

weiterführender Bildung ist gestiegen, was zu einer Aspiration nach höheren 

Bildungsabschlüssen und der Antizipation besserer Chancen im beruflich ausdifferenzierten 

Ausbildungsmarkt führte. Das Bildungsniveau und die Schulabschlüsse wurden in der Folge 

angehoben und die Unterschiede zwischen den Schulabgänger*innen haben sich vergrößert. 

Die Dynamiken der Bildungsexpansion führen dazu, dass die ‚Leistungsauslese‘ und 

Schulabschlüsse in der Sekundarstufe eine gesteigerte Bedeutung für den Zugang in das duale 

Ausbildungssystem haben (Hadjar/Becker 2017). Eine weitere Folge der Bildungsexpansion ist, 

dass Entscheidungen über berufliche Selektionsprozesse ‚vorverlegt‘ und bereits in der 

Sekundarstufe über Tauglichkeit bzw. Erreichbarkeit attraktiver Ausbildungszweige 

vorentschieden wird (Konietzka/Hensel 2017). Die in der Schule wirkenden 

leistungsabhängigen und schichtspezifischen sozialen Filter führen zu einer Vorselektion 

(Geißler 2014: 363ff). Den erworbenen Bildungszertifikaten kommt somit eine zentrale 
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Signalwirkung und Orientierungsfunktion zu. Der Schulabschluss ist für Betriebe nach wie vor 

das verlässlichste Signal für die Auswahl von Auszubildenden. Der Zugang in die Ausbildung ist 

heute viel schwieriger und es hat sich ein Wettbewerb um stärker nachgefragte Berufszweige 

und Segmente im Berufsbildungssystem entwickelt. Parallel dazu erhöhten sich die formalen 

Qualifikationsanforderungen der Ausbildungsbetriebe (Konietzka 2016). Die veränderten 

sozialen Selektionsprozesse haben zu einer stärkeren bildungsspezifischen Schließung des 

Ausbildungszugangs geführt, womit auch der Eintritt in den Arbeitsmarkt schwieriger 

geworden ist. Außerdem ist es zu einer stärkeren Hierarchisierung der Berufe gekommen, 

zulasten der formal nicht bzw. nur gering Qualifizierten. Diejenigen, die an der ersten Schwelle 

(Ausbildungszugang) scheitern und nicht den Anschluss an den allgemeinen Arbeitsmarkt 

finden, können als Verlierer*innen der Bildungsexpansion28 bezeichnet werden 

(Hadjar/Becker 2017; Konietzka 2016). Zwar hat das deutsche System der Berufsausbildung 

insgesamt noch eine hohe Bindungskraft und ermöglicht vielen jungen Menschen ohne 

Hochschulzugangsberechtigung den Schritt in das Ausbildungswesen und darauffolgend die 

Integration in den Arbeitsmarkt. Die Ausschlussprozesse setzen jedoch schon in der 

Sekundarstufe ein. Die Weichenstellung für die Verteilung von Lebenschancen im beruflichen 

Lebenslauf geschieht entsprechend früh. Diese Kehrseite der Bildungsexpansion bedeutet 

speziell für Schüler*innen ohne Schulabschluss und somit für die meisten mit SPF nur noch in 

abnehmenden Maß Integrationsmöglichkeiten in qualifizierende Berufsbildungsprozesse 

(Konietzka/Hensel 2017; Hadjar/Becker 2017). Daraus resultiert, dass insbesondere 

Jugendliche mit SPF zu Verlierer*innen der Marktkonstellation werden, noch bevor sie die 

Chance hatten, sich die auf dem Bildungsmarkt notwendige Ausstattung anzueignen. 

Die dargestellten Zusammenhänge spiegeln sich in den Berufsausbildungsdaten wieder (BMBF 

2021). Die Einmündung in die drei Säulen des beruflichen Bildungssystem differenziert stark 

nach dem Niveau der schulischen Vorbildung. Die Neuzugänge verteilten sich im Jahr 2019 auf 

50,7% in der dualen Ausbildung, 22,9% im Schulberufssystem und 26,3% im Übergangssystem 

(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020: 160ff). Das Schulberufssystem verzeichnet 

                                                      
28 Die Chancen für Schüler*innen mit Hauptschul- und mittlerem Schulabschluss haben sich an der ersten Schwelle wenig verändert. Für die 
Mittelqualifizierten zeigen sich stabile Einmündungsquoten in die berufliche Bildung, ebenso an der zweiten Schwelle beim Übergang in den 
Arbeitsmarkt. Berufe der beiden oberen Segmente dagegen sind für Jugendliche mit maximal Hauptschulabschluss nach wie vor kaum 
zugänglich. In allen Berufsgruppen haben Verschiebungen hin zur (Fach-)Hochschulreife stattgefunden, die zu berufsstrukturellen 
Veränderungen in der Zusammensetzung der Berufssegmente führen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020: 162f). 
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leichte, aber konstante Zuwächse auf aktuell 222.000 Neuzugänge, was auch auf die 

allgemeine Höherqualifizierung sowie die tendenziell statushöheren Berufe in diesem 

Ausbildungssegment zurückzuführen ist. Die betriebliche Ausbildung ist marktgerecht 

organisiert, d.h. Betriebe bilden nur aus, wenn es sich für sie rentiert. Parallel dazu existieren 

die Förderangebote für benachteiligte bzw. behinderte Jugendliche (Zölls-Kaser 2018), die 

komplementär zur betrieblichen Ausbildung organsiert und daher immer nur zweite Wahl 

sind. Die duale Ausbildung ist seit drei Jahrzehnten kontinuierlich leicht rückläufig und lag 

2019 bei ca. 492.000 Neuzugängen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020: 152).  

Das Angebot an betrieblichen Ausbildungsstellen war trotz allem lange relativ konstant29, bis 

in den letzten zehn Jahren eine ambivalente Entwicklung einsetzte: Es stehen immer mehr 

unbesetzte Ausbildungsstellen zur Verfügung, gleichzeitig steigt die Zahl der unversorgten 

Bewerber*innen stetig. Das bedeutet einerseits zunehmenden Fachkräftemangel in einzelnen 

Berufszweigen. Andererseits können Geringqualifizierte wie Schüler*innen mit SPF nicht von 

freien Ausbildungsplätzen profitieren. War das Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage 

im Jahr 2009 noch ausgeglichen, stieg dieses bis 2020 konstant an. Aktuell stehen ca. 60.000 

unbesetzte Ausbildungsstellen ca. 30.000 gänzlich unversorgten Bewerber*innen gegenüber, 

bei weiterhin ausgeprägten regionalen und berufsbezogenen Unterschieden (BMBF 2021: 

54ff). 

 

 

4.4 Übergänge von Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in die 

berufliche Bildung 

Zum Übergang von Förderschulabgänger*innen und Absolvent*innen in die berufliche Bildung 

liegen sekundärstatistische Analysen und einzelne Verbleibstudien vor, die folgend in 

gebotener Kürze systematisiert dargestellt werden. Damit wird der Forschungsstand 

komplementiert und die bisherigen Forschungserkenntnisse zum Transitionsprozess der 

Zielgruppe präsentiert. 

                                                      
29 Im Jahr 2020 ist es bedingt durch die Corona-Pandemie zu einer Reduktion des betrieblichen Ausbildungsplatzangebotes gekommen, 
insbesondere in den Branchen Handel, Industrie und Hauswirtschaft und damit zu einem Rückgang der abgeschlossenen Ausbildungsverträge 
um 11% auf 467.500 (BMBF 2021). 
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4.4.1 Sekundärstatistische Analysen 

Niehaus et al. (2012) systematisieren in ihrer Expertise die Zugangswege von jungen 

Menschen mit Behinderung in Ausbildung und Beruf. Einerseits stellen sie die unzureichende 

Vorbereitung des Förderschulsystems für die Phase nach Beendigung der Schulzeit heraus, 

andererseits unterstreichen sie die Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme von 

Unterstützungsleistungen. Das betrifft sowohl die fehlenden bzw. unzureichenden 

Schulabschlüsse und Kompetenzdefizite als auch die Unübersichtlichkeit und Komplexität des 

Übergangssystems. Dazu kommen die verschiedenen Erfassungen und Kategorisierungen von 

Behinderung sowie die diversen rechtlichen Bestimmungen und Fördermöglichkeiten im 

Übergang Schule-Beruf. Sie werden von den einzelnen Akteuren*innen nur z.T. überblickt und 

machen den Transitionsprozess zu einem vielschichtigen, unübersichtlichen Themenkomplex. 

Euler/Severing (2014) schätzen anhand ihrer sekundärstatistischen Auswertungen, dass nur 

ungefähr 10% aller Schüler*innen mit Förderstatus einer Jahrgangskohorte direkt in eine 

betriebliche Ausbildung übergehen. Für den Förderschwerpunkt Lernen geben Koch/Werning 

(2018) an, dass die Ausbildungsformen meist außerbetrieblich organisiert und häufig 

theoriereduzierte sogenannte Helfer*innen- bzw. Werker*innen-Ausbildungen nach §66 

BBiG/§42mHwO sind. Koch/Werning (2018) betonen außerdem den deutlichen Rückgang der 

von der Bundesagentur für Arbeit (BA) und anderen Trägern finanzierten bzw. umgesetzten 

außerschulischen Berufsvorbereitung, was die Einmündungsmöglichkeiten für den 

Personenkreis weiter einengt. Eine Zusammenschau empirischer Studien und 

Sekundäranalysen (Galiläer 2015) zeigt, dass nur jede vierte bis fünfte Ausbildungsform 

betrieblich organisiert ist. Galiläer (2015) bilanziert, dass ungefähr 30–50% der Jugendlichen 

mit Förderstatus auch fünf Jahre nach Schulende ohne Berufsqualifikation bleiben. Der 

aktuelle Bildungsbericht, mit dem erstmals auch die Transitionsprozesse von Abgänger*innen 

aus Förderschulen in die Berufsbildung rekonstruiert werden können, erhärtet mit aktuellen 

Zahlen30 im Wesentlichen die bisherigen Erkenntnisse (Autorengruppe 

Bildungsberichterstattung 2020: 164ff). 

                                                      
30 Fragmentierte Verläufe und langwierige Übergangswege (jenseits von 24 Monaten) zeigen sich mit 63% am häufigsten bei 
Förderschüler*innen, was häufig auf das Fehlen eines Schulabschlusses zurückzuführen ist. Eine Vielzahl nutzt die 
Berufsvorbereitungsmaßnahmen um einen Schulabschluss nachzuholen. Von den Förderschüler*innen nehmen 6,7% direkt eine duale, 4.8% 
eine schulische Ausbildung auf und 25,6% münden verzögert in das duale System ein. Die Mehrheit absolviert Maßnahmen des 
Übergangssystems (36,8%), oder hat einen fragmentierten bzw. instabilen Verlauf (26%). Der Einfluss der sozialen Herkunft auf den 
Übergangsprozess bei den Förderschüler*innen lässt sich zum Teil auf herkunftsspezifische Unterschiede im Abschlussniveau zurückführen 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020: 167f; Tab. 4-6web).  
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Enggruber/Rützel (2014: 12f) formulierten, dass diese am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 

benachteiligte Gruppe möglicherweise unbeachtete Potentiale birgt, um den erwarteten 

Fachkräftemangel in einzelnen (statusniedrigen) Berufsfeldern abzufedern. Diese Hoffnung 

hat sich bislang nicht erfüllt, wie aktuelle Zahlen zur Berufsausbildung demonstrieren (BMBF 

2021). Befragungen von Arbeitgeber*innen (Metzler et al. 2020; Metzler et al. 2015; 

Enggruber/Rützel 2014) zeigen, dass über fünf Jahre betrachtet nur knapp ein Viertel der 

Betriebe in Deutschland überhaupt Erfahrung mit der Ausbildung behinderter Jugendlicher 

(mit anerkannter Behinderung bzw. SPF) hat. Nur 12% der ausbildungsaktiven Unternehmen 

beschäftigen Auszubildende mit Behinderung (Metzler et al. 2017). Es bleibt unklar, inwieweit 

Matching- bzw. Passungsprobleme in den Betrieben dafür (mit-)verantwortlich sind (Metzler 

et al. 2020; Metzler et al. 2015; Enggruber/Rützel 2014). Nach wie vor ist wenig über 

förderliche Faktoren bekannt, die nachhaltig die Chancen für die Zielgruppe auf dem 

Ausbildungsmarkt erhöhen könnten, wie schon die Autorengruppe Bildungsberichterstattung 

(2014: 202f) im Sonderkapitel zu Menschen mit Behinderung bilanzierte und bereits Ginnold 

(2008) formulierte.  

 

4.4.2 Empirische Verbleibstudien 

Die meisten empirischen Studien zum beruflichen Verbleib von Schüler*innen mit SPF legen 

den Fokus auf den Förderschwerpunkt Lernen. Zu erwähnen ist, dass speziell diese Teilgruppe 

direkt mit Absolvent*innen und Abgänger*innen anderer statusniedriger Schulformen um 

Ausbildungsplätze konkurriert. Einschlägige Studien arbeiteten in der Vergangenheit häufig 

die Unterschiede im Transitionsprozess in der beruflichen Bildung zwischen 

Förderschüler*innen und Hauptschüler*innen heraus. Zentrale Ergebnisse der prominenten 

rekonstruktiven Berliner Vergleichsstudie von Ginnold (2008) sind, dass Jugendliche aus 

integrativer Beschulung im Förderschwerpunkt Lernen häufiger schulisch und beruflich 

höherwertiger Qualifikationen erlangen als Förderschulabsolvent*innen. Letztgenannte 

gehen häufiger in behindertenspezifische Maßnahmen und in die Ausbildungslosigkeit über. 

Interessant sind die Mechanismen der Lenkung in die Sondersysteme: Ginnold weist auf 

verschiedene Kriterien hin, die bei der Zuordnung der jungen Menschen mit 

Förderschwerpunkt Lernen eine Rolle spielen, wie die Einstellungen der Reha-Berater*innen 

in der Arbeitsagentur, das Vorhandensein behindertenspezifischer Qualifizierungen und freier 
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Plätze in Maßnahmen, psychologische Gutachten sowie der erreichte Schulabschluss. Sie 

beschreibt die Übergangsverläufe der Zielgruppe anschaulich als undurchsichtigen 

‚Maßnamendschungel‘, der mit (Um-)Wegen der Berufsvorbereitung oder in Sackgassen wie 

der Arbeitslosigkeit enden kann. Basendowski/Werner (2010) zeigen in ihrer kommunalen 

Querschnittstudie ehemaliger Förderschüler*innen Lernen in Baden-Württemberg die 

schulische Berufsvorbereitung mit anschließendem Ausbildungseinstieg in außerbetriebliche 

Einrichtungen als häufigsten Verlaufsweg. Mehrheitlich waren die Ausbildungsregelungen für 

Menschen mit Behinderung nach §66 BBiG/§42mHwO organisiert. Nur knapp die Hälfte aller 

Erfassten war nach Ausbildungsabschluss noch im erlernten Beruf beschäftigt. Vom deutschen 

Jugendinstitut (DJI) liegen zwei lokale Panel-Studien aus Stuttgart (Gaupp/Geier 2010) und 

München (Zimmermann/Lex 2013) zum Übergang von der Schule in Ausbildung und Beruf 

sowohl von Haupt- als auch Förderschüler*innen mit Schwerpunkt Lernen vor. Den 

Hauptschüler*innen gelingt es deutlich erfolgreicher, in Ausbildungen überzugehen. Im ersten 

Jahr gelingt nur einzelnen Förderschüler*innen der direkte Ausbildungseinstieg, die meisten 

vollziehen diesen im zweiten Jahr, meist nach einjähriger Berufsvorbereitung. Final werden 

Einmündungsquoten von 55% (München) und 70% (Stuttgart) in Ausbildungsverhältnisse 

erreicht. Die hohen Ausbildungszahlen deuten auch auf die begünstigenden 

Rahmenstrukturen regionaler Arbeitsmärkte starker Wirtschaftsstandorte hin. Grieb et al. 

(2014) stellen das Analysepotential der Startkohorte sechs (Erwachsene) des NEPS vor. Die 

Daten ermöglichen es, die Bildungsverläufe von 110 Erwachsenen, die zumindest einen Teil 

ihrer Schulzeit in einer Förderschule verbrachten, retrospektiv nachzuzeichnen. Die 

Ergebnisse zeigen vergleichsweise hohe Einmündungsquoten und statushohe 

Ausbildungsformen, die sich jedoch aus der starken Positivselektion des Samples erklären 

lassen. Aktuell liegt mit der Studie von Blanck (2020) eine Untersuchung vor, die mit den Daten 

der Startkohorte vier (ab 9. Klasse) des nationalen Bildungspanels die Ausbildungschancen von 

Schüler*innen der Förderschule Lernen untersucht. Förderschüler*innen haben im Vergleich 

zu Regelschüler*innen mit maximal Hauptschulabschluss deutlich schlechtere Chancen zur 

direkten Aufnahme einer Berufsausbildung. Blanck (2020) konnte durch ein statistisches 

Matching zeigen, dass die Chancen der Förderschüler*innen einen Ausbildungsplatz zu 

erhalten, im Durchschnitt um 28,4% höher gewesen wären, wenn sie statt der Förderschule 

die Hauptschule besucht hätten. Einflussfaktoren wie familiärer Hintergrund, kognitive 
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Fähigkeiten und Ausbildungsbedingungen wurden statistisch kontrolliert. Nur 17% der 

Förderschüler*innen gelingt es, direkt nach Schulende einen Ausbildungsplatz zu bekommen, 

bei den Hauptschüler*innen hingegen schafft es fast die Hälfte. Blanck zeigt damit die 

‚beschädigende‘ Wirkung der Förderschule auf. Sie bestätigt damit die deutlich schlechteren 

Chancen und Schwierigkeiten im Übergang von Förderschüler*innen Lernen im Gegensatz zu 

Hauptschüler*innen, die schon früher in einer Längsschnittstudie des DJI für ausgewählte 

deutsche Städte aufgezeigt wurden (Gaupp et al. 2010). Blanck (2020) konnte in 

Expert*inneneninterviews mit Berufsberater*innen und Berufspsycholog*innen der 

Bundesagentur für Arbeit darüber hinaus zeigen, dass Schüler*innen im Förderschwerpunkt 

Lernen am Ende der Schulzeit zumeist theoriereduzierte Fachpraktiker*innen-Ausbildungen 

empfohlen werden. Das unterstreicht die hohe Bedeutung der Zuweisungsmechanismen am 

Übergang, die auch bei Ginnold (2008) und Wansing et al. (2018) hervorgehoben werden. 

Parallel zu der Analyse der Transitionsprozesse (Beitrag III und V) und der zweiten 

Teilfragestellung, die Veränderungen der Übergangswege der Schüler*innen mit SPF seit 

Implementierung der UN-BRK untersucht, ist von Interesse, welche Berufsziele die 

Jugendlichen selbst haben und mit welchen Barrieren sie konfrontiert sind. Diesem widmet 

sich Beitrag IV.  
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5 Einzelbeiträge der Dissertation 

Wie bereits aufgeführt, umfasst diese kumulative Dissertation sechs Einzelbeiträge. Diese 

werden im folgenden Abschnitt vorgestellt und in die Gesamtarbeit eingeordnet. Dafür wird 

jeweils zuerst die wissenschaftliche Qualitätsprüfung des Beitrags angegeben, dann eine kurze 

Inhaltszusammenfassung vorgenommen, die Bedeutung für die Dissertation dargestellt und 

zuletzt die Eigenleistung des Verfassers an dem einzelnen Artikel expliziert. 

 

 

 

 

 

5.1 Beitrag I 

Publikation und Prüfung  

Der Beitrag „Lebenszufriedenheit von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf: Gibt es Unterschiede zwischen der Beschulungsart?“ 

(Rathmann/Vockert/Herke/Jochmaring/Hurrelmann/Richter 2018b) ist in der zweiten 

Ausgabe 2018 der Fachzeitschrift „Diskurs Kindheits- und Jugendforschung“ erschienen. Der 

Beitrag wurde im Herbst/Winter 2017 geschrieben, im Januar 2018 eingereicht und ist mit 

wenigen Änderungsvorschlägen angenommen worden. Der Beitrag wurde durch ein Double 

Blind Peer Review Verfahren geprüft. 

Inhaltliche Zusammenfassung 

In dem Beitrag werden die Unterschiede in der Lebenszufriedenheit von Schüler*innen in 

Förder- und Regelschulen mit und ohne sonderpädagogischem Förderbedarf analysiert. Mit 

dem Datensatz der Startkohorte drei (Schüler*innen in der 7.Klasse) des Nationalen 

Bildungspanels (NEPS) wurde in hierarchischen Regressionsanalysen als abhängige Variable 

die Lebenszufriedenheit unter Kontrolle von Alter, Geschlecht, Migrationshintergrund und 

Buchbesitz im Haushalt analysiert. Es zeigt sich eine geringfügig höhere Lebenszufriedenheit 

bei Schüler*innen an Förderschulen gegenüber denjenigen Schüler*innen ohne 

sonderpädagogischem Förderbedarf bzw. jenen, die integrativ eine Regelschule besuchen. 
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Bedeutung für die Dissertation 

In Abgrenzung zu der gut dokumentierten Leistungssituation von Schüler*innen mit 

Förderbedarf erfasst und vergleicht der Artikel die Lebenszufriedenheit als wichtigen Aspekt 

des psychosozialen Wohlbefindens und klärt den Einfluss des Beschulungsortes Förder- bzw. 

Regelschule. Es handelt sich bei der Analyse mit der Startkohorte drei des NEPS um einen 

frühen Zeitpunkt im Lebenslauf der (Aus-)Bildungskarriere, an dem die Übergangsphase in 

Berufsvorbereitung und Berufsausbildung der Schüler*innen noch bevorstehen. Die 

Ausgangssituation für die Berufsorientierung und weitere berufliche Qualifizierungsschritte 

werden analysiert und damit die Phase vor dem Transitionsprozess betrachtet. Aufgrund der 

geringen Unterschiede des Beschulungsortes auf die Lebenszufriedenheit der Schüler*innen 

stellt sich die Ausgangslage für den Personenkreis vor der Transition in berufliche 

Bildungsprozesse als relativ ausgeglichen dar. Es kann damit nicht von einer Vorentscheidung 

durch den Beschulungsort für spätere Berufswege gesprochen werden. 

Eigenleistung des Verfassers 

Der Verfasser war als Teil des insgesamt sechsköpfigen Autor*innenteams, koordiniert von 

der Erstautorin Prof. Dr. Katharina Rathmann, mit folgenden Aufgaben bzw. Teilkapiteln des 

Aufsatzes befasst: Er hat eigenverantwortlich wesentliche Teile des Forschungstandes (2) 

erarbeitet und hier vor allem die theoretischen Hintergründe formuliert. Im Unterkapitel der 

Diskussion (6) hat der Verfasser die Ergebnisse der Regressionsanalyse inhaltlich eingeordnet 

und in Verzahnung mit dem bisherigen Wissens- und Forschungsstand entlang der 

aufgeführten drei Hypothesen diskutiert (in Teilen in Zusammenarbeit mit Rathmann und 

Vockert). Weiter hat er zur Erarbeitung sowie zur Verschriftlichung der Abschnitte Einleitung 

und Fragestellung (1), der Referierung der Ergebnisse (5) sowie der abschließenden Diskussion 

der Stärken und Schwächen (7) und Schlussfolgerungen (8) des Artikels beigetragen. 

Außerdem sind Aufgaben des Lektorats, der Literaturrecherche sowie 

Überprüfungstätigkeiten vom Verfasser erledigt worden. Die Bearbeitung der beiden Reviews 

erfolgte unter Koordination von Prof. Dr. Katharina Rathmann von dem Verfasser sowie von 

Theres Vockert. Die Hinweise zur Überarbeitung des Methodenkapitels wurden von Max 

Herke erledigt. Prof. Dr. Matthias Richter und Prof. Dr. Klaus Hurrelmann haben den Schreib- 

und Überarbeitungsprozess durch wertvolle Kommentierungen unterstützt. 
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5.2 Beitrag II 

Publikation und Prüfung 

Der Artikel „Diskursanalyse inklusive Berufsorientierung“ (Nentwig/Sponholz/Jochmaring 

2019) erschien im zweiten Beiheft der Fachzeitschrift „Sonderpädagogische Förderung heute“ 

mit dem Themenschwerpunkt „Inklusive Berufsorientierung und berufliche Bildung – aktuelle 

Entwicklungen im deutschsprachigen Raum“ (Lindmeier/ Fasching/ Lindmeier/ Sponholz 

2019a). Der Beitrag wurde im Dezember 2018 für das genannte Beiheft der Zeitschrift 

angenommen und erschien im Juni 2019. Die Überarbeitung der Reviews erfolgte im Januar 

2019, die der Druckfahne im März. Der Beitrag ist durch ein Single Blind Peer Review Verfahren 

geprüft worden. Zum einen wurde der Beitrag sichtbar durch die Herausgeber*innen (mit 

Kenntnis über den Verfasser), zum anderen blind (ohne Kenntnis über den Verfasser) durch 

andere Autor*innen des Themenheftes geprüft. 

Inhaltliche Zusammenfassung 

Der Artikel analysiert die Verbindung der bisher eher singulär betrachteten Themenfelder 

‚Berufsorientierung‘ und ‚Inklusion‘. Die an das diskurstheoretische Vorgehen von 

Koller/Lüders (2004) angelehnte Begriffsanalyse geht den diskursiven Formationen des 

Begriffspaars ‚inklusive Berufsorientierung‘ in einschlägigen Veröffentlichungen nach und 

arbeitet Argumentationsstränge heraus. Die Analyse fokussiert neben der Thematisierung des 

Begriffspaars die Perspektiven der Einzeldisziplinen, die Kontexte der Begriffsverwendung und 

Differenzen in der definitorischen Annäherung. Die Ergebnisse zeigen zwei parallele Stränge, 

die entweder die inklusive Berufsorientierung als schulische Aufgabe und deren praktische 

Ausgestaltung thematisieren, oder die Debatte um eine erfolgreiche Transition im Anschluss 

an die schulische Berufsorientierung aufgreifen. Die Ergebnisse verdeutlichen eine 

zunehmende Ausdifferenzierung des Diskurses um inklusive Berufsorientierung. Dieser ist 

durch teils widersprüchliche Aussagen sowie die Fokussierung auf ausgewählte Einzelfälle 

gekennzeichnet, was generalisierbare Erkenntnisse ausschließt. 

Bedeutung für die Dissertation 

Die inklusive Berufsorientierung stellt einen Themenkomplex an der Weichenstellung 

zwischen Schule und den nachschulischen Lebens- und Arbeitswelten von Schüler*innen mit 

Förderbedarf dar. Der Artikel befasst sich bei der Analyse des Begriffspaars mit einem bislang 

wenig beachteten interdisziplinären Forschungsfeld und arbeitet die bestehenden 
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Diskursgefilde heraus. Der Beitrag bietet damit die Möglichkeit, die schulische Phase der 

Berufsorientierung unter ‚Inklusionsvorzeichen‘ zu beleuchten. Es ist damit möglich, den 

Status quo der Fachdiskussion zur inklusiven Berufsorientierung abzubilden und zu 

systematisieren sowie das Forschungsfeld für mögliche weitergehende (diskurstheoretische) 

Analysen vorzubereiten. Als Teilbeitrag für diese kumulative Dissertation kann damit die 

schulische Berufsorientierung als erste Phase des Transitionsprozesses unter den Vorzeichen 

des Diskurses um Inklusion eingeordnet werden. 

Eigenleistung des Verfassers 

Der Verfasser hat führend das Unterkapitel des Beitrags zur theoretischen Konzeption der 

Diskursanalyse erarbeitet und verfasst. Die übrigen Teilabschnitte des Beitrags hat der 

Verfasser gleichgestellt mit den beiden anderen Autor*innen erarbeitet. Alle drei Autor*innen 

haben zusammen die Sichtung der ausgewählten Texte für die Diskursanalyse vorgenommen 

und es erfolgte eine Bearbeitung und Codierung mit MAXQDA. Die Rangfolge der 

Autor*innenreihung erklärt sich aus der (größeren) Anzahl und dem damit verbundenen 

höheren Zeitaufwand der bearbeiteten Texte. Die Sichtung, Analyse und Bearbeitung der 

ausgewählten Texte für die Diskursanalyse und die Erarbeitung der Diskursformationen 

erfolgte dabei in enger Zusammenarbeit des Verfassers mit Dr. Lena Nentwig und Dirk 

Sponholz. Die Bearbeitung der Reviews erfolgte gemeinschaftlich von allen drei Autor*innen. 

 

 

 

 

5.3 Beitrag III 

Publikation und Prüfung  

Der Artikel „Übergänge von Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in die 

Berufsausbildung: eine Auswertung von Sekundärstatistiken“ (Jochmaring 2019a) erschien in 

der dritten Jahresausgabe der „Zeitschrift für Pädagogik“ im Juni 2019. Der Beitrag wurde im 

Jahr 2017 geschrieben und ist nach einer Überarbeitung im Frühling 2018 dann nach 

Wiedereinreichung im August 2018 von der Zeitschrift angenommen worden. Die Druckfahne 

wurde im März 2019 bearbeitet. Der Artikel ist durch ein Double Blind Peer Review Verfahren 

geprüft worden. 
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Inhaltliche Zusammenfassung 

Der Beitrag analysiert auf der Grundlage verfügbarer Sekundärstatistiken die Übergänge von 

Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in die Systeme der Berufsvorbereitung 

und Berufsausbildung. Es werden die methodischen Einschränkungen der Nachverfolgung der 

Personengruppe anhand von Sekundärstatistiken aufgrund divergierender Klassifikationen 

von Behinderung diskutiert. Im Ergebnis zeigt sich, dass kaum quantitative Änderungen der 

Übergangsverläufe von Schüler*innen mit Förderbedarf in die Systeme der beruflichen 

Bildung zu verzeichnen sind. Die Persistenz behinderungsspezifischer Maßnahmen in 

separierenden Förderschulen sowie wenig qualifizierenden Berufsvorbereitungsprogrammen 

und Ausbildungsformen bleibt bislang, trotz des Paradigmenwechsels der UN-

Behindertenrechtskonvention, bestehen. 

Bedeutung für die Dissertation 

Der Artikel stellt einen zentralen inhaltlichen Baustein der Dissertation dar. Der Verfasser 

kommt im Ergebnis zu der Einschätzung, dass auf der Grundlage verfügbarer 

Sekundärstatistiken mit den diskutierten methodischen Einschränkungen keine 

Teilhabeverbesserung für den Personenkreis der Schüler*innen mit Förderbedarf im 

Übergang in die berufliche Bildung festzustellen ist. Dieses stellt im Ergebnis einen 

Widerspruch zum formulierten politisch-normativen Anspruch der UN-

Behindertenrechtskonvention dar. Mit diesen Erkenntnissen ist es möglich, den 

institutionellen Rahmen und die Größenordnung der Transitionsprozesse von Schüler*innen 

mit Förderbedarf in die berufliche Bildung zu bestimmen. Damit werden die numerischen 

Einmündungsverläufe in die Systeme der beruflichen Vorbereitung und Berufsausbildung bzw. 

sich bietenden Möglichkeiten erfasst und eine Einschätzung der Veränderungen seit 

Implementierung der UN-BRK gegeben. 

Eigenleistung des Verfassers 

Alle Leistungen sind ausschließlich vom Verfasser als alleiniger Autor des Beitrags erbracht 

worden. Ebenso wurden die Reviews allein vom Verfasser bearbeitet. 
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5.4 Beitrag IV 

Publikation und Prüfung  

Der Beitrag „Präferenzen und Barrieren von FörderschülerInnen am Übergang in die 

Berufsausbildung“ (Jochmaring 2019b) ist im zweiten Beiheft „Inklusive Berufsorientierung 

und berufliche Bildung – aktuelle Entwicklungen im deutschsprachigen Raum“ (Lindmeier/ 

Fasching/ Lindmeier/ Sponholz 2019a) der Zeitschrift „Sonderpädagogische Förderung heute“ 

erschienen. Der Artikel wurde im Dezember 2018 zur Publikation angenommen, das genannte 

Beiheft erschien im Juni 2019. Die Überarbeitung der Reviews geschah im Januar 2019, 

außerdem wurde die Druckfahne im März bearbeitet. Der Beitrag ist durch ein Single Blind 

Peer Review Verfahren geprüft worden. Zum einen wurde der Beitrag sichtbar durch die 

Herausgeber*innen (mit Kenntnis über den Verfasser), zum anderen blind (ohne Kenntnis 

über den Verfasser) durch andere Autor*innen des Themenheftes geprüft. 

Inhaltliche Zusammenfassung 

Die Transitionsprozesse von der Schule in die berufliche Bildung sind für Förderschüler*innen 

besonders erschwert. Zur Identifizierung der beruflichen Präferenzen sowie der personellen 

und institutionellen Barrieren wurden Förderschüler*innen und potenzielle 

Arbeitgeber*innen interviewt. Der Beitrag nimmt anhand der qualitativen Daten aus den 

Interviews mit Schüler*innen der Abschlussstufe einer Förderschule für körperliche und 

motorische Entwicklung und Verantwortlichen in potenziellen Ausbildungsbetrieben eine 

Exploration der beruflichen Präferenzen und Barrieren der Heranwachsenden vor. Abseits der 

eingeschränkten Zugangsmöglichkeiten in die Betriebe behindern die Beeinträchtigungen der 

Schüler*innen und deren antizipiertes Leistungsvermögen neben möglichen ´Cooling-out 

Effekten´ den Zugang in die Berufsausbildung. Es zeigen sich divergierende 

Berufsvorstellungen der Schüler*innen und eine hohe Bedeutsamkeit des subjektiv 

empfundenen Leistungspotentials als zentraler Handlungshorizont. 

Bedeutung für die Dissertation 

Der Beitrag nimmt aufbauend auf Beitrag III (Jochmaring 2019a) eine Untersuchung der 

beruflichen Interessen und Hindernisse von Schüler*innen mit Förderbedarf KME im 

Transitionsprozess in die Berufsausbildung vor. Es werden anhand qualitativer Daten unter 

Bezugnahme auf den Forschungsstand und die in Beitrag III thematisierte institutionelle 

Verfasstheit der Übergangssituation die Präferenzen und Barrieren aus Sicht der Jugendlichen 
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bzw. der Betriebe analysiert. Damit wird ermöglicht, explorativ die individuellen Perspektiven 

der Heranwachsenden sowie die Handlungsintentionen der Arbeitgeber*innenseite zu 

beleuchten. 

Eigenleistung des Verfassers 

Alle Leistungen sind ausschließlich vom Verfasser als alleiniger Autor des Beitrags erbracht 

worden. Ebenso wurden die Reviews allein vom Verfasser bearbeitet. 

 

 

 

 

 

5.5 Beitrag V 

Publikation und Prüfung  

Der Artikel „Schulische und nachschulische Optionen am Übergang in die Arbeitswelt für 

Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf“ 

(Jochmaring/Nentwig/Sponholz 2019) ist in der dritten Ausgabe im Jahr 2019 der „Zeitschrift 

für Heilpädagogik“ erschienen. Der Beitrag wurde im August 2018 eingereicht und im 

November 2018 von der Zeitschrift direkt angenommen. Eine inhaltliche Überarbeitung war 

nicht erforderlich, es wurden lediglich einzelne Korrekturhinweise beachtet und die 

Druckfahne im Februar 2019 bearbeitet. Der Artikel wurde durch ein Single Blind Peer Review 

Verfahren geprüft. Zum einen wurde der Beitrag sichtbar (mit Kenntnis über die 

Verfassenden) durch eine*n Herausgeber*in der Zeitschrift, zum anderen blind (ohne 

Kenntnis über die Verfassenden) durch ein Mitglied der Redaktion geprüft. 

Inhaltliche Zusammenfassung 

Der Beitrag analysiert die schulische und berufliche Ausgangssituation von Schüler*innen mit 

sonderpädagogischem Förderstatus, die sich im Transitionsprozess zwischen Schule und 

Arbeitswelt befinden. Der Artikel klärt die aktuelle Situation der Zielgruppe am Übergang 

zwischen Schule und Arbeitswelt und geht u.a. den Fragen nach, welchen Beitrag die 

schulische Berufsorientierung als Vorbereitung auf den Übergang leistet und welche Optionen 

beim Einstieg in die Arbeitswelt existieren. Die Herausforderungen für den Personenkreis 

werden unter Bezugnahme auf theoretische Hintergründe expliziert und diskutiert. 
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Bedeutung für die Dissertation 

Der Theorieartikel ermöglicht es in Weiterführung der Erkenntnisse aus den Beiträgen III und 

IV, einen bilanzierenden Überblick über die Transitionsprozesse und beruflichen Perspektiven 

der Zielgruppe zu geben. Dies erfolgt, indem der Forschungsstand, die politisch-rechtlichen 

Bestimmungen, die Funktionen und Auswirkungen der Berufsorientierung sowie des 

beruflichen Übergangssystems und die Partizipationschancen am Arbeitsmarkt für den 

Personenkreis vor dem Hintergrund des Diskurses um Inklusion analysiert werden. 

Eigenleistung des Verfassers 

Der Verfasser als Erstautor des Beitrags hat die Mehrheit des Manuskripts verfasst und 

insgesamt den größten Umfang der Arbeitsaufgaben erledigt. Die ersten drei der insgesamt 

sechs Unterkapitel des Gesamtartikels sind federführend vom Verfasser geschrieben worden. 

Dabei handelt es sich um die folgend genannten Teilabschnitte eins (Schülerinnen und Schüler 

am Übergang in die nachschulische Lebens- und Arbeitswelt – aktuelle Herausforderungen), 

zwei (Schulische Ausgangslage der Schülerschaft mit sonderpädagogischem 

Unterstützungsbedarf im Übergang) und drei (Übergangssystem als Einstieg in die 

Arbeitswelt). Der Teilabschnitt vier (Soziale Ungleichheit beim Zugang zum Arbeitsmarkt) 

wurde wesentlich von Dirk Sponholz erarbeitet. Das fünfte Unterkapitel (Relevanz der 

frühzeitigen schulischen Berufsorientierung vor dem Ende der Pflichtschulzeit als (präventive) 

Vorbereitung auf den Übergang) ist hauptsächlich von Dr. Lena Nentwig geschrieben worden. 

Der sechste Teilabschnitt (Übergänge von der Schule in berufliche Ausbildungen von 

Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf – eine Bilanz) 

wurde von den drei Autor*innen in Zusammenarbeit erstellt. Titel, Abstract und Keywords 

sowie das Literaturverzeichnis wurden in enger Abstimmung der Autor*innen gemeinsam 

verfasst. Außerdem erfolgten eine gemeinschaftliche Überarbeitung und wechselseitige 

Korrektur der Teilabschnitte sowie des Gesamtmanuskripts durch die drei Autor*innen in 

enger Zusammenarbeit. 
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5.6 Beitrag VI 

Publikation und Prüfung  

Der Beitrag „Inclusion opportunities of work 4.0? Employment realities of people with 

disabilities in Germany” (Jochmaring/York (after revision)) befindet sich aktuell noch im 

Double Blind Peer Review Verfahren. Das Manuskript wurde am 13.01.2022 bei der Zeitschrift 

„Scandinavian Journal of Disability Research“ eingereicht und nach einer redaktionellen 

Prüfung am 19.01.2022 für den Double Blind Peer Review Prozess zugelassen. Im Mai 2022 

wurde der Beitrag erfolgreich von den Verfasser*innen überarbeitet und danach von der 

Zeitschrift für den weiteren Peer Review Prozess angenommen. 

Inhaltliche Zusammenfassung 

Der Beitrag wirft einen kritischen Blick auf die politischen Zielvorgaben durch die UN-BRK und 

auf den Anspruch der Schaffung eines ,inklusiven‘ Arbeitsmarktes. Die gegenwärtigen 

Arbeitsmarktentwicklungen und bestehenden Beschäftigungsrealitäten für Menschen mit 

Behinderung auf dem ersten Arbeitsmarkt stehen der parallelen Expansion von 

Sondersystemen wie der WfbM gegenüber. Diese Vorgänge in der Arbeitswelt werden mit der 

Entwicklungsperspektive einer Arbeitswelt 4.0 sowie den damit einhergehenden 

ökonomischen als auch sozialstrukturellen Veränderungen im Hinblick auf ihre Auswirkungen 

für Menschen mit Behinderung diskutiert. Hierbei werden vor allem Prozesse der 

Automatisierung im Zuge der Digitalisierung, die Substituierbarkeitspotenziale menschlicher 

Arbeitskraft, die Pluralisierung der Beschäftigungskonstellationen sowie die mit der 

Bildungsexpansion zusammenhängende Höherqualifizierung und relative 

Qualifikationsentwertung beleuchtet. 

Bedeutung für die Dissertation 

In dem Theoriebeitrag wird der Widerspruch zwischen den politisch-rechtlichen und 

normativen Forderungen einer inklusiven Arbeitswelt und dem Status quo der Beschäftigung 

von Menschen mit Behinderung am Arbeitsmarkt bzw. in Sondersystemen diskutiert. Mit dem 

skizzierten Wandel hin zur Arbeitswelt 4.0 und den damit einhergehenden sozialstrukturellen 

Veränderungen werden die Optionen für den Personenkreis eingeschätzt. Damit reiht sich der 

Artikel hinsichtlich der Lebenslaufperspektive und der Betrachtung von 

Berufsbildungsstationen des Personenkreises in der Chronologie an das Ende dieser 

Dissertation ein und rückt die Phase nach dem Übergang jenseits der beruflichen 
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Bildungsprozesse in den Fokus. Es wird ein Ausblick gegeben und die beruflichen Perspektiven 

für Schüler*innen mit Förderbedarf bzw. Schwerbehinderung in allgemeinen bzw. 

komplementären Arbeitsmärkten vor dem Hintergrund der sozialstrukturellen und 

technologischen Veränderungen diskutiert. Der Artikel leistet damit einen Beitrag zum 

Abgleich von Anspruch und Realisierung normativer Forderungen der UN-BRK und zeigt das 

Spannungsverhältnis zwischen der sich verändernden Arbeitswelt 4.0 und der Expansion von 

Sondersystemen auf. 

Eigenleistung des Verfassers 

Der Titel, das Abstract, die Keywords, das Literaturverzeichnis sowie das einführende Kapitel 

„Demands for an Inclusive Working World“ des Beitrags wurden von Dr. Jana York und Jan 

Jochmaring gemeinschaftlich erarbeitet. Der Autor hat wesentlich das zweite Hauptkapitel 

„Labour Market Structures and Employment Realities of People with Disabilities“ des Artikels 

erarbeitet. Eigenständig geschrieben wurden vom Verfasser die drei Teilabschnitte „General 

Labour Market and alternative Employment Opportunities“, „Segregated Systems“ sowie 

„Particularities of the German Education and Employment System“. Der Teilabschnitt 

„Disability and Employability Constructions“ wurde gemeinschaftlich verfasst. Im Hauptkapitel 

drei (Work 4.0 and Socio-Structural Change Processes) sind die Unterkapitel eins (Technical 

Potential) und drei (Expansion of Education and Devaluation of Qualifications) federführend 

vom Verfasser geschrieben worden. Die Diskussion bzw. das den Beitrag abschließende vierte 

Hauptkapitel „People with Disabilities in a Changing Working World“ wurde gemeinschaftlich 

erarbeitet. Vor der Einreichung des Beitrags erfolgte ein wechselseitiges Lektorat durch beide 

Autor*innen, sowie eine gemeinschaftliche Überarbeitung des Gesamtmanuskripts. Die 

Registrierung, den Einreichungsprozess im Managementsystem und die Kommunikation mit 

der Redaktion der Zeitschrift leistete der Verfasser als Erst- und Korrespondenzautor. Die 

wesentlichen Teile der Überarbeitungen des Manuskripts im Rahmen des Double Blind Peer 

Review Verfahrens wurden vom Verfasser geleistet. 
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6 Diskussion der Ergebnisse 

Zum Abschluss findet eine diskursive Bearbeitung der oben ausgeführten Fragestellungen 

statt. Dabei werden die Ergebnisse der einzelnen Beiträge gezielt in den Blick genommen und 

zu Forschungsbefunden sowie Diskurspositionen anderer Autor*innen in Bezug gesetzt. 

 

 

6.1 Ausgangslage für Schüler*innen mit SPF in der Berufsorientierungsphase 

Die erste Teilfragestellung widmete sich der Frage, wie die Ausgangslage für Schüler*innen 

mit sonderpädagogischem Förderbedarf in der Phase der Berufsorientierung vor dem 

Übergang in die Berufsbildung ist. 

Beitrag I kommt zu dem zentralen Ergebnis, dass nur ein marginaler Teil der Unterschiede in 

der Lebenszufriedenheit auf den Beschulungsort zurückzuführen ist. Es zeigt sich eine 

geringfügig höhere Lebenszufriedenheit bei Schüler*innen in Förderschulen als bei 

Regelschüler*innen und jenen mit Förderbedarf, die integrativ beschult werden. Der Befund 

steht Ergebnissen entgegen, die eine geringere Kompetenzentwicklung und ein geringeres 

Leistungsvermögen bei separiert unterrichteten Förderschüler*innen speziell im Schwerpunkt 

Lernen feststellten (Lehmann/Hoffmann 2009; Wocken/Gröhlich 2009; Kocaj et al. 2014). 

Hingegen steht diese Erkenntnis im Einklang mit einzelnen Forschungsergebnissen zum 

Selbstkonzept und zum psychosozialen Wohlbefinden, die Vorteile im ‚Schonraum 

Förderschule‘ (Schumann 2007) postulieren. Der Beschulungsort ist in Bezug auf die 

Lebenszufriedenheit insofern kein hinreichender Erklärungsfaktor. Aufgrund der nur 

geringfügigen Unterschiede kann festgestellt werden, dass der Beschulungsort allein nicht für 

gelingende, bzw. weniger gelingende Transitionsprozesse entscheidend ist. Vielmehr ist die 

Ausgangslage für weitere berufliche Bildungsprozesse für Förderschüler*innen und für 

Schüler*innen mit SPF im gemeinsamen Unterricht vor dem Übergang nahezu ausgeglichen. 

Dieses Ergebnis steht im Kontrast zu zahlreichen Forschungsergebnissen, die relative Vorteile 

für die Regel- gegenüber der Förderschule in Bezug auf die Leistungsentwicklung sehen und 

auf die breite Varianz im Kompetenzpotential der Schüler*innen mit SPF verweisen (Müller et 

al. 2017; Gebhardt 2015; Gebhardt/Heimlich 2018). Aus dieser Pattsituation lässt sich 

bezüglich der Lebenszufriedenheit schlussfolgern, dass für die Analyse der 
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Transitionsprozesse andere Aspekte stärker in den Fokus gerückt werden sollten. Einfacher 

ausgedrückt: Im Hinblick auf die Lebenszufriedenheit und die Transitionsprozesse ist für 

Schüler*innen mit SPF hinsichtlich beruflicher Übergangsprozesse, ob separativ oder 

integrativ beschult, noch nichts gewonnen oder verloren.  

Das führt direkt zu der Frage, was in der Schulzeit geschieht, um die Transitionsphase in die 

berufliche Bildung für Schüler*innen mit SPF entsprechend vorzubereiten. Dahingehend 

wurde in Beitrag II herausgearbeitet, wie sich der Diskurs um inklusive Berufsorientierung 

darstellt. Das Wesen einer Diskursanalyse in Anlehnung an Foucault (1981) besteht darin, die 

Diskurse in einem Themenfeld, in diesem Fall inklusive Berufsorientierung, sichtbar zu 

machen. Ziel oder Aufgabe ist es nicht, generalisierbare Erkenntnisse daraus zu folgern, 

sondern aufzudecken, welche Diskurse im spezifischen Feld existieren. Die identifizierten 

diskursiven Formationen lassen sich im konkreten Fall in Legitimations-, Stellvertreter- und 

Gestaltungsformation differenzieren. Interessant ist, dass u.a. Widersprüche im Verständnis 

der inklusiven Berufsorientierung aufgedeckt werden konnten. Die Begriffsanalyse kommt zu 

dem zentralen Ergebnis, dass ein weitreichender Dissens dahingehend besteht, was 

überhaupt ‚das Inklusive‘ der Berufsorientierung ausmacht. Die ‚inklusive Berufsorientierung‘ 

bzw. das, was als inklusive Berufsorientierung bezeichnet wird, findet in einer Gemengelage 

zwischen verschiedenen wissenschaftlichen (Sub-)Disziplinen statt. Dabei koexistieren 

einzelne Beiträge z.T. in ähnlichen Diskursgefilden und Inhaltsthematisierungen, jedoch ohne 

eine gegenseitige Bezugnahme der jeweiligen Autor*innen. Die fortschreitende 

Ausdifferenzierung des Diskurses geht einher mit einer Fokussierung auf Einzelfälle. Die 

‚Unsicherheit im Diskurs‘ zeigt sich auch darin, dass nicht klar ist, was überhaupt das Wesen 

der inklusiven Berufsorientierung ist. Ist schon das differente Begriffsverständnis von Inklusion 

allgemein diffus, so muss dies auch für das Begriffspaar ‚inklusive Berufsorientierung‘ 

konstatiert werden.  

Weiter konnten zwei zentrale Argumentationsstränge herausgearbeitet werden. Der erste 

Argumentationsstrang nimmt an, dass die schulische Berufsorientierung für eine erfolgreiche 

Transition in die Berufsausbildung bedeutsam ist. Diese Annahme wird diskursiv verhandelt, 

ohne dass sie empirischer Nachweise bedarf. Im Lichte der identifizierten diskursiven 

Formationen stellen sowohl die wissenschaftliche Behandlung als auch die schulische 

Umsetzung der inklusiven Berufsorientierung eine Legitimationsformation dar. Der zweite 



66 

 

Argumentationsstrang stellt heraus, dass die inklusive Berufsorientierung als eine genuin 

schulische Aufgabe verstanden wird. Die Bedeutsamkeit der inklusiven Berufsorientierung für 

erfolgreiche Transitionsprozesse wird im Argumentationskontext der praktischen Umsetzung 

herausgehoben und im Zuge von Stellvertreter- und Gestaltungsformationen thematisiert. 

Ergiebig war das diskurstheoretische Vorgehen dahingehend, dass erstmals diskursive 

Formationen in dem Diskursfeld ‚inklusive Berufsorientierung‘ aufgedeckt werden konnten. 

Herauszuheben ist, dass die Berufsorientierung speziell für Schüler*innen mit SPF zwar laut 

Kultusministerkonferenz (KMK 2019) didaktische Kernaufgabe sein soll; offensichtlich gibt es 

aber auch in der wissenschaftlichen Diskussion keinen Konsens, was diese überhaupt 

beinhalten soll. Zwar wird die Bedeutsamkeit der inklusiven Berufsorientierung in der 

Annahme betont, den Transitionsprozess zu unterstützen. Daraus ergeben sich aber noch 

keine pädagogischen oder didaktischen Handlungsanleitungen bzw. 

Handlungsverbindlichkeiten. Im Zusammenspiel mit den Ergebnissen von Nentwig (2018) 

deutet diese Unbestimmtheit auf die Dringlichkeit von Frageklärungen hin. Zu bestimmen ist, 

was das Wesen der inklusiven Berufsorientierung eigentlich ausmacht (Jochmaring et al. 2021) 

und was damit konkret vollbracht werden soll. Weiter fehlt ein Nachweis, ob inklusive 

Berufsorientierung den Übergangsprozess für Jugendliche erfolgreicher macht. Was 

pädagogisch erreicht und didaktisch vermittelt werden soll, um einen positiven Einfluss auf 

Transitionsprozesse zu bewirken, ist weiter zu konkretisieren. Kritisch einzuschätzen ist in 

diesem Zusammenhang der Umstand, wenn die „Berufsorientierung als unbeliebte 

Zusatzaufgabe“ (Nentwig 2018) von Lehrer*innen bzw. handelnden Akteur*innen 

interpretiert wird und in der Konsequenz nachrangig oder unzureichend in der Schulphase 

zum Einsatz kommt. Es bleibt zu konstatieren, dass die Wichtigkeit der Berufsorientierung 

zwar angenommen und als genuin schulische Aufgabe verstanden wird, aber nicht klar ist, was 

genau ‚das Inklusive‘ in der Berufsorientierung beinhaltet.  

Es zeigt sich also ein weiterer Forschungsbedarf zur Berufsorientierung für Schüler*innen mit 

SPF (Jochmaring et al. 2021). Damit ist nicht Forschung der Forschung wegen gemeint, wie es 

die Diskursanalyse hinsichtlich der Legitimationsformationen herausarbeitete. Neben der 

aufgeworfenen Unklarheit und Notwendigkeit, das Wesen inklusiver Berufsorientierung enger 

zu fassen, lohnen sich eine Auseinandersetzung u.a. mit folgenden Fragestellungen: Wie kann 

(inklusive) Berufsorientierung konkret die Transitionsprozesse in die Berufsbildung für 
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Schüler*innen mit SPF fördern? Welche pädagogischen und didaktischen Methoden und Ziele 

sind dafür förderlich? Was genau differenziert und legitimiert eine inklusive 

Berufsorientierung in Abgrenzung zur allgemeinen Berufsorientierung in der Sekundarstufe? 

Weiterer Forschungsbedarf stellt sich in Bezug auf die Nutzbarmachung und 

Verwertungsinteressen der inklusiven Berufsorientierung für den Übergang in die 

Berufsbildung bzw. nachschulische Erwerbs- und Lebenslaufphasen.  

 

 

6.2 Übergänge in die Berufsausbildung angesichts der UN-BRK 

Im zweiten Themenschwerpunkt wurde der Frage nachgegangen, wie sich hinsichtlich der UN-

BRK die Übergänge von Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in die 

Berufsausbildung darstellen. 

Seit Inkrafttreten der UN-BRK in Deutschland im Jahr 2009 hat sich der relative Anteil 

sonderpädagogisch geförderter Schüler*innen deutlich erhöht. Das erklärt sich mit der 

vermehrten Etikettierung von Schüler*innen als ‚sonderpädagogisch förderungsbedürftig‘ im 

Zuge der sogenannten ‚inklusiven Schulentwicklung‘. Sie bedeutet in der Konsequenz eine 

häufigere Etikettierung von Regelschüler*innen mit Förderbedarf, ohne dass die 

Förderschulen dadurch substanziell an Bedeutung verlieren. In der Folge strömt bereits jetzt 

und wohl auch zukünftig ein wachsender Anteil an Schüler*innen mit der Erfahrung 

sonderpädagogischer Förderung auf den Ausbildungsmarkt. 

Als zentrales Ergebnis der sekundärstatistischen Analyse (Beitrag III) lässt sich festhalten, dass 

kaum quantitative Änderungen der Übergangsverläufe von Schüler*innen mit Förderbedarf in 

die berufliche Bildung zu verzeichnen sind. Auf der Grundlage verfügbarer Sekundärstatistiken 

lässt sich seit Ratifizierung der UN-BRK bei den Übergängen von Schüler*innen mit SPF in die 

Systeme der Berufsvorbereitung und Berufsausbildung keine Teilhabeverbesserung 

feststellen. Die systematische Analyse verfügbarer Sekundärdaten zeigt eine Konstanz 

behinderungsspezifischer Bildungsmaßnahmen in separierenden Förderschulen, nur partiell 

qualifizierender Berufsvorbereitungsprogramme und statusniedriger Ausbildungsformen. 

Diese Erkenntnisse bestätigen damit Einschätzungen von Koch/Werning (2018) für 

Schüler*innen mit Förderbedarf im Lernen als auch von Klinkhammer/Niehaus (2015) für 
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junge Menschen mit (Schwer-)Behinderung im Ausbildungsmarkt sowie im System beruflicher 

Rehabilitation.  

Diese Ergebnisse sollten mit anderen dargestellten Erkenntnissen zusammengedacht werden: 

Die Anspruchserhöhungen für (potenzielle) Auszubildende führen dazu, dass es formal 

geringer gebildeten Schüler*innen wie denen mit SPF prospektiv erschwert wird, den Zugang 

in vollwertige Ausbildungsverhältnisse zu schaffen (Hadjar/Becker 2017; Konietzka/Hensel 

2017). Im Zuge der Bildungsexpansion findet eine generelle Höherqualifizierung und eine 

damit verbundene relative Qualifikations- und Zertifikatsentwertung statt, die die Situation 

nochmal verschärft (Hadjar/Becker 2017; Quenzel/Hurrelmann 2019). Mit den dargelegten 

Ergebnissen lässt das die Feststellung zu, dass sich die quantitativen 

Einmündungsmöglichkeiten für Schüler*innen mit SPF weiter einengen werden. Im Zuge 

dessen werden sich voraussichtlich auch die Chancen für vollqualifizierende 

Berufsausbildungen weiter reduzieren. Wie in Beitrag III dargestellt, gewinnt der 

Berufsausbildungsbereich der WfbM, der zu keinem qualifizierenden Abschluss führt, sogar 

an Bedeutung, was eine Stärkung eines separierenden statt inklusiven Settings bedeutet.  

Darüber hinaus zeugen die dargestellten Ergebnisse der Sekundäranalyse von einer Persistenz 

bestehender behinderungs- bzw. rehabilitationsspezifischer Strukturen in der schulischen und 

beruflichen Bildung. Angelehnt an die systemtheoretische Analyseperspektive zeigt sich die 

Komplexität und Ausdifferenzierung der Systeme schulischer und beruflicher Rehabilitation 

(differente Förderschwerpunkte, Berufsvorbereitungsprogramme, Ausbildungsformen). 

Deren Fortbestand unter den veränderten sozialen und gesetzlichen Gegebenheiten verweist 

auf die Trägheit der etablierten Institutionen und Organisationen des Rehabilitationssystems. 

In Anlehnung an Parsons (2009) kann hier von einem strukturell-funktionalen System 

gesprochen werden, dessen Hauptaufgabe im Selbsterhalt der eigenen Struktur und im 

Systemgleichgewicht besteht. Dessen langlebige, zähe Strukturen bleiben trotz des 

Paradigmenwechsels der UN-BRK bestehen, sie ändern sich eben nicht durch die bloße 

Erweiterung von Rechtsansprüchen (Wansing 2012, 2019). Hier wird ein Widerspruch 

offengelegt: der normativ-politische Anspruch und die Willensbekundungen zu größerer 

Chancengerechtigkeit in Bildung und Arbeit einerseits und die nicht vorhandene Einlösung 

anvisierter Ziele aus Artikel 24 und 27 der UN-BRK andererseits. Die fortdauernde systemische 

Herstellung von schulischer Behinderung (Powell et al. 2021; Powell et al. 2016; Powell 2007) 
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bzw. Behinderung in Transitionsprozessen hin zur beruflichen Bildung bleibt durch die UN-BRK 

unverändert. Das dokumentiert die anhaltend hohe Bedeutsamkeit der 

Zuweisungsmechanismen (Blanck 2020; Muche 2013; Ginnold 2008) und die Folgewirkungen 

der Etikettierung als ‚förderungsbedürftig‘ mit der anschließenden weiteren ‚Bearbeitung‘ 

bzw. Förderung in zielgruppenspezifischen Maßnahmen. 

Für die numerische Bilanz von Inklusion in der beruflichen Bildung heißt das bisher: Konstanz 

und z.T. Bedeutungszuwachs von Sondersystemen und rehabilitationsspezifischen 

Förderprogrammen und eine weniger qualifizierende Berufsausbildung für den Personenkreis 

der Schüler*innen mit SPF. Die skeptischen Einschätzungen zum eingeschränkten Potential 

der Inklusion in der Berufsbildung, wie von Rosenberger (2017) und schärfer von Biermann 

(2017; 2015) formuliert, sind dahingehend plausibel und empirisch haltbar. An zentralen 

ungleichheitsgenerierenden Mechanismen im Übergang in Berufsbildungsprozesse für 

Schüler*innen mit SPF hat sich nichts verändert. In Anlehnung an den bestehenden Wissens- 

und Forschungsstand zur Berufsbildung spricht auch nichts dafür, dass sich die Transitionen 

für Schüler*innen mit SPF zukünftig vereinfachen werden oder sich die Marktlage zu ihren 

Gunsten verändert (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2020). Weitergedacht ist die 

Etikettierung mit SPF also nach wie vor entscheidend für Überleitungen in Sondersysteme 

(Muche 2013), möglicherweise auch für eine Exklusionskarriere (Wansing 2006). In einer 

menschenrechtlichen Interpretation von Inklusion würden inklusive Veränderungsprozesse 

eine fortschreitende De-Kategorisierung bedeuten. Für den Übergang in die Berufsbildung ist 

das nicht festzustellen, sondern gegenteilig. Eine Etikettierung wirkt damit so stark wie bisher 

auch. Das ist den unveränderten Strukturbedingungen und bestehenden Institutionen in 

fortlaufender Handlungslogik geschuldet, die gleichbleibende Abläufe nach sich ziehen. 

Aufbauend auf den Ergebnissen der Sekundäranalyse konnten mithilfe qualitativer Daten 

explorativ die individuellen Vorstellungen und beruflichen Präferenzen sowie Hindernisse für 

Schüler*innen im Förderschwerpunkt KME in Beitrag IV identifiziert werden. Die Exploration 

konnte Grenzen und Barrieren im Übergang sichtbar machen, die personell und institutionell 

begründet sind. Auf der Personenebene liegen Hindernisse im geringen Leistungsniveau bzw. 

in der Beeinträchtigung (Wacker 2020; Wansing 2019; Waldschmidt 2011) der Schüler*innen 

begründet. Was sie sich selbst zutrauen und ob sie klare berufliche Zielvorstellungen 

entwickeln können, konstituiert grundlegend den eigenen Handlungshorizont, in dem sich die 
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Jugendlichen im Transitionsprozess in den Beruf befinden. Die divergierenden 

Berufsvorstellungen der Schüler*innen (die auch Einzug in die Typenbildung fanden) zeigen 

u.a. die Bedeutsamkeit des subjektiv empfundenen Leistungspotentials und den Abgleich mit 

externen Erwartungshaltungen und Könnensanforderungen (Kardorff et al. 2013). 

Anschließend an Erkenntnisse der Transitionsforschung kann durch den Vergleich mit anderen 

Jugendlichen die Reduktion der eigenen Erwartungsansprüche eintreten (Walther 2014). 

Mögliche Cooling-out Effekte sind daher als Anpassung an das eingeschränkte (Berufs-) bzw. 

Ausbildungsplatzangebot zu interpretieren. Das kann die Reduzierung des Berufsziels in 

Richtung einer theoriereduzierten ‚Werker*innen-Ausbildung‘ sein, oder der Übergang in ein 

Berufsbildungswerk bzw. den Berufsbildungsbereich der WfbM. Je statusniedriger die 

Ausbildungsform, desto leichter ist der Zugang in die jeweilige Institution und desto geringer 

die ‚Fallhöhe‘, an dieser zu scheitern. Die rehabilitationsspezifischen Sondersysteme der 

beruflichen Bildung stellen somit tatsächlich einen Schutz- und Schonraum für die 

Jugendlichen dar. Beispielsweise schützt die WfbM, denn die Beschäftigung dort gibt eine 

klare langfristige Perspektive und ökonomische Absicherung für den beruflichen Lebenslauf. 

Wie in der beschriebenen Typenbildung (Beitrag IV) der ‚kompromissorientierten‘ 

Schüler*innen dargestellt, kann das mit eigenen und externen Vorstellungen ‚realistischer 

Berufsziele‘ durchaus in Einklang stehen. 

Anhand der qualitativen Exploration kann nicht generell von einer sozialen Schließung oder 

einem vorsätzlichen Ausschluss des Personenkreises der Schüler*innen mit SPF von Seiten der 

Betriebe ausgegangen werden. Ein Teil der potenziellen Ausbildungsbetriebe formuliert 

zumindest die Bereitschaft, die Zielgruppe zu beschäftigen. Diejenigen Betriebe, die keine 

Schüler*innen mit SPF beschäftigen wollen, fallen gewissermaßen nicht aus der Reihe. Ihre 

Reaktion ist erwartbar, da die Nichtbereitschaft mit dem unzureichenden Leistungsniveau 

begründet wird und an bestehende gesellschaftliche Leistungsnormen und -erwartungen 

anschließt (Metzler et al. 2020; Euler/Severing 2014; Kardorff et al. 2013). Ob sich die 

Ablehnung bzw. Nichtbereitschaft aus Vorurteilen speist oder aus Leistungsvorstellungen, ist 

zwar unklar, aber im Ergebnis erwartbar. Zumal es nur eingeschränkte Zugangsmöglichkeiten 

in betriebliche Ausbildungsverhältnisse gibt, die sich an Leistungsfähigkeit und Marktfähigkeit 

bzw. der Marktlage orientieren. In der eingeschränkten Passung und Einmündungsmöglichkeit 

für die untersuchte Personengruppe spiegeln sich Erkenntnisse des Forschungsstandes zu 
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Transition und Berufsbildung wider. Bereits frühere (Enggruber/Rützel 2014; Metzler et al. 

2015) und aktuelle (Metzler et al. 2020) Studien und Analysen, die ihren Fokus auf die 

Arbeitgeber*innenseite und Betriebe richteten, verwiesen darauf. 

Abseits der personellen Begrenzungen stecken die institutionelle Regulierung von 

Übergängen und die Könnensanforderungen den Handlungshorizont ab. Die beruflichen 

Präferenzen der Heranwachsenden resultieren in der Abwägung der objektiven 

Möglichkeiten, des Platzangebots, des Zutrauens in die eigenen Fähigkeiten etc. 

(Walther/Stauber 2018). Angesichts der Herausforderung, klare und realistische berufliche 

Zielvorstellungen zu entwickeln, sind potenzielle Prozesse des Cooling-outs schon impliziert; 

eine Anpassung an externe Gegebenheiten und Leistungsanforderungen findet immer statt 

(Walther 2014). Die Platzanweisung in das Sozialgefüge und das ‚Unterkommen‘ in 

Institutionen bzw. Funktionszusammenhängen ist in rehabilitationssoziologischer 

Interpretation erwartbar und folgerichtig. Die (möglichen) Cooling-out Effekte, die auf einen 

Teil der Schüler*innen wirken, sind daher im Lichte der Übergangsforschung und aus 

rehabilitationssoziologischer Analyseperspektive schlicht als funktional zu interpretieren. 

Diese bereiten die Passung beruflicher Integrationsmöglichkeiten vor (Walther 2015). 

Angedockt an die dargelegten Forschungsstände und Veränderungsprozesse der 

Berufsbildung sind die Zugangs- und Teilhabemöglichkeiten an qualifizierten bzw. 

statusreduzierenden Fachpraktiker-Ausbildungen zwar immer noch vorhanden, verknappen 

sich jedoch langsam und stetig für Schüler*innen mit SPF. 

Angelehnt an die Typologie der ‚kompromissorientierten‘ Schüler*innen kann gefolgert 

werden, dass überhaupt nur für diese Jugendlichen eine so genannte ‚Behindertenrolle‘ 

(Haber/Smith 1971) als Lebenslaufoption infrage kommt. Die anderen beiden Typen, die 

‚Zielgerichteten‘ sowie mit Abstrichen die ‚Unentschlossenen‘ sind von dem, was theoretisch 

und idealtypisch in der Behindertenrolle skizziert wird, sehr weit entfernt. Bei ihnen findet die 

Identifikation mit der Behinderung als Ausdruck der Leistungseinschränkung nicht bzw. nur 

begrenzt statt. Das impliziert in der Folgewirkung eine Akzeptanz bestehender 

Leistungserwartungen, an denen sich orientiert und die eigene (eingeschränkte) 

Leistungsfähigkeit erprobt wird. Gerade durch die Konfrontation mit bestehenden Leistungs- 

und Erwartungsnormen und der Nicht-Einnahme einer Behindertenrolle, d.h. durch die 

Entscheidung, bestehende Sondersysteme und Wege eben nicht zu nutzen, wird ja an einem 
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Normalitätsbild festgehalten. Die Beurteilung von Förderschüler*innen als „am Rande der 

Normalität“, wie Wocken (1983) einst formulierte, die sich ein positives persönliches Selbst 

bewahren, ist durchaus noch plausibel für den hier betrachteten Personenkreis. Die Messung, 

Konfrontation und der Vergleich mit ‚normalen‘ Schüler*innen, das Durchlaufen und ‚Sich-

Stellen‘ in dieser Transitionsphase vermittelt die ‚Normalität‘ institutionell ja auch und 

entspricht ebenso dem Selbstbild der Jugendlichen im Übergang. In der Konsequenz heißt das 

dann: gleiche Anforderungen, gleiche Erwartungen, schlechtere Chancen – aber das bedeutet 

in der Folge auch Inklusion (Wansing 2012). Eine ‚Exit-Strategie‘ aus der Behindertenrolle und 

aus Sondersystemen heraus ist eben nur ein Ausweg, zum Preis von reduzierten 

Teilhabeansprüchen (Haber/Smith 1971; Schumann 2007; Wansing 2019). 

 

 

6.3 Beschäftigungsperspektiven in der Arbeitswelt 4.0 

Der dritte Themenschwerpunkt ging der Frage nach, welche beruflichen Perspektiven es für 

Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in der Arbeitswelt 4.0 gibt. 

Trotz aller ‚Umschichtungen nach oben‘ durch die Bildungsexpansion, die Ausweitungen von 

Bildungsmöglichkeiten- und Chancen sowie die Veränderungen im allgemeinen und 

beruflichen Bildungssystem (Hadjar/Becker 2017) ist die Berufsausbildung ein zentrales 

Scharnier der ‚Ungleichheitsproduktion‘ geblieben. Ihr kommt nach wie vor eine 

entscheidende Funktion im Hinblick auf die Verteilung von Lebenschancen zu. Der 

vergleichsweise frühe Zeitpunkt der berufsspezifischen Filterungsprozesse und die Dominanz 

berufsfachlicher Arbeitsmarktstrukturen sorgen für eine frühe und langfristige berufliche 

Weichenstellung. Die Berufszuweisung an der ersten Schwelle sorgt für stark vorgezeichnete 

Verlaufsmuster im beruflichen Lebenslauf (Braun et al. 2018). Daher ist die berufsspezifische 

Sortierung beim Ausbildungszugang so folgenreich für die Entstehung und Reproduktion von 

Ungleichheiten und Chancen am Arbeitsmarkt. Die berufsspezifische Schließung von 

Arbeitsmarkts- und Ausbildungssegmenten, kombiniert mit betrieblichen Selektionspraktiken 

an der ersten Schwelle, sind daher als Faktoren der Produktion ungleicher Chancen und 

Risiken des Berufseinstiegs so bedeutsam und in ihrer Tragweite kaum zu überschätzen 

(Konietzka 2016). Das berufliche Bildungssystem als Lebenslaufinstitution zeigt jedoch ein 
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spezielles Integrationsproblem für nicht bzw. gering qualifizierte Jugendliche 

(Konietzka/Hensel 2017), darunter viele Schulentlassene mit SPF. 

Veränderungsprozesse wie die schwindende Aufnahmekapazität des dualen Systems und der 

weitere Bedeutungsverlust einzelner Berufe in der Arbeitswelt 4.0, speziell durch den Wegfall 

von Routinetätigkeiten in der Industrie, vollziehen sich langsam, aber stetig. Mögen diese 

Veränderungsszenarien im großen volkswirtschaftlichen und beschäftigungspolitischen 

Maßstab nicht so gravierend erscheinen, stellen sie jedoch für den Personenkreis mit SPF eine 

klare Gefahr dar. Die Wandlungsprozesse der Arbeitswelt verlaufen schleichend, nicht abrupt. 

Die Ausbildungs- und Beschäftigungszahlen sinken voraussichtlich weiter, wenn auch 

langsam. So ist möglicherweise auch die geringe (beschäftigungs-)politische Kenntnisnahme 

bzw. die (vermeintliche) fehlende Dringlichkeit zu erklären. Aktuelle Analysen weisen jedoch 

nachdrücklich darauf hin, dass sich das Tempo der Substituierung von Arbeitskraft in den 

letzten Jahren beschleunigt hat und viele Jobs bisher aus verschiedenen Gründen noch nicht 

durch Computerisierung und Technikeinsatz ersetzt wurden, aber potentiell substituierbar 

sind (Dengler/Matthes 2021, 2018). 

Hauptergebnisse aus Artikel VI sind, in Übereinstimmung mit Erkenntnissen aus Beitrag III und 

V, dass die politischen Zielvorgaben der UN-BRK und das Bestreben, einen ‚inklusiven 

Arbeitsmarkt‘ zu schaffen, aktuellen Arbeitsmarktentwicklungen und bestehenden 

Beschäftigungsverhältnissen klar entgegenstehen. Eine Beschäftigung von Menschen mit 

Behinderung auf dem ersten Arbeitsmarkt findet nur partiell statt. Stattdessen verzeichnen 

Sondersysteme einen steten Anstieg der Teilnehmer*innenzahlen, was gesellschaftspolitisch 

eher auf eine Regression hindeutet statt auf eine konsequente Verfolgung des Anspruchs, eine 

‚inklusive Arbeitswelt‘ oder eine ‚inklusive Gesellschaft‘ (Wacker 2019) zu formen. 

Die Entwicklung einer Arbeitswelt 4.0 rückt vor allem die Herausforderungen und 

(Beschäftigungs-)Probleme des Abbaus von Einfacharbeitsplätzen für gering qualifizierte 

Beschäftigte in den Blick, wovon Menschen mit Behinderung überproportional häufiger 

betroffen sein werden. Gegenwärtig und zukünftig wird sich der Arbeitskräftebedarf an (hoch-

) qualifizierten Fachkräften erhöhen und Routinetätigkeiten zunehmend automatisiert 

werden. Diese Umgestaltungen betreffen speziell das verarbeitende Gewerbe und die 

Industrie, hingegen wird aktuell (noch) von einem konstanten Arbeitskräftebedarf im 

Dienstleistungssektor, speziell bei einfachen Tätigkeiten und im Niedriglohnbereich, 
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ausgegangen (Dengler/Matthes 2021, 2018). Die Wandlungsprozesse und das 

Substituierungspotential betreffen die hier behandelte Personengruppe direkt, engen sich 

doch ihre Beschäftigungsoptionen im ersten Arbeitsmarkt ein. Das stellt eine Verschärfung 

der bestehenden Ungleichheiten im ersten Arbeitsmarkt in Aussicht. Die Erkenntnisse zur 

Übergangssituation in die berufliche Bildung für Schüler*innen mit SPF finden ihre Fortsetzung 

am Arbeitsmarkt. Die Veränderungen und Verquickungen der Arbeitswelt 4.0, die 

ökonomische und technologische Entwicklung sowie der Wandel von Arbeitsmärkten und 

Qualifikationsentwertungen kommen als Erschwernisse noch hinzu. Neben den bereits 

thematisierten Strukturen, die Inklusion im Transitionsprozess erschweren bis 

verunmöglichen, verringern sich die Beschäftigungsoptionen weiter. 

Die Erkenntnisse aus Artikel V und VI ermöglichen es, bilanzierend die Ausgangsposition von 

Schüler*innen mit SPF und ihre beruflichen Perspektiven einzuschätzen. Die schulische 

Berufsorientierung kann als Vorbereitung für den Übergang nur einen Teilbeitrag leisten. Die 

Schüler*innen mit Förderstatus gehen deutlich häufiger in Maßnahmen der 

Berufsvorbereitung über, außerdem gelingt es ihnen seltener, eine (voll-) qualifizierende 

Berufsausbildung aufzunehmen. Der Widerspruch zwischen ‚Sollen und Sein‘ wird hier bereits 

erkennbar. Die Prozesse der Etikettierung und vor allem die der Zuweisung sind unverändert 

und somit bleiben auch die bestehenden Pfadlogiken im Übergang erhalten. Die 

Transitionsprozesse zwischen Schule und Arbeitswelt weisen eine große Diskrepanz auf. 

Einerseits betrifft das den funktionalen Anspruch, was die Institutionen der beruflichen 

Bildung in den jeweiligen pädagogischen Settings leisten sollen: zielgruppenspezifisch fördern 

und dabei Chancengerechtigkeit ermöglichen, aber gleichzeitig auch ihrem Selektions- und 

Allokationsauftrag gerecht werden. Andererseits besteht der normative Anspruch, politisch-

rechtlich mit der UN-BRK artikuliert, ‚Inklusion‘ in der Berufsbildung zu gewährleisten. Was 

genau die ‚Inklusionsleistung‘ umfasst, ist dabei gar nicht klar spezifiziert und formuliert: Soll 

es nur um eine Form gemeinsamen Lernens im Rahmen der Berufsbildung gehen (Wacker 

2020; Biermann 2017), dann wäre zumindest das sicherlich leistbar. Am anderen Ende des 

Erwartungsspektrums könnte der Anspruch artikuliert werden, inklusive Berufsbildung als 

eine Ausbildung für alle aufzufassen. Das heißt: jede*r erhält Zugang und die Möglichkeit dazu. 

Diese hohe Erwartungshaltung ist de facto kaum zu stemmen und institutionell in den 
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bestehenden Strukturen auch gar nicht leistbar. Wird sie ernsthaft formuliert, ‚lastet‘ sie auf 

der beruflichen Bildung als kaum realisierbarer Erwartungshorizont. 

Das Ziel einer beruflichen Qualifizierung, erbracht in Form der Integration in 

Arbeitsgelegenheiten, was ein Unterkommen in Funktionssystemen beinhaltet, ist auch im 

aktuellen gesetzlichen und bildungspolitischen Rahmen möglich. Das ist aber eben auch nur 

durch Sondersysteme umsetzbar, durch leistungsreduzierte Ausbildungsformen und 

Ersatzarbeitsmärkte wie z.B. die WfbM. Diese Zielvorgabe leisten die bestehenden Systeme 

auch anhaltend - wie die Zahlen zur Expansion von Werkstattbeschäftigung zeigen - und das 

in janusköpfiger Weise erfolgreich. Es ist dem Wortsinn nach Integration in (Erwerbs-)Arbeit 

und insofern eine Teilhabe am Arbeitsleben, zwar mit reduzierten Ansprüchen, aber 

tatsächlich umgesetzt. Damit bleibt die Frage offen, welche Form von Bildung in der 

beruflichen Bildung als inklusiv verstanden wird. Ist es eine Form der Bildung, die für den 

Eintritt in eine Erwerbsarbeit sorgt (Integration)? Oder besteht der ernsthafte Anspruch 

inklusiver Veränderung, die über normative Absichtserklärungen hinaus geht? Organisatorisch 

bestünde schlicht keine Notwendigkeit auf ‚inklusiv‘ umzustellen; wobei die Frage offenbleibt, 

was das in der Konsequenz wirklich wäre. 

Die Bilanzierung der Erkenntnisse aus Beitrag V und VI steht wesentlich im Einklang zu den 

dargestellten Einschätzungen bisheriger Sekundäranalysen und empirischer Studien. Die 

systematische strukturelle Benachteiligung behinderter Menschen über den gesamten 

Bildungsverlauf hinweg wird in Transitionsprozessen vor allem sichtbar; ist aber nicht 

sonderlich anders als in früheren Lebenslaufpassagen der Schulbildung oder in der tertiären 

Sozialisationsphase. Zusammengenommen bieten die Ergebnisse eher eine düstere 

Perspektive für Transitionsprozesse zukünftiger Kohorten der Schüler*innen mit SPF. Es ist zu 

bilanzieren, dass die Optionen, die nach dem Einstieg in den Arbeitsmarkt bestehen, zwar 

auch zukünftig vorhanden sind, sich aber stetig weiter reduzieren dürften, sofern Betroffenen 

das Überspringen der ersten Schwelle überhaupt gelingt und sie nicht vorher schon in 

Sondersysteme ‚abgebogen‘ sind. Hauptgründe für fortdauernde und neue Risiken sind der 

beschriebene Wandel in den Arbeitsmärkten, die Substituierung vor allem einfacher 

Arbeitstätigkeiten sowie die Folgen der Bildungsexpansion, wie oben dargestellt. 

 

 



76 

 

6.4 Fazit und (Forschungs-)Perspektiven 

Diese Dissertation untersuchte die übergeordnete Fragestellung, wie sich Transitionsprozesse 

von Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den Beruf vor dem Hintergrund 

des Inklusionsanspruchs der UN-BRK gestalten.  

Nach der Diskussion der Ergebnisse, differenziert in drei Themenschwerpunkte und unter 

Einbezug der sechs Einzelbeiträge, erfolgt noch ein Fazit. Hier werden die erarbeiteten 

Ergebnisse einbezogen, der Themengegenstand noch einmal kritisch betrachtet und die 

Perspektiven politischer Veränderungsmöglichkeiten skizziert. Es umfasst eine Beleuchtung 

und abschließende Thematisierung des Spannungsverhältnisses zwischen inklusiven 

Anspruchsformulierungen, Umsetzbarkeitsproblematiken und Veränderungspotentialen. 

Außerdem werden noch an einzelnen Stellen potenzielle Forschungsperspektiven und 

Fragestellungen formuliert, die zukünftig bearbeitet werden könnten. 

 

Der widersprüchliche Charakter der ökonomischen Entwicklung, mit immer höherer 

Produktivität auf der einen und der Expansion prekärer Beschäftigungsfelder und 

Sonderarbeitsmärkte auf der anderen Seite, suggeriert und provoziert Fragen nach politischen 

Einfluss- und Änderungsmöglichkeiten. Aktuell stehen ‚inklusive Transformationsprozesse‘ 

wirtschaftlichen Interessenslagen klar entgegen. Exemplarisch zeigt es sich an Betrieben, die 

Schüler*innen mit SPF nicht ausbilden wollen, da sie mangelnde Leistungsfähigkeit und 

Produktivitätsengpässe fürchten. Sichtbar wird es auch an den WfbM, die, wie andere 

Unternehmen auch, der ‚Verwertungslogik‘ von Arbeitskraft unterworfen sind. Am Beispiel 

der WfbM wird der Widerspruch besonders deutlich, da diese einerseits ein ökonomisches 

Eigeninteresse haben, leistungsstarke Mitarbeiter*innen nicht in den ersten Arbeitsmarkt 

wechseln zu lassen, andererseits in der gesetzlichen Verpflichtung stehen, diese Transition 

anzubahnen. 

Es müsste detaillierter ausformuliert werden, was eine inklusive Arbeitswelt in der 

Konsequenz eigentlich wäre und inwieweit überhaupt Bereitschaft bestünde, etablierte 

Strukturen zu ändern. Außerdem besteht die Kardinalfrage, welche konkreten politischen 

Änderungsmaßnahmen mit dieser Anspruchshaltung verbunden sind. Diese ‚Unterwerfung‘ 

erscheint vor dem Hintergrund der Veränderungs- und Pluralisierungsprozesse hinsichtlich 

der Nutzung menschlicher Arbeitskraft eher als eine weitere ‚Wegführung‘ aus vollständiger 
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Teilhabe am Arbeitsleben, wenngleich die zukünftige Arbeitswelt 4.0 für Menschen mit 

Behinderung auch Chancen birgt (Engels 2016). Die Bildungsexpansion erreicht aber eben 

nicht alle Gesellschaftsmitglieder gleichermaßen und eröffnet kein Chancenplus für alle. 

Vielmehr führen die skizzierten Veränderungen dazu, dass Teile der Gesellschaft nicht erreicht 

werden und von der allgemeinen Höherqualifizierung profitieren, sondern sich die 

Qualifikationserwartungen gegenteilig vergrößern und damit auch die bestehende 

Bildungskluft. Menschen mit Behinderung könnten noch stärker abgehängt werden als bisher, 

was durch die Technologieentwicklung, fortschreitende Automatisierung und Flexibilisierung 

sowie den daraus resultierenden Arbeitsplatzverlust nicht ausgelöst, aber beschleunigt wird 

(Dengler/Matthes 2021, 2018; Engels 2016). Diese Entwicklungsprozesse treffen übrigens 

auch auf andere geringqualifizierte Menschen zu, weshalb sich thematisch gut an die 

Diskussion zur Bildungsarmut andocken lässt (Quenzel/Hurrelmann 2019).  

Weiterführende Forschungsperspektiven ergeben sich hinsichtlich des hohen 

wissenschaftlichen Interesses daran, welche Beschäftigungsoptionen sich für die genannten 

Personenkreise zukünftig bieten und ob oder wie Bildungsinstitutionen dafür überhaupt den 

Weg ebnen können (Wacker 2020). Daher sind die aufgeführten und diskutierten Erkenntnisse 

auch jenseits der Schüler*innengruppe mit SPF von hohem Interesse: Zeigen sie doch, dass 

Berufswahlprozesse und entwickelte Berufspräferenzen von Jugendlichen sich gerade nicht 

unabhängig von der Markt- und Chancenlage entwickeln können, sondern (zwangsweise) auf 

diese abgestimmt sein müssen. Der Berufswahlprozess bei Schüler*innen mit SPF ist eben 

weniger ein Prozess der Wahl als einer der Zuweisung in Orientierung an bestehenden 

Beschäftigungsmöglichkeiten. Daher laufen auch formulierte Kritiken ‚unrealistischer‘ 

Berufsvorstellungen makrosoziologisch betrachtet ins Leere, da die jeweiligen Schüler*innen 

auch weiterhin institutionell in den jeweiligen Statuspassagen ‚ausgekühlt‘ werden. Daraus 

ergeben sich Fragen zur Nutzbarmachung von schulischer Berufsorientierung, ob mit oder 

ohne inklusive Vorzeichen, für spätere Transitionsprozesse. Der Berufsorientierung dürfte 

künftig vor dem Hintergrund der skizzierten Veränderungen der Arbeitswelt ein 

Bedeutungszuwachs zukommen – verbunden mit der Hoffnung, diese effektiver u.a. für 

Schüler*innen mit SPF sowie andere Bildungsverlierer*innen und deren Vorbereitung für den 

Arbeitsmarkt zu nutzen (Weyland et al. 2021; Weißmann/Thomas 2020). Wissenschaftliche 

Fragestellungen könnten sein, welche Funktionen der Berufsorientierung als Baustein im 
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Übergangsprozess zukommen: Als schulisches Mittel der Platzanweisung im Sozialgefüge oder 

als Instrument der Persönlichkeitsreifung und Hilfestellung zur Findung beruflicher 

Vorstellungen und Präferenzbildung? Weiter könnten Forschungsvorhaben spannend sein, 

die evidenzbasiert die Nachhaltigkeit und Wirksamkeit von Maßnahmen der (inklusiven) 

Berufsorientierung untersuchen. 

Vor dem Hintergrund der Diskurse um Inklusion deutet das Genannte auf die Schwierigkeit 

hin, dass Willens- und Absichtserklärungen keine Strukturveränderungen nach sich ziehen. 

Interessanter noch als beschäftigungspolitische Absichten (Sondersysteme statt erstem 

Arbeitsmarkt oder sogar inklusive Arbeitswelt?) und Arbeitsmarktzahlen ist eher die Nicht-

Thematisierung dieses Widerspruchs in Inklusionsdebatten: Eine Formulierung – präziser klare 

Konkretisierung - dessen würde gnadenlos die Utopie einer inklusiven Arbeitswelt entzaubern 

und die Vermeidung der Thematisierung und Adressierung für bildungs- und 

beschäftigungspolitische Veränderungsprozesse offenlegen. 

Angelehnt an Nassehi (2007) lässt sich sagen, dass ‚die Gesellschaft‘ keine Post- oder E-Mail-

Adresse hat. Kommunizierte Bedürfnisse oder Absichtserklärungen führen eben nicht zu 

Veränderungen, sofern etablierte Strukturen nicht geändert werden. Das würde 

‚Nachverhandlungen‘ bedeuten und bedürfte entsprechender politisch-gesetzlicher 

Regulierung. Das beschäftigungspolitische Repertoire dafür ist bereits vorhanden. Es gibt 

mögliche Hebel mit den ‚Bordmitteln‘ politischer Steuerungsmöglichkeiten, über die 

bestehende Rechtslage hinaus, die eine substanzielle Erhöhung der Teilhabe am Arbeitsleben 

bewirken könnten: Das wären u.a. die Einführung einer gesetzlichen Ausbildungsgarantie 

(Enggruber 2018: 29ff). Weiter bedürfte es einer substanziellen Reduktion von 

Beschäftigungsplätzen in Werkstätten, Tagesförderstätten, langfristig auch in 

Integrationsbetrieben/Inklusionsunternehmen. Außerdem müsste es zu einer deutlichen 

Erhöhung der Ausgleichsabgabe (§160 SGB IX) kommen, einhergehend mit einer Ausweitung 

der bestehenden Beschäftigungspflicht (§154 SGB IX) für Arbeitgeber*innen. 

Daraus ergeben sich Forschungsperspektiven, die eine Weiterentwicklung der beruflichen 

Integration - oder sogar Inklusion - von Menschen mit Behinderung im ersten Arbeitsmarkt in 

den Fokus rücken und speziell die Strukturen und Instrumente der politisch-gesetzlichen 

Regulierung dieser Einbindung in den Blick nehmen. In der Konsequenz hieße es, dass 

mögliche Veränderungsprozesse nicht ohne Formulierung und Adressierung entsprechender 
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Interessensgegensätze vonstattengehen könnten. Dazu gehört auch die Benennung der - 

politökonomisch formuliert - dauerhaft bestehenden, unterschiedlichen 

Interessengegensätze zwischen den Seiten der Arbeitnehmer*innen und Arbeitgeber*innen. 

Besteht ein wirklicher politischer Änderungswille der Regulierung und des neuen Austarierens 

dieser alten ‚Klassengegensätze‘ jenseits von Absichtserklärungen, müsste politisch an diesen 

‚Stellschrauben‘ gedreht werden. Maßnahmen könnten dann u.a. die oben genannten 

Vorschläge sein wie eine effektivere Beschäftigungspflicht und eine Ausgleichsabgabe, die so 

hoch ist, dass sie auch beschäftigungspolitische Auswirkungen entfaltet. An konkreten 

gesetzlichen Änderungen würde sich die Frage entscheiden, ob man Inklusion im beruflichen 

Übergang und in der Arbeit wirklich will und die formulierten Ansprüche aus Artikel 27 (Arbeit 

und Beschäftigung) der UN-BRK tatsächlich politisch ernst nimmt. Das würde sich dann in 

konkreten legislativen Schritten ausdrücken und - konfliktsoziologisch formuliert - 

Interessengegensätze zur Aushandlung bringen und zwingen. 

Mit der Entwicklung zur Arbeitswelt 4.0 ändert sich nicht alles grundlegend, auch nicht für 

Schüler*innen mit SPF in Transitionsprozessen und Menschen mit Behinderung im 

Erwerbsalter. Eigentlich werden mit den Diskussionen zur Digitalisierung und 

Substituierbarkeitspotenzialen alte Fragen aufgeworfen. Bisher wurde in der Geschichte der 

Arbeitswelt bei Technologiesprüngen und Automatisierungsprozessen immer eine numerisch 

bedeutsame Substituierung menschlicher Arbeitskraft prognostiziert (Wajcman 2019). Ob die 

Digitalisierung und erhöhte Computerisierung diesmal das Szenario von 

Massenarbeitslosigkeit zur Folge haben, bleibt abzuwarten, ist aber unwahrscheinlich. Seriöse 

Berechnungen und Auswertungen (Dengler/Matthes 2021; Weller 2020; IAB 2019; 

Dengler/Matthes 2018; Möller/Walwei 2017; Engels 2016) lassen eher darauf schließen, dass 

es keinen Grund gibt für (neo-)marxistisch inspirierte Untergangszenarien. Bisher ist die 

Befürchtung massiver Arbeitsplatzverluste nie eingetreten (Wajcman 2019), hat jedoch immer 

den Stellenwert von Bildung erhöht (Quenzel/Hurrelmann 2019; Möller/Walwei 2017). 

Aus systemtheoretischer Perspektive erfolgt die Regulierung von Inklusion am Arbeitsmarkt 

der funktionalen Eigenlogik kapitalistischer Wirtschaftssysteme. Der selektive Zugriff auf 

Arbeitskraft bzw. Humankapital orientiert sich ausschließlich an ökonomischen Kriterien und 

ist demnach an Gewinn und Wettbewerb ausgerichtet (Schreiner/Wansing 2016). Daher wird 

auch prospektiv trotz aller formulierten Inklusionsansprüche nicht auf komplementäre 
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Systeme verzichtet werden können, um Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit 

Behinderung bereitstellen zu können. Sondersysteme wie die WfbM erfüllen nach wie vor 

zentral wichtige Aufgaben; neben der Tagesstrukturierung ist das die konkrete praktische 

Umsetzung von Teilhabe am Arbeitsleben und damit Arbeitsmarktintegration (nicht 

Inklusion). Ebenso schlagen die rehabilitationsspezifischen Programme in Berufsvorbereitung 

und Ausbildung die Brücke in Erwerbsgelegenheiten, auch wenn sie anspruchsreduziert sind. 

Sofern man den Anspruch auf Inklusion und damit auch die Konsequenzen wirklich ernst 

nähme und für eine Auflösung dieser rehabilitationsspezifischen Institutionen und 

Organisationen plädierte, hieße das in der Konsequenz auch, beschäftigungspolitische 

Perspektiven für einen wachsenden Personenkreis aufzeigen zu müssen. Das würde das 

etablierte Funktionieren kapitalistischer Arbeitsgesellschaften und ihre Fixierung auf Leistung 

bzw. Fähigkeiten zentral herausfordern (Buchner et al. 2015). 

Eine Infragestellung der ‚Inwertsetzung‘ menschlicher Arbeitskraft würde 

Produktivitätseinbußen nach sich ziehen, wenn das Primat auf Beschäftigung und nicht auf 

Profitorientierung läge. Eine ‚unkritische‘ Umsetzung von Inklusion, im Sinne einer sofortigen 

Auflösung von Sondersystemen, die unter ‚Exklusionsverdacht‘ stehen, hätte voraussichtlich 

gravierende Folgen. Es würde bedeuten, Menschen mit geringem Arbeitspotenzial bzw. 

geringer Leistungsbefähigung und diejenigen, die nicht flexibel genug sind (Sennett 1999), in 

die dauerhafte Struktur- und Arbeitslosigkeit zu entlassen. Deren Arbeitskraft könnte am 

Arbeitsmarkt (perspektivisch) kaum mehr eingesetzt werden. Das hätte nicht nur für 

Menschen mit Behinderung, sondern auch für viele Bildungsarme und Geringqualifizierte 

gravierende Folgen. Ohne Änderung am Leistungsanspruch, gesetzliche Regulierung von 

Beschäftigungspflichten usw. könnte sich eine ‚naive‘ Verfolgung eines unkritischen 

Inklusionsanspruchs in das Gegenteil umkehren und wachsende Beschäftigungslosigkeit zur 

Folge haben. Daher wird auch prospektiv trotz aller ‚Inklusionsromantik‘ nicht auf 

Sondersysteme zur Teilhabe am Arbeitsleben verzichtet werden können. Ansonsten schlösse 

man viele Menschen von Arbeitsgelegenheiten aus, sobald sie Produktivitäts- und 

Leistungsansprüchen nicht genügen. Sondersysteme machen eben beides, sie exkludieren von 

Normalarbeitsverhältnissen, gleichzeitig aber integrieren sie auch in Arbeitsgelegenheiten. 

Systemtheoretisch interpretiert erfüllen sie ihre zugewiesenen Aufgaben vollumfänglich. 

Jedoch steht das den beschriebenen Leitideen der UN-BRK und normativen Forderungen einer 
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inklusiven Arbeitswelt entgegen. Der zentrale Widerspruch politischer, gesetzlicher und 

normativer Forderungen einer inklusiven Arbeitswelt und aktueller Technologie-, 

Beschäftigungs- und Wissensentwicklung ist keine neue ‚Front‘- oder Themenstellung, er 

spitzt sich im Zuge der Digitalisierung/Arbeit 4.0 nur zu. Dadurch rückt die alte Frage in den 

Fokus, welches Maß an Akzeptanz mangelnder Leistungsfähigkeit bzw. ‚Dis-ability‘ in einem 

kapitalistischen Wirtschaftssystem ertragen werden möchte (Waldschmidt 2011; Buchner et 

al. 2015).  

Moderne Arbeitsgesellschaften erzeugen permanent Vorstellungen von Leistung bzw. 

Leistungsfähigkeit, sie sind konstitutiv für kapitalistische Produktionsweisen (Buchner et al. 

2015). Der Begriff der ‚Fähigkeit‘ ist daher diskursiv determiniert und in die Verwertungsethik 

eingehegt. ‚Produktive Arbeit‘ ist diejenige Form der Arbeit, die einen messbaren (Mehr-)Wert 

erzeugt. Eine ‚inklusive Arbeitswelt‘ muss daher zwangsläufig auf der Ebene einer 

Differenzfeststellung zwischen ‚Sollen und Sein‘ verhaftet bleiben, sofern kapitalistische 

Produktionsverhältnisse und Leistungsvorstellungen nicht angetastet werden. Wie dargelegt 

werden durch Inklusionsansprüche keine Teilhabechancen generiert, sondern sie verbleiben 

auf dem Niveau rechtlicher und politischer Forderungen (Wansing 2012, 2019). Die noch 

gesteigerten Leistungsanforderungen einer zunehmend digitalisierten Arbeitswelt 4.0 stehen 

diesen Absichtserklärungen diametral entgegen. Nur unter der Voraussetzung eines 

Zugeständnisses von Nicht- oder weniger Leistungsfähigkeit wäre das, was als inklusiver 

Anspruch formuliert wird, in der Arbeitswelt überhaupt denk- und realisierbar. 

Organisationen und Institutionen in Zeiten der Digitalisierung und Arbeitswelt 4.0 stehen 

damit in einem Spannungsverhältnis der Exklusionsverwaltung unter den Vorzeichen 

rhetorischer Inklusionsansprüche. Künftige Forschungsbemühungen und Fragestellungen 

könnten darauf abzielen, wie dieser bestehende Widerspruch in Zukunft sozial- und 

beschäftigungspolitisch auszubalancieren ist. 
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Anhang 

 

Nachfolgend sind in chronologischer Reihenfolge die Literaturangaben sowie die 

Originalabdrucke der sechs Einzelbeiträge dieser kumulativen Dissertation aufgeführt. 

 

Die Beiträge I-V wurden bereits als Fachpublikationen veröffentlicht und sind in 

entsprechendem Format bzw. Layout der jeweiligen Fachzeitschriften abgedruckt.  

Bei Beitrag VI handelt es sich um den Abdruck des Manuskripts, welches von der Zeitschrift 

„Scandinavian Journal of Disability Research“ nach erfolgter erster Überarbeitung für den 
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Zusammenfassung 
Dieser Beitrag untersucht Unterschiede in der Lebenszufriedenheit von SchülerInnen mit und ohne son-
derpädagogischem Förderbedarf zwischen der Beschulungsart in Förder- oder (integrativen) Regelschu-
len. Datenbasis bildet das Nationale Bildungspanel (NEPS) mit 5.388 SchülerInnen der 7. Klassen 
(n=375 mit Förderbedarf, davon n=91 in integrativen Regelschulen; n=5.013 ohne Förderbedarf). In hie-
rarchischen Regressionsanalysen wurde als abhängige Variable die Lebenszufriedenheit unter Kontrolle 
des Alters und Geschlechts sowie der Anzahl der Bücher im Haushalt und des Migrationshintergrundes 
analysiert. Die Ergebnisse zeigen, dass der Besuch einer integrativen Regelschule für SchülerInnen mit 
Förderbedarf mit einer niedrigeren Lebenszufriedenheit einhergeht im Vergleich zu jenen, die eine För-
derschule besuchen. Die Ergebnisse heben damit die Bedeutung der Förderschule für die Lebenszufrie-
denheit von SchülerInnen mit Förderbedarf hervor. 
 
Schlagwörter: Förderschule, Lebenszufriedenheit, Schulklima, schulisches Wohlbefinden 
 
 
Life satisfaction among students with special educational needs: Are there differences between different 
school settings? 
 
Abstract 
This study examines differences in life satisfaction among students with and without special educational 
needs (SEN) in regular or special educational needs schools. Data was obtained from the German Na-
tional Educational Panel Study (NEPS), with n=5,388 seventh grade students (n=375 with SEN, among 
them n=91 students with SEN in regular schools; n=5,013 without SEN). Hierarchical linear modelling 
was applied, using life satisfaction as dependent variable, controlling for age and gender as well as mi-
gration background and number of books at home. Students with SEN, attending special educational 
needs schools, report higher life satisfaction compared to students with SEN in regular schools. The re-
sults highlight the importance of special educational needs schools for students’ life satisfaction.  
 
Keywords: schools for students with special educational needs, life satisfaction, school climate, academic 
wellbeing 
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1 Einleitung und Fragestellung 

Die Schule ist für die Leistungsentwicklung, aber auch für das subjektive Wohlbefin- 
den und die psychosoziale Entwicklung der SchülerInnen von zentraler Bedeutung (Bilz 
u.a. 2016; Bilz/Melzer 2008; Rathmann u.a. 2016). Gerade vor dem Hintergrund der im 
Jahr 2009 verabschiedeten UN-Behindertenrechtskonvention liegen die Bemühungen in 
Deutschland darin, SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf (im Folgenden: 
Förderbedarf) nicht mehr in Förderschulen, sondern zunehmend in Regelschulen zu integ-
rieren und gemeinsam mit SchülerInnen ohne Förderbedarf zu unterrichten (BRK 2008). 
Die Anzahl von SchülerInnen mit Förderbedarf ist in den vergangenen Jahren dennoch 
ansteigend. Dies liegt daran, dass Förderschulen nach wie vor Bestand haben und bei ei-
ner zunehmenden Zahl von SchülerInnen ein Förderbedarf diagnostiziert wird. Während 
die differenziellen Lernumwelten der Regelschulen (Haupt-, Real- und Gesamtschulen 
häufig im Vergleich zum Gymnasium) bereits vielfach beschrieben und ihre Bedeutung 
für insbesondere die leistungsbezogene und psychosoziale Entwicklung von SchülerInnen 
aufgezeigt wurde (Baumert/Stanat/Watermann 2006; Bos/Müller/Stubbe 2010; Quen-
zel/Hurrelmann 2010), sind Unterschiede im Wohlbefinden zwischen den Beschulungsar-
ten (d.h. separat oder integrativ1) von SchülerInnen mit Förderbedarf nur selten untersucht 
worden (Schwab u.a. 2015).  

2 Forschungsstand 

Die Integration von SchülerInnen mit Förderbedarf in Regelschulen wurde insbesondere 
hinsichtlich der schulischen Leistungen und Leistungsentwicklung vielfach untersucht 
(Kocaj u.a. 2014; Kuhl u.a. 2015). SchülerInnen mit Förderbedarf, so zeigen zahlreiche 
nationale und internationale Studien, profitieren von leistungsheterogeneren Lerngruppen 
in integrativen Regelschulen (Kocaj u.a. 2014; Ruijs/Peetsma 2009) und von höheren 
Leistungsanforderungen der Lehrkräfte (Hornstra u.a. 2010). So werden die schulischen 
Leistungen durch eine stärkere Orientierung am schulischen Fortschritt aller SchülerInnen 
in integrativen Regelschulen gefördert, jedoch gehen eine Reduzierung des Unter-
richtstempos und eine repetitive Unterrichtsführung, wie sie in Förderschulen häufig vor-
zufinden ist, mit weniger günstigen Kompetenzentwicklungen einher (Baumert u.a. 1986; 
Wocken 2007, 2005; Wocken/Gröhlich 2009). Auf der anderen Seite gewährleiste eine se-
parate Beschulung von SchülerInnen in Förderschulen eine Vereinheitlichung von Lern-
bedingungen und Leistungsentwicklungen sowie die Berücksichtigung spezieller Bedürf-
nisse der FörderschülerInnen, um diese optimal zu fördern. Vielfach wurde die These 
aufgestellt, dass durch homogene Lerngruppen in Förderschulen ein „Schonraum“ für 
diese SchülerInnen entstehe, der Vergleiche mit der Referenzgruppe institutionell er-
schwere (Baumert/Stanat/Watermann 2006; Kocaj u.a. 2014). Im Kern besagt die „These 
des Schonraums“ (Schumann 2007), bezugnehmend auf die Bezugsgruppentheorie, dass 
die SchülerInnen den Schonraum der Förderschule benötigen, da nur dort ein positives 
Selbstkonzept in einer vermeintlich homogenen Bezugsgruppe entwickelt werden kann. 
Andere AutorInnen (Hänsel 2016; Schumann 2007; Wocken 2007, 2005) legen allerdings 
dar, dass die Förderschule auch als „Schonraumfalle“ fungieren könne, da sich der Schon-
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raum-Effekt im Laufe der Schulzeit abschwächt und sich das positive Selbstbild relativie-
re. Schumann (2007) weist in diesem Zusammenhang in ihrer Studie darauf hin, dass die 
Überweisung bzw. Beschulung in der Förderschule als Effekt der sozialen Ausgrenzung, 
Beschämung und verweigerten Anerkennung von den betreffenden SchülerInnen wahrge-
nommen wird.  

Bisherige Studien weisen zudem darauf hin, dass sich die soziale Teilhabe und Parti-
zipation zwischen SchülerInnen mit und ohne Förderbedarf in Regelschulen und Förder-
schulen unterscheiden. Sie zeigen beispielsweise, dass SchülerInnen mit Förderbedarf in 
Regelschulklassen eine geringere soziale Partizipation aufweisen (Bossaert u.a. 2013; 
Koster u.a. 2010), weniger akzeptiert werden als ihre MitschülerInnen ohne Förderbedarf 
(Huber/Wilbert 2012), eine geringere Interaktion mit MitschülerInnen ohne Förderbedarf 
besteht (Pijl u.a. 2011) sowie seltener Freundschaften zwischen SchülerInnen mit und oh-
ne Förderbedarf zu finden sind (Frostad/Mjaavatn/Pijl 2011). In Anlehnung an die Be-
zugsgruppentheorie gehen mit der integrativen Beschulung von SchülerInnen mit Förder-
bedarf darüber hinaus häufig Vergleiche mit der Referenzgruppe der SchülerInnen ohne 
Förderbedarf einher (Bos/Müller/Stubbe 2010), die sich teilweise in einem geringeren 
schulischen Selbstkonzept und einer schlechteren LehrerInnen-SchülerInnen-Beziehung 
insbesondere von leistungsschwachen SchülerInnen mit Förderbedarf widerspiegeln 
(Bakker/Bosnian 2003; Ruijs/Peetsma 2009). Andere Studien berichten dagegen ein höhe-
res Selbstkonzept, soziale Akzeptanz und geringeres Problemverhalten von SchülerInnen 
mit Förderbedarf in Integrationsklassen (Ruijs/Peetsma 2009; Wiener/Tardif 2004).  

Weiterhin untersuchten bisherige Studien das schulische Wohlbefinden, beispielswei-
se in Form der Zufriedenheit mit der Schule, von SchülerInnen mit und ohne Förderbedarf 
(McCoy/Banks 2012; Schwab u.a. 2015; Venetz 2015; Venetz u.a. 2010). Das schulische 
Wohlbefinden wird in diesem Zusammenhang häufig als eine Teilkomponente einer er-
folgreichen Integration und somit sozialer Teilhabe von SchülerInnen mit bzw. ohne För-
derbedarf gesehen (Schwab u.a. 2015). Allerdings fallen die Ergebnisse nicht eindeutig 
aus (Banks/McCoy 2013; McCoy/Banks 2012). Weiterhin variiert das schulische Wohlbe-
finden zwischen den verschiedenen Förderschwerpunkten (z.B. Lernen, emotional und 
soziale Entwicklung, Sprache, körperlich und motorische Entwicklung) zu Ungunsten der 
SchülerInnen der sogenannten unspezifischen Behinderungsarten, d.h. hier der Förder-
schwerpunkte Lernen sowie emotional und soziale Entwicklung (McCoy/Banks 2012). 
Demnach rücken erst jüngere Forschungsarbeiten auch das Wohlbefinden im Bereich der 
Schule (häufig in Form der Schulzufriedenheit operationalisiert), von Heranwachsenden 
mit Förderbedarf in integrativen Regelschulen in den Mittelpunkt der Betrachtung (siehe 
u.a. Schwab 2014; Schwab u.a. 2015).  

Zweifelsohne handelt es sich bei dem subjektiven Wohlbefinden um ein mehrdimen-
sionales Konstrukt (Hascher/Edlinger 2009), das neben affektiven (z.B. [Schul-]Freude) 
auch physiologische Komponenten (z.B. psychosomatische Auffälligkeiten) und kogniti-
ve Komponenten (z.B. Schul- oder Lebenszufriedenheit) umfasst (Bullinger 2009). Die 
Lebenszufriedenheit wird dabei als globale (d.h. das aktuelle Leben im Ganzen betref-
fend), vorwiegend kognitive Einschätzung des eigenen Lebens betrachtet (Danielsen u.a. 
2009). Die kognitive Komponente umfasst zusätzlich Einschätzungen der Zufriedenheit 
mit bestimmten Bereichen, wie beispielsweise die Zufriedenheit mit der eigenen Person, 
der Familie, der Arbeit bzw. der Schule (Long/Huebner 2014). Mittlerweile hat sich in-
ternational die Verwendung von drei Faktoren zur Erfassung des subjektiven Wohlbefin-
dens herauskristallisiert: Positiver und negativer Affekt sowie Lebenszufriedenheit (Die-
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ner 2012), die ebenso im Schulalter herangezogen werden und teils in engem Zusammen-
hang mit der Schulleistung (Steinmayr u.a. 2016) oder dem Klassenklima (u.a. Eder 2007) 
stehen. 

In Abgrenzung zur Studie von Schwab u.a. (2015), die den Fokus auf die Schulzufrie-
denheit legte, rückt die vorliegende Analyse die Lebenszufriedenheit von SchülerInnen 
mit Förderbedarf in den Vordergrund des Interesses, um die Lebenszufriedenheit von 
SchülerInnen mit und ohne Förderbedarf im Vergleich der Beschulungsarten analysieren 
und darstellen zu können. Aus anderen Surveys mit SchülerInnen in Deutschland, wie u.a. 
der Health Behavior in School-aged Children (HBSC)-Study (Bilz u.a. 2016), ist bekannt, 
dass die Lebenszufriedenheit einen sensiblen Indikator des Wohlbefindens darstellt, der 
gerade im Schulalter erste Hinweise auf Unwohlsein oder psychische Beschwerden der 
SchülerInnen geben kann. Zudem gilt das Wohlbefinden von Heranwachsenden mit För-
derbedarf ganz allgemein als einer der „zuverlässigsten Indikatoren für eine gelingende 
oder misslingende pädagogische Integration in der Schule“ (Haeberlin u.a. 1989).  

Anzumerken ist zudem, dass die Lebenszufriedenheit – als ein Indikator, der sich 
ganz allgemein auf das gesamte Leben und damit auf alle Lebensbereiche bezieht – auch 
eng im Zusammenhang mit anderen „außerschulischen Faktoren“ steht. Konstant zeigen 
hier Studienergebnisse anhand von Daten aus repräsentativen Kinder- und Jugendsurveys, 
dass beispielsweise die Lebenszufriedenheit von Mädchen (im Vergleich zu Jungen) und 
Kindern mit Migrationshintergrund (im Vergleich zu Gleichaltrigen ohne Migrationshin-
tergrund) niedriger ausfällt. Insbesondere ein niedriger sozioökonomischer Status (bei-
spielsweise ein niedriger Bildungshintergrund und ein unterdurchschnittliches Einkom-
men im Haushalt) sowie der Besuch einer anderen Schulform als dem Gymnasium – also 
eine „statusniedrigere“ Schulform (d.h. Haupt-/Gesamt- und, wenn in den Daten vorhan-
den, auch Förderschulen) – ist mit einer statistisch signifikant niedrigeren Lebenszufrie-
denheit assoziiert (z.B. Heilmann u.a. 2017, Moor/Richter 2012, Rathmann u.a. 2018). 

Allerdings, so machen bisherige Studienauswertungen deutlich, sind Förderschulen 
und SchülerInnen mit Förderbedarf häufig nicht Bestandteil der Stichprobe in Kinder- 
und Jugendsurveys, weswegen Unterschiede in der Lebenszufriedenheit von SchülerInnen 
mit Förderbedarf im deutschen Schulsystem bislang unberücksichtigt blieben. Auch die 
Frage, welche Unterschiede in der Lebenszufriedenheit zwischen SchülerInnen mit För-
derbedarf, die eine separate Förderschule besuchen, im Vergleich zu SchülerInnen mit 
und ohne Förderbedarf in integrativen Regelschulen bestehen, wurde bislang nicht beant-
wortet (Ruijs/Peetsma 2009; Venetz 2015). 

Bereits bestehende Kinder- und Jugendsurveys (bspw. Die „Health Behaviour in 
School-aged Children (HBSC)-Studie oder der „Kinder- und Jugendgesundheitssurvey 
(KiGGS)“) erheben zwar zahlreiche Merkmale des subjektiven Wohlbefindens, erfassen 
diese jedoch nicht oder nur eingeschränkt bei SchülerInnen mit Förderbedarf bzw. an 
Förderschulen. Das Nationale Bildungspanel (NEPS) erhebt seit 2010 neben der schuli-
schen Leistungsentwicklung in unterschiedlichen Fächern auch soziale und schulische 
Merkmale sowie Indikatoren der Gesundheit und des subjektiven Wohlbefindens in Form 
der Lebenszufriedenheit von SchülerInnen an Regelschulen und Förderschulen in 
Deutschland. Dadurch ist es möglich, erstmals Unterschiede in der Lebenszufriedenheit 
von SchülerInnen mit und ohne Förderbedarf differenziert nach dem besuchten Schulset-
ting zu analysieren. Durch diese Betrachtung ist es möglich, Unterschiede in der allge-
meinen Lebenszufriedenheit zu ermitteln, die Hinweise auf zielgruppenspezifische Maß-
nahmen an Regelschulen und Förderschulen für SchülerInnen mit und ohne Förderbedarf 
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generieren könnten. Im Vordergrund des Beitrags steht folgende Fragestellung: Welche 
Unterschiede zeigen sich in der Lebenszufriedenheit zwischen SchülerInnen mit Förder-
bedarf in separaten Förderschulen im Vergleich zu SchülerInnen mit und ohne Förderbe-
darf in Regelschulen?  

3 Hypothesen 

In Anlehnung an die Schonraumthese und die Bezugsgruppentheorie ist zu erwarten, dass 
1) FörderschülerInnen eine höhere Lebenszufriedenheit aufweisen als SchülerInnen mit 
und ohne Förderbedarf in Regelschulen. Diese Hypothese basiert auf der Annahme, ange-
lehnt an die Bezugsgruppentheorie, dass sich der geschützte Raum der Förderschule und 
das homogenere Lernumfeld der Kleingruppe positiv auf die subjektiv empfundene Le-
benszufriedenheit der FörderschülerInnen auswirken. Bei FörderschülerInnen ist der Leis-
tungsdruck geringer und es entfällt der Vergleich mit leistungsstärkeren MitschülerInnen. 
Diesem Leistungsdruck hingegen sind SchülerInnen mit Förderbedarf in integrativen Re-
gelschulen ausgesetzt und dieser könnte sich bei ihnen negativ auf die Lebenszufrieden-
heit auswirken. Weiterhin ist anzunehmen, dass 2) RegelschülerInnen eine höhere Le-
benszufriedenheit aufweisen als SchülerInnen mit Förderbedarf in integrativen Regel-
schulen. Diese Annahme liegt darin begründet, dass sich der dauerhafte Leistungsver-
gleich mit zumeist leistungsschwächeren SchülerInnen mit Förderbedarf in der Regel-
schule positiv auf die Lebenszufriedenheit der RegelschülerInnen auswirkt. Zudem ist 3) 
davon auszugehen, dass RegelschülerInnen eine höhere Lebenszufriedenheit als Förder-
schülerInnen berichten, da sie aufgrund des familiären sozioökonomischen Hintergrunds 
zu den ressourcenstärkeren Kindern zählen, was – wie oben dargestellt – positiv mit der 
Lebenszufriedenheit assoziiert ist. 

4 Methode 

4.1 Datenbasis  

Datenbasis bildet die Startkohorte 3 (Welle 3, 7. Klasse, 2012) des NEPS (Blossfeld/Roß-
bach/Maurice 2011). Die Stichprobenziehung erfolgte über alle Schulen und Schulformen 
der 16 Bundesländer hinweg, welche die Grundgesamtheit definieren. Durch die mehrstu-
fige, stratifizierte Strichprobenziehung mit Berücksichtigung von Schultyp, Region und 
anderen Charakteristiken ist die Erhebung repräsentativ für die Bundesländer und die ge-
samte Bundesrepublik Deutschland (Aßmann u.a. 2011). Die SchülerInnen wurden per 
Fragebogen in ihren Schulen befragt. Die in dieser Untersuchung verwendeten Indikato-
ren sind entweder Prozessdaten der Erhebungsinstitute (betrifft Schulform und den son-
derpädagogischen Förderbedarf) oder wurden aus den SchülerInnenfragebögen gezogen.  
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4.2 Indikatoren 

Abhängige Variable. Als abhängige Variable wurde die Lebenszufriedenheit der Schüle-
rInnen eingesetzt. Die SchülerInnen wurden gefragt „Wie zufrieden bist du gegenwärtig, 
alles in allem, mit deinem Leben?“ Die Antwortmöglichkeiten wurden auf der elfstufigen 
Cantril-Leiter erfasst (0=„ganz und gar unzufrieden“ bis 10=„ganz und gar zufrieden“) 
und ging als metrische Variable in die Analysen ein (M=7,5; SD=2,2).  

 
Unabhängige Variablen. Um die Beschulungsart der SchülerInnen mit und ohne Förder-
bedarf zu ermitteln, wurde die besuchte Schulform („Hauptschule“ (Referenzkategorie), 
„Realschule“, „Förderschule“, „Gesamtschule“ und „Gymnasium“) in den Analysen be-
rücksichtigt und die SchülerInnen mit Förderbedarf der Kategorie „Förderschule“ zuge-
ordnet, wenn sie separat in Förderschulen beschult wurden oder in der Kategorie „Schüle-
rInnen mit Förderbedarf in Regelschulen“ gruppiert, wenn sie eine integrative Regelschu-
le besuchen. SchülerInnen ohne Förderbedarf wurden in der Kategorie „Regelschule“ er-
fasst. In den multivariaten Regressionsmodellen diente die „Förderschule“ als Referenz-
kategorie. Dadurch ist es möglich die Lebenszufriedenheit von SchülerInnen mit und oh-
ne Förderbedarf detailliert im Zusammenspiel mit der Beschulungsart zu betrachten.  

 
Kontrollvariablen. Als Kontrollvariablen werden der soziodemografische Hintergrund 
(Alter, Geschlecht und Migrationshintergrund) und das kulturelle Kapital in der Familie 
herangezogen. Das Alter wurde in Jahren erfasst (11-16 Jahre, M=12,5; SD=0,6). Heran-
wachsende mit Migrationshintergrund sind jene, die entweder selbst im Ausland geboren 
sind oder mindestens ein Elternteil haben, welches im Ausland geboren wurde, abgeleitet 
von Angaben der Heranwachsenden selbst (Schenk/Ellert/Neuhauser 2007). Das kulturel-
le Kapital der SchülerInnen wurde über die Anzahl der Bücher im Haushalt (Kocaj u.a. 
2015) über eine sechsstufige Skala erfasst (1=„0 bis 10“ bis 6=„mehr als 500 Bücher“, 
M=2,7; SD=0,8). 

4.3 Stichprobe 

Die Stichprobe umfasst insgesamt N=7.280 SchülerInnen in 711 Klassen in 329 Schulen 
und ist in Tabelle 1 beschrieben. Da in der dritten Welle der Startkohorte drei identische 
Indikatoren für Regelschulen und Förderschulen erhoben wurden, ist nur mittels der Da-
ten dieser Welle ein Vergleich möglich. Von den 541 SchülerInnen mit Förderbedarf 
werden 126 in integrativen Regelschulen unterrichtet. Der Anteil der SchülerInnen mit 
Förderbedarf beträgt 7,4%, was in etwa dem Anteil der SchülerInnen mit Förderbedarf in 
Deutschland entspricht (KMK 2016). NEPS erhebt lediglich Förderschulen mit dem För-
derbedarf „Lernen“ (Aßmann u.a. 2011). 
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Tabelle 1: Stichprobenverteilung NEPS (SK3, Welle 3, 2012, N=7.280 SchülerInnen), 
fehlende Werte (Angaben in N und %)  

   Häufigkeiten 
   N % 
Geschlecht     
 Männlich   3.774 51,8 
 Weiblich   3.503 48,1 
  Fehlend   3 <0,1 
Migrationshintergrund     
 Ja   1173 16,1 
 Nein   5.242 67,5 
 Fehlend   865 11,9 
Schulform     
 Gymnasium   3.053 41,9 
 Gesamtschule   741 10,2 
 Realschule   1.823 25,0 
 Hauptschule   540 7,4 
 Förderschule   407 5,6 
 Fehlend    716 9,8 
Sonderpädagogischer Förderbedarf     
 Ja   541 7,4 
 Nein   5.853 80,4 
 Fehlend   886 12,2 
Lebenszufriedenheit     
 Hoch   5.627 77,3 
 Niedrig   1.427 19,6 
 Fehlend   226 3,1 
 
Nach Ausschluss aller Fälle mit fehlenden Werten in den untersuchten Variablen würden 
für Analysen vollständiger Fälle jedoch nur noch n=5.388 SchülerInnen (n=375 mit För-
derbedarf, davon n=91 in Regelschulen) in 649 Klassen in 310 Schulen verbleiben. Die 
Fälle mit fehlenden Werten sind zudem ungleich über zentrale Merkmale verteilt. Von 
den SchülerInnen mit Förderbedarf wiesen 32,3% fehlende Werte auf, von jenen ohne 
Förderbedarf nur 17,4%. Zudem wiesen von den SchülerInnen an Förderschulen 30,2% 
fehlende Werte auf, von jenen an Regelschulen nur 20,2%. Das Auftreten fehlender Wer-
te wird entsprechend als nicht rein zufällig („Missing Completely at Random“, Graham 
2009) erachtet. 

4.4 Statistische Analyse 

Für die statistische Analyse werden n=5.388 vollständige Fälle herangezogen. Unter-
schiede in der Lebenszufriedenheit zwischen den Schulsettings von SchülerInnen mit und 
ohne Förderbedarf wurde anhand hierarchisch-linearer Regressionsmodelle berechnet 
(Leeuw/Meijer 2010). Neben der Individualebene werden dabei auch die Klassen- sowie 
die Schulebene in Random Intercept-Modellen berücksichtigt (ebd.). Modell 1 (M1) be-
zieht lediglich die Lebenszufriedenheit in die Analyse ein, um eine Varianzzerlegung in 
der Lebenszufriedenheit zwischen Schulklassen und Schulen darzustellen. Modell 2 (M2) 
analysiert – im Sinne der zentralen Fragestellung – die Beschulungsart von SchülerInnen 
mit Förderbedarf unter Kontrolle von Alter, Geschlecht, Migrationshintergrund sowie der 
Anzahl der Bücher im Haushalt, da diese Merkmale hoch mit der Lebenszufriedenheit der 
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SchülerInnen korrelieren (Bilz u.a. 2016). Die Indikatoren für Lebenszufriedenheit, An-
zahl der Bücher in der Familie sowie für das Alter wurden für die Analysen standardisiert 
(z-Transformation). Entsprechend werden β-Koeffizienten berichtet, womit sich die Re-
gressionsparameter der unabhängigen Variablen und deren Erklärungsbeitrag miteinander 
vergleichen lassen. 

Multiple Imputationen wurden für die multivariaten Analysen eingesetzt, um mögli-
chen systematischen Verzerrungen einer Analyse vollständiger Fälle zu begegnen (Rubin 
1987, Graham 2009). Das Imputationsmodell enthielt alle in den hierarchischen Modellen 
berücksichtigten Variablen. Für kategoriale Variablen kamen multinominal logistische 
Imputationsmethoden zum Einsatz, für dichotome, ordinale und kontinuierliche wurde 
„predictive mean matching“ (PMM) verwendet und Klassen sowie Schulen wurden als 
Prädiktoren auf höherer Ebene definiert (van Buuren 2012). Die Lebenszufriedenheit 
wurde ebenfalls nur als Prädiktor im Modell aufgenommen. Es wurden 50 Datensätze im-
putiert (Graham u.a. 2007). Die statistische Analyse erfolgte mit der freien Software R in 
der Version 3.3.1 (R Core Team 2017) und die multiplen Imputationen mit dem Paket 
„mice“ (van Buuren/Groothuis-Oudshoorn 2011). Die Mehrebenenmodelle wurden mit 
dem Paket „lme4“ (Bates u.a. 2015) für die imputierten Datensätze separat berechnet und 
deren Ergebnisse mit „mice“ und selbstgeschriebenen Funktionen kombiniert. 

5 Ergebnisse 

Die Ergebnisse der hierarchisch-linearen Regressionsmodelle für die Lebenszufriedenheit 
sind Tabelle 2 zu entnehmen. Das leere Modell (M1) beinhaltet lediglich die Lebenszu-
friedenheit ohne Prädiktoren, um die Varianzanteile in der Lebenszufriedenheit auf der 
Schüler-, Klassen- und Schulebene darzustellen. Es zeigt sich, dass die Lebenszufrieden-
heit am deutlichsten aufgrund von individuellen Unterschieden zwischen SchülerInnen 
(auf der Individualebene) variiert (ICCSchülerInnen=96,0%). Die Variation in der Lebenszu-
friedenheit von Kindern, die unterschiedliche Klassen besuchen, ist dagegen geringer. 
Lediglich 3,7% der Variation in der Lebenszufriedenheit kann durch Merkmale auf Klas-
senebene und nur 0,04% auf der Schulebene erklärt werden. In Modell 2 (M2) wird zu-
dem die Beschulungsart von SchülerInnen mit Förderbedarf in integrativen Regelschulen 
oder separaten Förderschulen unter Kontrolle des Alters, Geschlechts, Migrationshinter-
grundes und der Anzahl der Bücher im Haushalt berücksichtigt. Während das Alter (β= 
-0,02; p=n.s.) nicht signifikant mit der Lebenszufriedenheit assoziiert ist, geben Mädchen 
eine signifikant niedrigere Lebenszufriedenheit (β=-0,14; p<0,001) als Jungen an und 
SchülerInnen mit Migrationshintergrund berichten eine etwas höhere Lebenszufriedenheit 
(β=0,06; p<0,05) als jene ohne Migrationshintergrund. Heranwachsende aus Haushalten 
mit einer überdurchschnittlichen Bücheranzahl (β=0,07; p<0,001) berichten eine höhere 
Lebenszufriedenheit. SchülerInnen mit Förderbedarf in integrativen Regelschulen (β= 
-0,30; p<0,01) sowie RegelschülerInnen (β=-0,19; p<0,001) weisen eine signifikant nied-
rigere Lebenszufriedenheit im Vergleich zu SchülerInnen in einer Förderschule auf. 
Durch die Vergleichbarkeit der standardisierten Koeffizienten ist erkennbar, dass die Be-
schulungsart von den beobachteten Determinanten der Lebenszufriedenheit am schwers-
ten wiegt. Ein Vergleich der Devianzkriterien zwischen M1 und M2 verdeutlicht, dass 
Modell 2 zwar einen besseren Modellfit aufweist, dieser jedoch sehr gering ausfällt. Der 
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insgesamt geringe Modellfit weist darauf hin, dass ein Großteil der Varianz in der Le-
benszufriedenheit nicht durch die beobachteten Variablen erklärt wird und stattdessen auf 
unbeobachtete Variablen sowie den Messfehler zurückzuführen ist. 
 
Tabelle 2: Hierarchisch-lineare Regressionsanalyse für die Lebenszufriedenheitz 

(n=5.388) 
 Modell 1 Modell 2 
 β (SE) β (SE) 
Beschulungsart (Ref.: FörderschülerInnen)   
SchülerInnen mit Förderbedarf in RS  -0,30 (0,11)** 
RegelschülerInnen  -0,19 (0,06)*** 
Kontrollvariablen   
Alterz  -0,02 (0,01) 
Weibliches Geschlecht (Ref.: männlich)  -0,14 (0,02)*** 
Migrationshintergrund (Ref.: kein)  0,06 (0,03)* 
Anzahl der Bücher in der Familiez  0,07 (0,01)*** 
Konstante -0,002 (0,014) 0,24 (0,06)*** 
Devianzkriterium (df) 20.621,27 (df = 4) 20.577,54 (df = 10) 
Residualvarianz 0,960 0,954 
Varianz Klassenebene 0,036 0,034 
Varianz Schulebene 0,004 0,001 
N Schüler 6.513 6.513 
N Klassen 664 664 
N Schulen 310 310 
ICC (Klassen) 0,037 = 3,7% 0,037 = 3,7% 
ICC (Schulen) 0,004 = 0,4% 0,001 = 0,1% 

Anmerkungen. M1: Leeres Modell; M2: Modell mit Beschulungsart unter Kontrolle von Alter, Ge-
schlecht, Migrationshintergrund und Anzahl der Bücher in der Familie; Ref.=Referenzkategorie; 
RS=Regelschule (Gymnasium, Real-, Haupt- und Gesamtschulen); z: Variablen wurden z-standardisiert; 
df=degrees of freedom (Freiheitsgrade); -2LL: -2*Log-Likelihood; ICC: Intraclass Correlation Coeffi-
cient (Intraklassenkorrelationskoeffizient; * p < 0,050, ** p < 0,010, *** p < 0,001. 

6 Diskussion 

Der vorliegende Beitrag berichtet erstmalig Ergebnisse des NEPS für die Lebenszufrie-
denheit von SchülerInnen mit und ohne Förderbedarf in Förderschulen im Vergleich zu 
Regelschulen. Explizit ging dieser Beitrag der Frage nach, welche Unterschiede in der 
Lebenszufriedenheit von SchülerInnen mit Förderbedarf in separaten Förderschulen im 
Vergleich zu SchülerInnen mit und ohne Förderbedarf in Regelschulen bestehen. Bei der 
Differenzierung von SchülerInnen mit Förderbedarf nach der Beschulungsart zeigte sich, 
dass SchülerInnen mit Förderbedarf in Förderschulen durchschnittlich eine etwas höhere 
Lebenszufriedenheit berichten als SchülerInnen mit und ohne Förderbedarf in Regelschu-
len (bestätigt Hypothese 1). Bislang liegen allerdings keine Studien für SchülerInnen mit 
Förderbedarf vor, die Unterschiede in der Lebenszufriedenheit zwischen den Beschu-
lungsarten untersucht haben. Daher können die vorliegenden Ergebnisse (unter Berück-
sichtigung der geringen Fallzahlen der SchülerInnen mit Förderbedarf an Regelschulen in 
der Stichprobe) lediglich im Abgleich mit anderen Indikatoren des Wohlbefindens, wie 
die Schulzufriedenheit, diskutiert werden. Während Schwab u.a. (2015) keinen signifikan-
ten Unterschied zwischen der Beschulungsart beispielsweise für das schulische Wohlbe-
finden von SchülerInnen mit und ohne Förderbedarf in Deutschland feststellen konnte, 
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zeigen internationale Studien eine höhere Schulzufriedenheit für SchülerInnen mit För-
derbedarf in integrativen Regelschulen (McCoy/Banks 2012; Ruijs/Peetsma 2009). Tent 
u.a. (1991) wiesen dagegen in ihrer Langzeituntersuchung für das Selbstwertgefühl und 
die Fähigkeitseinschätzung von SchülerInnen in Förderschulen eine sogenannte „Schon-
raumwirkung“ für SchülerInnen mit Förderbedarf in separaten Schulsettings zu. Andere 
Studien zeigen jedoch, dass der „Schonraum Förderschule“ auf lange Sicht allerdings zur 
„Schonraumfalle“ (Schumann 2007) werden kann, da auch FörderschülerInnen Bloßstel-
lung, Kontaktabbruch durch FreundInnen und Stigmatisierung erfahren würden (Hof-
mann-Lun 2011; Schumann 2007).  

In Einklang mit Hypothese 2 könnte die geringere Lebenszufriedenheit von SchülerIn-
nen mit Förderbedarf in integrativen Regelschulen – im Sinne bisheriger Studien – aufgrund 
(dauerhafter) Vergleiche mit MitschülerInnen ohne Förderbedarf zustande kommen. Venetz 
u.a. (2010) wiesen beispielsweise darauf hin, dass SchülerInnen mit Förderbedarf in integra-
tiven Regelschulen größere Herausforderungen und Beanspruchungen erleben, da sie in ei-
nem integrativen Schulsetting den Schulalltag zwar gemeinsam mit SchülerInnen ohne För-
derbedarf verbringen, allerdings im permanenten (leistungsbezogenen) Vergleich mit der 
Referenzgruppe stehen. Dies könnte in einer geringeren Lebenszufriedenheit von Schüle-
rInnen mit Förderbedarf in Regelschulklassen zum Ausdruck kommen. Auf diesen Zusam-
menhang weisen bereits frühere Arbeiten bzgl. eines geringeren Fähigkeitsselbstkonzepts 
von SchülerInnen mit Förderbedarf in integrativen Schulsettings hin (Bakker/Bosnian 2003; 
Ruijs/Peetsma 2009). Ebenso ist denkbar, dass eine mögliche Zurückweisung durch Mit-
schülerInnen ohne Förderbedarf in Integrationsklassen zu sozialen Problemen bei Schüle-
rInnen mit Förderbedarf führt (Vaughn/Elbaum/Schumm 1996), was sich ebenfalls in einer 
geringeren Lebenszufriedenheit widerspiegeln könnte.  

Entgegen unserer Hypothese 3 zeigte sich für RegelschülerInnen eine geringere Le-
benszufriedenheit im Vergleich zu FörderschülerInnen. Dieses Ergebnis lässt sich mög-
licherweise darauf zurückführen, dass diese zwar – gemäß der Leistungs- und Selektions-
funktion der Schule – an Konkurrenzsituationen und Leistungsdruck gewöhnt sind, dies 
allerdings negativ mit der Lebenszufriedenheit korrespondiert. Studien konnten hier zei-
gen, dass Heranwachsende – insbesondere an Gymnasien – häufiger Belastungen durch 
die Schule angeben (Rathmann u.a. 2016) und dass eine höhere schulische Belastung mit 
einer niedrigeren Lebenszufriedenheit assoziiert war (Ravens-Sieberer/Kokonyei/Thomas 
2004). Umgekehrt wäre auch denkbar, dass FörderschülerInnen im Vergleich zu Regel-
schülerInnen die niedrigste Lebenszufriedenheit aufweisen könnten, da Studien in diesem 
Zusammenhang immer wieder belegen, dass es sich bei der Förderschule (insbesondere 
mit dem Förderschwerpunkt Lernen) um die statusniedrigste aller Schulformen handelt, 
die bereits seit langer Zeit als „Schule der Armen und Sozialhilfeempfänger“ charakteri-
siert und betitelt wird (Wocken 2007, S. 48; Euen u.a. 2015). In diesem sog. „Bildungskel-
ler“ konzentrieren sich – gemäß der differenziellen Lern- und Erfahrungswelten im strati-
fizierten Schulsystem (Baumert/Stanat/Watermann 2006) – die Kinder aus sozioökono-
misch benachteiligten bzw. aus Armutshaushalten, häufig einhergehend mit Migrations-
hintergrund, ungünstigeren Hintergrundmerkmalen und Bildungsvoraussetzungen der 
Heranwachsenden (Baumert/Stanat/Watermann 2006; Wocken 2007). Studien zufolge 
korrespondieren diese Merkmale sozialer Benachteiligung wiederum stark mit einem 
schlechten Wohlbefinden oder einer häufigeren psychosomatischen Beschwerdelast 
(Heilmann u.a. 2017; Rathmann u.a. 2016; Rathmann u.a. 2018). 
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7 Stärken und Schwächen 

Eine der Stärken dieser Studie sind die repräsentativen Daten für Deutschland. Auch 
wenn es sich bei NEPS um eine im Längsschnitt angelegte Studie handelt, wurde für die 
Ausrichtung dieses Beitrages ein Querschnittdesign verwendet, um erstmalig Unterschie-
de in der Lebenszufriedenheit zwischen SchülerInnen mit Förderbedarf in Förderschulen 
und integrativen Regelschulen darzustellen. Aufgrund dessen sind keine Rückschlüsse auf 
Kausalität möglich. Die stratifizierte Clusterstichprobe des NEPS ist darauf ausgelegt, die 
deutsche Schullandschaft unter Berücksichtigung der Verteilung der Schultypen über 
Länder und Regionen bestmöglich und unverzerrt abzubilden (Blossfeld/Roßbach/Maurice 
2011). Anders als in anderen großen Studien werden nicht nur SchülerInnen in Regelschu-
len, sondern auch SchülerInnen in Förderschulen für den sonderpädagogischen Förderbe-
reich „Lernen“ mit den gleichen Instrumenten befragt. Dies ist zum einen repräsentativ, 
da dies die größte Gruppe der unterschiedlichen Förderbedarfe darstellt. Auf der anderen 
Seite wird so nur eine Gruppe der SchülerInnen mit Förderbedarf betrachtet. Hinsichtlich 
der Instrumente, die für SchülerInnen mit und ohne Förderbedarf verwendet wurden, ist 
weiterhin anzumerken, dass die TestleiterInnen bei der Erhebung in Förderschulen, ab-
weichend zu Erhebungen in der gleichen Altersstufe bei SchülerInnen ohne Förderbedarf, 
Poster zur Visualisierung als Erklärung der Ausfüllhinweise heranziehen konnten. Zudem 
fand in der einen Hälfte der Testgruppe eine Moderation der Bearbeitung des Fragebo-
gens durch den/die TestleiterIn statt und in der anderen Hälfte der Testgruppe wurde der 
Fragebogen vorgelesen (IEA DPC 2012). Für die vorliegende Analyse wurden jedoch nur 
Items genutzt, die nicht auf Kompetenzen der SchülerInnen abzielten, sondern in einem 
separaten Fragebogen erfasst wurden. Bei der Bearbeitung des Fragebogens war es den 
TestleiterInnen gestattet, Verständnisfragen individuell zu beantworten und bei der Be-
antwortung der Fragen zu unterstützen (ebd.). Kritisch ist zudem anzumerken, dass weite-
re Merkmale, wie beispielsweise die schulische Belastung, Leistungsängstlichkeit oder 
das Klassenklima, in der vorliegenden Studie nicht berücksichtigt werden konnten, da sie 
entweder nicht in NEPS enthalten waren oder aber nicht für alle Schülergruppen (d.h. mit 
und ohne Förderbedarf) gleichermaßen erhoben wurden. Künftige Studien sind daher da-
zu aufgefordert, diese für die Lebenszufriedenheit wichtigen Wirkungsmechanismen zu 
untersuchen. 

Des Weiteren ist die Fallzahl der FörderschülerInnen und SchülerInnen mit Förderbe-
darf an integrativen Regelschulen im Gegensatz zu MitschülerInnen ohne Förderbedarf 
gering, was die Repräsentativität der Befunde für SchülerInnen mit Förderbedarf ein-
schränken könnte. Künftige Studien sind daher dazu aufgefordert, unsere Zusammenhän-
ge mit einer größeren Stichprobe der SchülerInnen mit Förderbedarf zu überprüfen. Dar-
über hinaus besteht in künftigen Forschungsarbeiten weiterhin der Bedarf, das soziale und 
emotionale Wohlbefinden von SchülerInnen mit und ohne Förderbedarf zu beobachten 
und zu untersuchen, um weitere nicht nur leistungsbezogene Unterschiede zwischen 
SchülerInnen mit Förderbedarf im Vergleich zu SchülerInnen ohne Förderbedarf aufzei-
gen zu können. 
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8 Schlussfolgerungen  

Vor dem Hintergrund der Bestrebungen einer integrativen Beschulung von SchülerInnen 
mit Förderbedarf rückt neben der schulischen Leistungsentwicklung auch das allgemeine 
Wohlbefinden von SchülerInnen mit Förderbedarf, insbesondere in integrativen Schulset-
tings, in den Vordergrund des Forschungsinteresses. Für die Lebenszufriedenheit der 
SchülerInnen mit Förderbedarf ist daher nicht unerheblich, in welchem Schulsetting sie 
zur Schule gehen, da sich die unterschiedlichen Schulformen in Deutschland deutlich 
durch ihre je spezifischen Lern- und Entwicklungsmilieus auszeichnen (Baumert/Stanat/ 
Watermann 2006). Gerade wenn es um die Frage geht, ob Integration gelingt oder miss-
lingt, wird vielfach das subjektive Wohlbefinden der SchülerInnen herangezogen und als 
ein Indikator für eine gelungene Integration betrachtet (Haeberlin u.a. 1989). Zudem wird 
das allgemeine Wohlbefinden als eine wesentliche pädagogische Zielvorstellung betrach-
tet, welche in den Leitgedanken von Schulen einen zentralen Stellenwert einnimmt (Ve-
netz 2015) bzw. einnehmen sollte. Umso erstaunlicher ist es, dass bis dato kaum Studien 
in der pädagogischen Psychologie oder der empirischen Sonderpädagogik vorliegen, die 
sich mit dem allgemeinen Wohlbefinden von SchülerInnen mit Förderbedarf, insbesonde-
re in integrativen Regelschulen, beschäftigen. Die Ergebnisse dieser Studie heben für 
FörderschülerInnen hervor, dass diese in Förderschulen eine etwas höhere Lebenszufrie-
denheit berichteten als SchülerInnen mit Förderbedarf, die eine integrative Regelschule 
besuchen. Daher könnten die Ergebnisse dazu dienen, zielgruppenspezifische Implikatio-
nen für SchülerInnen mit Förderbedarf in integrativen Regelschulen sowie Förderschulen 
abzuleiten. Schulen und LehrerInnen sind zudem aufgefordert, das Schul- und Unter-
richtsgeschehen nicht nur mit Bezug auf die Leistungsentwicklung der SchülerInnen för-
derlich zu gestalten, sondern auch das schulische und emotionale Wohlbefinden aller 
SchülerInnen künftig in den Fokus zu rücken. 

Anmerkung 

1 Bezüglich der Definitionen von Integration und Inklusion kann nach Wocken (2009) der aktuelle 
Prozess der zunehmenden gemeinsamen Beschulung von Kindern mit und ohne Förderbedarf als in-
tegrativ verstanden werden. Dies ist damit zu begründen, dass in einem inklusiven Schulsystem leis-
tungsorientierte Differenzierungen und Kategorisierungen, wie bspw. ein Förderbedarf, nicht mehr 
relevant und daher überflüssig wären. In einer inklusiven Schule würden alle SchülerInnen in ihrer 
Heterogenität wertgeschätzt – die Schule würde sich den heterogenen Bedürfnissen der SchülerIn-
nen anpassen – nicht die SchülerInnen werden differenziert und für eine Schulform passend ge-
macht. Aus diesem Grund ist eine Verwendung des Begriffs „inklusiv“ irreführend, um den aktuel-
len Status quo zu beschreiben. Zur vertiefenden Diskussion der Begriffsdefinitionen und der Ver-
wendung von integrativ bzw. inklusiv siehe u.a. Blanck (2014), Grosche (2015), Wocken (2009). 
Daher verwendet der Beitrag den Begriff der „integrativen“ Beschulung von SchülerInnen mit För-
derbedarf. 
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Diskursanalyse inklusive 
Berufsorientierung 

Die Begriffe der Inklusion und Berufsorientierung finden im Kontext der 
aktuellen Schulentwicklung zunehmend häufiger Berücksichtigung. Ge-
meinsam sind beiden Begrifflichkeiten ihre zumeist ungeklärten Funktio-
nen sowie eine fehlende Eindeutigkeit in der Anwendung und Interpreta-
tion. In der gemeinsamen Verwendung ergeben sich in der Folge deutliche 
Schwierigkeiten im fächerübergreifenden Diskurs zwischen der Sonderpä-
dagogik, Berufspädagogik, Soziologie und allgemeinen Erziehungswissen-
schaft. Im Rahmen der diskursanalytischen Lektüre der einschlägigen Ver-
öffentlichungen zur inklusiven Berufsorientierung gilt es, die diskursiven 
Formationen des Begriffs herauszuarbeiten und kritisch zu analysieren. Der 
Beitrag dient als erster Aufschlag einer Auseinandersetzung mit dem Dis-
kurs zum Feld der inklusiven Berufsorientierung, der anhand ausgewählter 
Formationen erste Tendenzen und Argumentationsstränge herausarbeitet 
und als Ansatzpunkt für vertiefende Diskussionen dienen soll. 

Inklusive Berufsorientierung im Diskurs 

Die inklusive Berufsorientierung ist ein relativ ‚junges‘ Aufgabenfeld im 
schulischen Kontext. Einher geht dies mit einer wachsenden Bedeutsamkeit 
bzw. Berücksichtigung der Begrifflichkeit in den letzten Jahren, die sich 
vorrangig auf den schulischen Kontext bezieht bzw. im Rahmen der Tran-
sitionsforschung mit dem Schwerpunkt des Eintritts in die nachschulische 
Lebens- und Arbeitswelt diskutiert wird. Gespeist wird der Diskurs durch 
die Verbindung zweier zentraler Begrifflichkeiten: der ‚Inklusion‘ und der 
‚Berufsorientierung‘. Die Debatte ist dabei vorrangig auf den deutschspra-
chigen Raum begrenzt, da das Aufgabenfeld der Berufsorientierung ebenso 
wie die Inklusion neben bestehenden nationalen Differenzen in Folge föde-
ralistisch bedingter schulorganisatorischer und -politischer Unterschiede 
im internationalen Raum auf kein konsensuales begriffliches Verständnis 
trifft. Grundlegend ist zudem die Verbindung unterschiedlicher theoreti-
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scher und forschungsbezogener Perspektiven im Diskurs um ‚inklusive 
Berufsorientierung‘ zu berücksichtigen. Konsens besteht hinsichtlich der 
Einordnung der ‚inklusiven Berufsorientierung‘ als neue Herausforderung 
aller Schulformen, die bislang sowohl in der Praxis als auch in der For-
schung nur unzureichend Beachtung findet. 

‚Inklusive Berufsorientierung‘ als Diskurs im Kontext 
der Übergangsforschung 

Die erst langsam wachsende Bedeutung des Begriffs wird infolge der Aus-
wertung der Datenbank FIS-Bildung deutlich. Zum Schlagwort ‚inklusive 
Berufsorientierung‘ finden sich bis ins Jahr 2018 keine Treffer. Die Verbin-
dung der Schlagwörter ‚Inklusion‘ und ‚Berufsorientierung‘ generiert eine 
Anzahl von 33 Treffern. Liegen bis zum Jahr 2006 keine Veröffentlichungen 
vor, umfasst die Trefferzahl in den Folgejahren von 2007 bis 2015 zwei bis 
sieben Treffer pro Jahr. Die ersten Veröffentlichungen zur Thematik befas-
sen sich weniger mit der ‚inklusiven Berufsorientierung‘ im engeren Sinne, 
sondern vielmehr mit der Übergangsproblematik unter Fokussierung der 
Integration junger Erwachsener in den Arbeitsmarkt (Heid 2007; Böllert 
2008). Die inhaltlichen Verwendungszusammenhänge der Folgejahre um-
fassen neben Aufsätzen in Fachzeitschriften und Monographien auch Her-
ausgeberwerke im Gesamten. Letztere legen ihren Schwerpunkt überwie-
gend auf allgemeine Fragestellungen zum Schulsystem oder zur Inklusion 
und behandeln die schulische Berufsorientierung als einen von mehreren 
ausgewählten Teilaspekten bzw. als ausgewählten Schwerpunkt beispiel-
hafter Inklusionskonzepte (Aydin-Canpolat et al. 2011; Höchst 2012; 
Hammer et al. 2015) oder thematisieren die inklusive Berufsorientierung im 
Rahmen von regionalen Bildungsberichterstattungen (Reents 2014; Wied-
maier und Kiesslich 2014). Dies bestätigen auch die Treffer der Suche unter 
den Schlagwörtern ‚Inklusion‘ und ‚Sekundarstufe 1‘. Von den insgesamt 
122 Treffern bezieht sich kein Titel direkt auf den Übergang bzw. Fragen 
der inklusiven Berufsorientierung. 

Eine explizite Thematisierung der inklusiven Berufsorientierung findet 
sich lediglich unter der Schlagwortsuche zu ‚Inklusion‘ und ‚Berufsorientie-
rung‘ bei drei Autorinnen und Autoren: Günther (2012) und Koch (2014), 
Koch (2015), Koch (2017) sowie mit konkretem Fachbezug Balli (2015). Die 
weiteren Einzelbeiträge unter diesen Schlagwörtern fokussieren den Über-
gangsprozess (Fiegert et al. 2016; Bojanowski / Eckert 2012) bzw. die beruf-
liche Bildung (Gillen / Wende 2017; Bylinski / Rützel 2016; Euler / Severing 
2015; Erdsiek-Rave / John-Ohnesorg 2015; Doose 2013). 
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Deutlich werden somit insgesamt zwei Stränge: zum einen die Fokussie-
rung der inklusiven Berufsorientierung als schulische Aufgabe mit dem 
Schwerpunkt der praktischen Umsetzung sowie andererseits die Debatte 
um eine erfolgreiche Transition in die Arbeitswelt als Folgeschritt der schu-
lischen Orientierung. Zumeist handelt es sich um die Zusammenstellung 
von Praxisbeispielen oder eine Diskussion theoretischer Grundannahmen. 
Empirische Studien, die die inklusive Berufsorientierung in einschlägigen 
Forschungsprojekten untersuchen, sind demgegenüber nur selten und mit 
der Ausrichtung auf kleine, explorative Stichproben zu finden. 

Zu erwarten ist grundlegend eine steigende Relevanz des Begriffs der in-
klusiven Berufsorientierung im deutschsprachigen Raum. Zu konstatieren 
ist dieser Bedeutungsanstieg bereits für die allgemeine Berufsorientierung: 
Mit der Hauptschuldebatte in den 1960er Jahren, wird die vorberufliche 
Bildung erstmals als schulischer Schwerpunkt der neuen Schulform veran-
kert. Die schulische „ ‘Berufsorientierung‘ (als neuer Begriff und neues Ver-
ständnis gegenüber der herkömmlichen „Berufsaufklärung“) als didakti-
scher Verbund von Schule und Berufsberatung [Hervorheb. im Original]“ 
(Dibbern 1983, 483) wird somit zur Schulaufgabe. Eine festgeschriebene 
Pflichtaufgabe aller Schulformen der Sekundarstufe I und II ist sie jedoch 
erst seit der Verankerung durch die KMK 1993. Zu erkennen ist eine ver-
stärkte Dynamik in den letzten 10–15 Jahren. 

Als Anlässe sind die sich wandelnde Berufswelt und die damit einherge-
henden Aufforderung zur lebenslangen Orientierung bzw. des lebenslangen 
Lernens und der Abkehr von Normalbiographien zu nennen. Zudem ist 
eine hohe Anzahl an Ausbildungsabbrüchen zu verzeichnen und beim Zu-
gang zur Ausbildung werden Passungsprobleme zwischen Ausbildungs-
platzbewerbern und -anbietern beschrieben (vgl. BMBF 2017, 70 ff). Somit 
wird zum einen die Vorbereitung auf die Wahl eines ‚Erstberufs‘ zentral. 
Zum anderen gilt es die Jugendlichen zu befähigen, auch im weiteren Le-
benslauf die Herausforderung beruflicher Neu-/ und Umorientierung be-
wältigen zu können. Eine weitere Begründung liegt in der Entwicklung zur 
Höherqualifizierung, die dazu führt, dass „in Deutschland von Experten der 
beruflichen Bildung zunehmend nicht mehr ein Nebeneinander, sondern 
ein Wettbewerb akademischer und beruflich-betrieblicher Bildungsgänge 
wahrgenommen“ (Severing / Teichler 2013, 8) wird. 

Untermauert wird die wissenschaftliche Begründung durch den öffentli-
chen Diskurs um die Relevanz der Vorbereitung auf die nachschulische 
Lebenswelt. Beispielhaft zu nennen ist der viel diskutierte Tweet einer Abi-
turientin: „Ich bin fast 18 und hab keine Ahnung von Steuern, Miete oder 
Versicherungen. Aber ich kann ’ne Gedichtsanalyse schreiben. In 4 Spra-
chen“ (Spiegel Online 2015). Als bundeslandspezifisches Diskursereignis ist 
für Nordrhein-Westfalen zudem das Landevorhaben ‚Kein Abschluss ohne 
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Anschluss‘ einzuordnen, das bis zum Schuljahr 2018/2019 die Einführung 
eines „flächendeckende[n], verbindliche[n], nachhaltige[n], transparente[n] 
und geschlechtersensible[n] System[s] der Berufs- und Studienorientie-
rung“ (Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen 2018, 12) vorsieht. Der Begriff der Berufsorientierung wird 
folglich im schulischen Kontext zunehmend präsenter. Für Rheinland-Pfalz 
steht ein Aktionsbündnis bestehend aus Bildungsministerium, der Bundes-
agentur für Arbeit, den Hauptgeschäftsführern von Handwerkskammer 
(HWK) und Industrie- und Handelskammer (IHK) sowie des Präsidenten 
der Landesvereinigung Unternehmerverbände Rheinland-Pfalz, das im Jahr 
2009 die erste Rahmenvereinbarung über die Zusammenarbeit von Schule, 
Berufsberatung und Wirtschaft im Bereich der Berufswahl- und Studienori-
entierung in Rheinland-Pfalz beschloss (vgl. Sponholz / Lindmeier 2017, 
289). 

Unter Fokussierung der Inklusion ist die Ratifizierung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention durch die Bundesrepublik im Jahre 2009 das zen-
trale Diskursereignis. Mit der Verpflichtung zur Einführung eines inklusi-
ven Bildungssystems geht eine Veränderung des bisherigen Bildungssys-
tems einher, welches sich auch auf die Ausgestaltung der Unterrichtsfächer 
und fächerübergreifenden Aufgaben – wie die Berufsorientierung – aus-
wirkt. Die Thematik der inklusiven Berufsorientierung wird in der Folge 
zunehmend relevanter und zugleich häufiger aus sonderpädagogischer und 
erziehungswissenschaftlicher bzw. inklusiver (Koch 2015; Hofmann-Lun 
2014a; Nentwig 2018), fachdidaktischer (Balli 2015), berufspädagogischer 
(Gillen / Wende 2017) und soziologischer Perspektive (Sponholz / Lind-
meier 2017) thematisiert. 

Analyse des Diskurses um inklusive Berufsorientierung 

Die Ergebnisse der Recherche verdeutlichen die zunehmende Präsenz der 
Begriffe der „Berufsorientierung“ sowie der „inklusiven Berufsorientierung“ 
als spezifische Ausrichtung im schulischen Diskurs. Bis heute ist der Begriff 
als Oberbegriff aller Aktivitäten im Kontext der Vorbereitung und Beglei-
tung auf den Übergang zu verstehen, der je nach Perspektive unterschiedli-
che Schwerpunkte setzt. Kritisch anzumerken ist in diesem Zusammenhang 
das zum Teil bis heute vorherrschende Verständnis von Berufsorientierung 
im Sinne der Berufswahlvorbereitung. Bezieht sich letztere vorrangig auf die 
Informations- und Kompetenzvermittlung und die Zielsetzung der Festle-
gung eines ‚Erstberufs‘ umfasst die Berufsorientierung ein Verständnis als 
lebenslanger Orientierungsprozess eines Kontinuums zwischen individuel-
len und gesellschaftlichen Interessen und Wünschen. Mit Rückbezug auf 
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Bylinski et al. (2010, 20) erfasst die Berufswahlvorbereitung daher nur einen 
Teilbereich der umfassenden Berufsorientierung und ist als „verkürzt“ ein-
zuordnen. 

Die unterschiedliche Begriffsverwendung in wissenschaftlichen Veröf-
fentlichungen ist in einer Diskursanalyse zur ‚inklusiven Berufsorientie-
rung‘ zu berücksichtigen. Ihr Ziel besteht in der Untersuchung der Thema-
tisierung des Begriffs in der wissenschaftlichen Literatur. Zu hinterfragen 
sind neben den Perspektiven der verschiedenen Bezugsdisziplinen, die 
Kontexte der Begriffsverwendung sowie mögliche Unterschiede in der defi-
nitorischen Annäherung. Der Schwerpunkt liegt auf den Stellvertretungs-
formationen des Begriffs. Eine Auseinandersetzung erfolgt auf Grundlage 
methodischer Überlegungen und einer Skizzierung des gewählten Vorge-
hens der Diskursanalyse. 

Theorie und methodisches Vorgehen 

Es gibt keine einheitliche theoretische Konzeption darüber, was exakt eine 
Diskursanalyse ist und beinhaltet. Ebenso ist das methodische Vorgehen 
der Analyse von Diskursen nicht einheitlich konzeptioniert (vgl. Keller et al. 
2004; 2006). Prominent sind diskursanalytische Beiträge, die sich auf Fou-
cault (1981) als Referenzautor beziehen. Im Sinne Foucaults ist die so ge-
nannte „produktive Seite“ von Diskursen von Interesse, d. h. was aus der 
Strukturierung der Wahrnehmung von Gegenständen – in diesem Fall Be-
rufsorientierung und Inklusion – und der Möglichkeit des Sprechens her-
vorgebracht wird. Weiter ist erheblich, was gefragt wird oder was einen 
Diskurs beendet. Es geht demnach primär nicht um den jeweiligen Ge-
genstand des Diskurses, sondern darum, was dieser produktiv hervorbringt. 
Diskurse bestehen vor allem aus Aussagen, die den Prozess und das ab-
schließende Produkt bestimmen (vgl. Budde 2012, 4). 

Anlehnend an Koller und Lüders (2004, 60) kann zwischen Diskurs als 
a) diskursive Praxis der geregelten Produktion von Aussagen und b) durch 
Regeln charakterisiertes Ordnungssystem selbst unterschieden werden. 
Ordnungssysteme zeichnen sich durch hervorgebrachte Gegenstände, vor-
geschriebene Äußerungsmodalitäten, gebildete Begriffe und durch sie zu-
gelassenen Strategien aus. Eine Diskursanalyse hat das Ziel, diese Bezogen-
heit und Strukturierung zu analysieren (Foucault 1981). 

Innerhalb eines „diskursiven Feldes“ existieren spezifische Regelhaftig-
keiten. Bezugnehmend auf Bourdieus (1992) Begriffsbestimmung der so-
zialen Felder kann ein diskursives Feld als der Raum beschrieben werden, in 
dem diskursive Effekte wirken. Das diskursive Feld wiederum konstituiert 
sich aus unterschiedlichen „Diskursgefilden“ als spezifisches Terrain inner-
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halb eines Diskursfeldes. Gruppierungen von Aussagen, die ähnlich sind 
und sich in der Thematik aufeinander beziehen werden als „diskursive 
Formationen“ innerhalb des jeweiligen Feldes verstanden. Zum Beispiel 
finden Diskurse zu und um Inklusion und (inklusive) Berufsorientierung in 
verschiedenen Diskursfeldern statt: Die Diskursfelder realisieren sich als 
normative, berufspädagogische, wissenschaftliche, unterrichtsdidaktische, 
bildungspolitische, o. a. Diskurse. Die diskursiven Formationen bilden spe-
zifische Bedeutungen und Regelhaftigkeiten in einzelnen Diskursgefilden 
ab. Zu differenzieren ist weiter zwischen Themenbegriffen im engeren und 
im weiteren Sinn: Themen im engeren Sinne sind polysem, hierarchisch 
und zeitlich strukturiert mit spezifischer lokaler und zeitlicher Matrix. 
Themen im weiteren Sinne umschließen jede Art und Form der sinnhaften 
und bedeutungshaften Interpunktion (vgl. Budde 2012, 6). 

In dem vorliegenden Beitrag wird von einem engeren Themenbegriff für 
Inklusion und Berufsorientierung ausgegangen. Die Konzentration liegt auf 
einzelnen Textabschnitten als Grundlage für die Kategorienbildung und 
nicht auf Wort- oder Satzebene. Außerdem besteht das Anliegen in der 
Analyse der diskursiven Formationen der Texte, anstelle einer vollständigen 
Analyse der einzelnen Quellentexte. Es geht um die zentralen Erkenntnis-
interessen einer Diskursanalyse, indem sich der Blick auf die theoretischen 
Konzepte, die zusammenfassenden Begriffe, die Systematisierungen, die 
Erklärungsangebote, etc., richtet: Anlehnend an Budde (2012, 8) liegt der 
Analyse die Annahme zugrunde, „dass in wissenschaftlichem Wissen päda-
gogische Erfahrungen, heuristische Thesen und empirische Befunde geron-
nen sind und dieses wissenschaftliche Wissen zugleich Wahrnehmungs- 
und Interpretationsfolien für die Rezeption von Wirklichkeiten bereitstellt, 
die wiederum auf die Handlungsebene zurückspiegeln“ (ebd.). 

Im Fokus steht der wissenschaftlichen Metadiskurs zu Inklusion und 
Berufsorientierung. Foucault (1992) folgend, gehen die Autorinnen und 
Autoren davon aus, dass sich die spezifische Weise analysieren lassen 
müsste, wie der Diskurs um Inklusion und Berufsorientierung hervorge-
bracht wird, um an der „Wurzel“ des Diskurses anzusetzen. Leitend ist die 
Annahme, dass unterschiedliche Sprecherinnen und Sprecher und Auto-
rinnen und Autoren zu verschiedenen Beiträgen kommen und ebenso auf 
höchst unterschiedliche Diskursgefilde abzielen. Damit lassen sich bei-
spielsweise Theoriediskurse zur Definition, Begriffs(re-)produktion, Funk-
tionserfüllung o. ä. von handlungspraktischen Diskursen wie Praxisbezug, 
Curricula, etc. differenzieren. 

Der dazu analysierte Textkorpus bezieht sich auf die 33 Treffer der 
durchgeführten Schlagwortsuche im Fachportal FIS-Bildung. In einem 
ersten Schritt wurden Texte identifiziert, die sich als Zufallstreffer heraus-
stellten, in denen beide Schlagwörter Verwendung fanden, aber nicht im 



60 

Zusammenhang des Diskurses. Der analysierte Textkorpus umfasste 
schließlich 23 Texte. Im Rahmen der Analyse konnten quantitativ beson-
ders bevölkerte diskursive Formationen identifiziert werden, die wir zur 
Darstellung in diesem Text ausgewählt haben. Auf die Legitimationsforma-
tion, Stellvertretungsformation und Gestaltungsformation werden wir in 
den folgenden Abschnitten eingehen. Daneben wurden weitere kleinere 
Formationen beispielsweise um Anforderungen an das Personal oder die 
theoretische Verortung des Diskurses deutlich, die in diesem Rahmen nicht 
berücksichtigt werden können. 

Legitimationsformationen 

Verbunden mit dem Bestreben der Legitimierung des Diskurses über inklu-
sive Berufsorientierung finden sich in der Literatur unterschiedliche 
Schwerpunkte. Neben der allgemeinen Begründung der Relevanz des Auf-
gabenfeldes werden (bildungs-)politische und forschungsbezogene Argu-
mentationsstränge gewählt. Ergänzend wird Legitimierung über die Anfor-
derungen an die praktische Ausgestaltung sowie die Bedarfe der Zielgruppe 
angeführt. 

UN-Konvention als Referenzpunkt 

Als zentrale Legitimationsform ist die Bezugnahme auf die UN-Behinder-
tenrechtskonvention einzuordnen. In einer Vielzahl der einbezogenen 
Texte wird die Konvention als Referenzpunkt benannt. Grundlegend finden 
sich allgemeine Erläuterungen zur Inklusion, die über den Bildungssektor 
hinausreichen, wie der Verweis, dass mit der Ratifizierung „auf der Grund-
lage der Universalität der Menschenrechte umfassend die Rechte behinder-
ter Menschen auf Selbstbestimmung, Partizipation und Diskriminierungs-
schutz geregelt [werden]“ (Günther 2012, 50). In der Argumentation sind 
darauf aufbauend zwei Stränge zu identifizieren. Zum einen die allgemeine 
bildungsbezogene Ausrichtung, mit dem Verweis auf die Notwendigkeit der 
Veränderung des Schulsystems, verbunden mit dem Ziel der Teilhabe aller 
Schülerinnen und Schüler (vgl. Hofmann-Lun 2014b, 375). Ergänzt wird in 
diesem Zusammenhang in einigen Texten der Aspekt der Berufsorientie-
rung, der einer inklusiven Neuausrichtung bedarf: „Die etablierten Orien-
tierungs- und Vorbereitungsprogramme der weiterführenden Schulen 
stimmen ebenso wie die der Förderschulen nicht mit den aktuellen Bedürf-
nissen der Absolventen der Bildungsgänge der Förderschwerpunkte im 
Gemeinsamen Lernen überein“ (Strotmann 2016, 157). Ein zweiter Argu-



61 

mentationsstrang geht über den schulischen Inklusionsaspekt hinaus und 
fordert ein inklusives Arbeitsleben (vgl. Wagner 2014, 346). 

Der Verweis auf die UN-Konvention als Diskursereignis erscheint als 
gängige Praxis in den vorliegenden Texten. Anzumerken ist in diesem 
Kontext die Ausrichtung der Aussagen. So liegt der Fokus auf der allgemei-
nen Legitimation der Inklusion. Die zentrale Thematik der inklusiven Be-
rufsorientierung wird demgegenüber – ungeachtet der inhaltlichen Aus-
richtung des Gesamtkorpus – nur in einzelnen Texten als ergänzender Ar-
gumentationsstrang angeführt. Die UN-Konvention erhält in diesem Zu-
sammenhang die Rolle als „Damoklesschwert“, das über dem gesamten 
Diskurs schwebt und durch seine wiederholte zentrale diskursive Forma-
tion eine starke Gewichtung einnimmt. Die (bildungs-)politische Argu-
mentationslinie erzeugt folglich den Eindruck des passiven „ausgesetzt 
seins“, im Sinne der eingeschränkten Handlungs- und Reaktionsspielräume 
– ohne die Chance zur aktiven Mitgestaltung vor dem Hintergrund der 
Anerkennung der Relevanz der inklusiven Berufsorientierung für die Ziel-
gruppe und die Gesamtgesellschaft. 

Legitimierung über die Relevanz des Aufgabenfeldes 

In den vorliegenden Veröffentlichungen findet sich wiederholt ein Verweis 
auf die Bedeutsamkeit des Aufgabenfeldes der (inklusiven) Berufsorientie-
rung für die Zukunftsperspektiven der Schülerinnen und Schüler. So argu-
mentiert beispielsweise Koch (2017, 116): „Jugendliche, die voraussichtlich 
Schwierigkeiten haben werden, nach der Schule in eine berufliche Ausbil-
dung einzumünden, sind besonders von den Folgen unzureichender oder 
fehlender schulischer Berufsorientierung betroffen.“ Neben dieser explizi-
ten Form der Begründung findet sich bei der Mehrheit der Autorinnen und 
Autoren demgegenüber eine ausschließlich implizite Bedeutsamkeitsbe-
gründung durch die generelle Auseinandersetzung mit dem Thema. Es 
drängt sich die Frage auf, ob das Relevanzargument als nicht bedeutsam 
erachtet wird oder vielmehr als bekannt vorausgesetzt wird und folglich aus 
Sicht der Autorinnen und Autoren keiner gesonderten Benennung bedarf. 

Legitimierung durch Forschungsbedarf 

Dass ein dringender Bedarf der expliziten Thematisierung besteht, zeigt 
sich in der forschungsbezogenen Argumentation. Grundlegend wird in den 
Texten auf ein bestehendes Forschungsdesiderat zur Gesamtthematik ver-
wiesen. Im Fokus der Legitimationsformation steht der Forschungsbedarf 
in der allgemeinen Berufsorientierung, der insbesondere auf die Wirksam-
keit einzelner Maßnahmen bezogen ist (vgl. Heister 2016, 173–174; Spon-
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holz 2014, 372; Koch 2017, 123). In Frage gestellt wird dadurch die voraus-
gehend skizzierte Legitimation über die Relevanz des Aufgabenfeldes. Pro-
grammatisch sind in diesem Kontext die Ausführungen von Heister (2016, 
173): „Man geht davon aus, dass Berufsorientierung zur Persönlichkeits-
entwicklung beiträgt und den Weg in den Beruf ebnet, allerdings ist hierzu 
kein überzeugendes empirisches Material vorhanden.“ Es wird somit nicht 
nur der dringende Forschungsbedarf deutlich; die gewählte Formulierung 
stellt vielmehr die Gesamtbedeutsamkeit des Aufgabenbereichs in Frage. 
Der spezifische Schwerpunkt der inklusiven Berufsorientierung wird dabei 
im Diskurs vorrangig randständig berücksichtigt (vgl. Koch 2017, 117). Es 
wirkt als sei zunächst grundlegend ein Nachweis der Wirkung guter Berufs-
orientierung erforderlich – wobei auch über die Frage „Was ist gute Berufs-
orientierung“ diskutiert wird. Verwiesen wird in der Argumentation vor-
rangig auf implizite Vorstellungen der Beteiligten und allgemeine Quali-
tätskriterien wie bspw. Anforderungen an Berufsorientierung und der Index 
für Inklusion (vgl. Sponholz / Lindmeier 2017, 287; Koch 2014, 12), die 
jedoch nicht im direkten Bezug zur inklusiven Berufsorientierung stehen 
und zugleich zumeist normativ geprägt sind (vgl. Sponholz / Lindmeier 
2017, 293; Kossow / Stöckle-Schowan 2014, 247). 

Als Legitimationsformation kann diese Argumentation nicht eingeord-
net werden; anstelle der Legitimierung des Diskurses werden vielmehr 
neue, offene Fragen aufgeworfen, die die Gesamtthematik eher kritisch an-
zweifeln als begründen. 

Legitimierung über die Bedarfe der Schülerinnen und Schüler 

Als dritte Legitimationsformation wird neben den vorrangig theoretischen 
Zugängen der Politik und Forschung, die schulische Praxis angeführt. Ver-
schiedene Autorinnen und Autoren attestieren der Berufsorientierung eine 
Wirksamkeit, indem exemplarisch erfolgreiche Einzelfälle gelungener Un-
terstützung dargestellt werden und die Relevanz der Schule aus Perspektive 
der Jugendlichen angemerkt wird (vgl. Arndt / Pertek 2013, 12; Hofmann-
Lun 2016, 42; Strotmann 2016, 164). Der Diskurs fokussiert dabei vorrangig 
den separierenden Kontext der Förderschule und nicht die Erfahrungen im 
gemeinsamen Lernen im inklusiven Schulsystem (vgl. Hofmann-Lun 2014a, 
387). Eine Argumentation für die inklusive Beschulung findet sich lediglich 
im Übergangsdiskurs mit dem Verweis auf erste Studien, die die berufliche 
Integration infolge der inklusiven Beschulung als erfolgreicher einordnen 
(vgl. Koch 2017, 120; 2015, 283). Inwieweit dies auf die Inklusionserfahrun-
gen im Gesamten oder die Folgen inklusiver Berufsorientierung zurück-
zuführen ist, wird jedoch nicht weiter diskutiert. 
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Gesamtbetrachtung 

Deutlich wird in der Gesamtbetrachtung der Legitimationsformationen, 
dass die inklusive Berufsorientierung trotz ihrer zentralen Stellung in den 
Artikeln selten explizit thematisiert wird. Neben der vorrangigen Fokussie-
rung von Kontextthematiken wie der allgemeinen Inklusionsdebatte, der 
allgemeinen schulischen Berufsorientierung sowie Fragen des Übergangs-
systems, ist herauszustellen, dass die Autorinnen und Autoren die von ih-
nen gewählten Begründungszusammenhänge zum Teil gegenseitig entkräf-
ten bzw. in Frage stellen. Eine deutliche und argumentativ starke Begrün-
dung der Legitimation inklusiver Berufsorientierung findet sich nicht. Ge-
rade diese ist für die weiteren, intensiveren Auseinandersetzungen jedoch 
unabdingbar. 

Stellvertretungsformationen – 
Inklusive Berufsorientierung als … 

Als weitere diskursive Formation findet sich die Stellvertretungsformatio-
nen, die die inklusive Berufsorientierung als ‚etwas Anderes‘ einordnen. So 
wird die inklusive Berufsorientierung als neue Aufgabe, Herausforderung 
und Schulentwicklungsaufgabe definiert. Es geht in diesem Kontext weniger 
um festgeschriebene Merkmale der inklusiven Berufsorientierung als viel-
mehr den Versuch den Begriff in Relation zu setzen. Die Verbindung zwi-
schen den Begriffen wird nicht näher spezifiziert. Stellvertretungsformatio-
nen tragen folglich zu einer Erweiterung des Begriffs bei und stehen im 
engeren Sinne einer konkreten begrifflichen Fassung entgegen. 

… neue Aufgabe/Schulentwicklungsaufgabe 

Grundlegend wird im Kontext der Inklusion die Berufsorientierung als 
neue Aufgabe hervorgehoben. Mit der Umsetzung der Inklusion gemäß der 
UN-Behindertenrechtskonvention ergeben sich nunmehr neue Aufgaben 
für die Schulen der Sekundarstufe I. Die etablierte Praxis zur Berufsorien-
tierung an weiterführenden Schulen sowie an Förderschulen sind nicht auf 
die aktuellen Bedürfnisse der Absolventen der sonderpädagogischen Bil-
dungsgänge im Gemeinsamen Lernen abgestimmt (vgl. Strotmann 2016, 
157). Erweitert wird diese Einordnung von Koch (2017, 123), indem die 
inklusive Berufsorientierung zur „Schulentwicklungsaufgabe“ wird und 
damit den Umfang der Anforderungen verdeutlicht. Eine Schulentwick-
lungsaufgabe kann verstanden werden als Herausforderung der gesamten 
Institution, mit dem Ziel der Veränderung und Weiterentwicklung beste-
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hender Konzepte unter Mitarbeit aller im Schulkontext beteiligten Perso-
nen. 

… Herausforderung 

Im Gegensatz zur positiven bis neutralen Einordnung der inklusiven Be-
rufsorientierung als zu bewältigende Aufgabe, findet sich in der Mehrheit 
der Referenzen die Stellvertretungsformation der „Herausforderung“. Eine 
Herausforderung ist grundsätzlich etwas Oppositionelles, etwas das An-
strengung erfordert und aktiv bearbeitet werden muss, sie erzwingt Hand-
lungen der Beteiligten. Eine Herausforderung kann angenommen und be-
arbeitet werden; zugleich kann sie auch ignoriert werden – sie verändert 
sich dadurch nicht. Zudem ist die positive Bewältigung nur ein mögliches 
Resultat. Tritt dieses ein, ist es keine Herausforderung mehr, sondern ein 
bewältigtes Hindernis. Ebenso ist das Ausbleiben einer Lösung mitzuden-
ken. Eben jene Einordnung bleibt in den Texten zumeist offen. So ist die 
Rede von „besonderen Herausforderungen“ (Koch 2014, 1; Gillen / Wende 
2017, 13; Wagner 2014, 346) in der inklusiven Berufsorientierung, die nicht 
näher spezifiziert werden. 

In diesem Kontext stellt sich die Frage, wer die Akteure sind, die sich 
dieser Herausforderung stellen müssen bzw. die zum Handeln aufgefordert 
werden. Herausgefordert wird den Texten zufolge das „pädagogische Per-
sonal“ (Gillen / Wende 2017, 34). Impliziert wird an dieser Stelle ein vor-
rangig schulischer Bezug, spezifischer gefasst durch die explizite Benennung 
der Lehrpersonen als zentrale Bezugsgruppe (vgl. Hofmann-Lun 2016, 41, 
46; Nentwig 2018, 73; Sponholz / Lindmeier 2017, 293; Koch 2017, 123). 
Attestiert wird ihnen übereinstimmend eine nicht ausreichende Kompetenz 
im Aufgabenfeld (vgl. Doose 2013, 7; Koch 2015, 287) und somit eine deut-
lich erschwerte Bewältigung der Herausforderung ‚inklusive Berufsorientie-
rung‘. Erweitert wird die geforderte Bezugsgruppe durch den Einbezug der 
„professionelle Akteure“ (Koch 2014, 1), so dass neben den Lehrpersonen 
auch weitere, zumeist externe Kooperationspartner benannt werden; bspw. 
die Bundesagentur für Arbeit (vgl. Kossow / Stöckle-Schowan 2014). Deut-
lich wird auch an dieser Stelle, dass die Inklusion im Diskurs nicht explizit 
thematisiert wird, sondern die Ausführungen – mit Ausnahme von Koch 
(2014, 4) die auf die multiprofessionelle Kooperation von Lehrpersonen für 
Sonderpädagogik und Regelschullehrpersonen verweist – vorrangig auf die 
allgemeine Berufsorientierung ausgerichtet ist. 
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… Herausforderung – Fokus: Barrieren und Probleme 

Die negative Konnotation der Herausforderung wird im Diskurs gestützt 
durch die expliziten Benennungen von Barrieren und Problemen im Auf-
gabenfeld der inklusiven Berufsorientierung. Im Fokus stehen Gefahren, 
Hindernisse und Einschränkungen. Die Chancen, die die Dichotomie ver-
deutlichen würden, werden demgegenüber wenig thematisiert. Es werden 
Barrieren angesprochen, die in einem inklusiven Setting verortet werden. 
Die gestiegene Komplexität von möglichen Anschlüssen und Programmen 
beschreiben Heister (2016) und Koch (2014) als „unübersichtlich“ und 
fordern implizit, dass Lehrkräfte über die Möglichkeiten informiert sein 
müssten, wenn sich Entscheidungen der Schülerinnen und Schüler unter-
schiedlich auf die langfristige Teilhabe auswirken können (vgl. Koch 2014, 
4). Dies wird aufgrund der Dynamik des Feldes zusätzlich erschwert. Ro-
senberger (vgl. 2017, 101) sieht in dem Hype um Berufsorientierungsmaß-
nahmen und -instrumente die Funktion, soziale Mechanismen der Aus-
grenzung zu verdecken. Der Zugang zu den formalen Bildungsabschlüssen 
wird als Barriere dargestellt, wenn er aufgrund institutioneller Vorgaben 
weiterhin an den Förderstatus gebunden ist. „Individuelle Bildungsent-
scheidungen an Übergängen und daran anknüpfend ganze Bildungsverläufe 
von Jugendlichen erscheinen so wesentlich zum einen von den Zwecken 
und dem Aufbau des gesamten Bildungssystems und zum anderen vom 
Handeln seiner Organisationsmitglieder bestimmt“ (Wagner 2014, 348). 
Die weiteren im Diskurs angesprochenen Barrieren lassen sich nicht explizit 
der inklusiven Berufsorientierung zuordnen. Hier wird der Begriff der in-
klusiven Berufsorientierung in das Spannungsfeld von Individuum und 
Arbeitswelt eingestellt. Ein Teil der Autorinnen und Autoren vertritt die 
Auffassung, dass Jugendliche mit sonderpädagogischem Unterstützungsbe-
darf im Rahmen des Berufsorientierungsprozesses Entscheidungen für 
nachschulische Anschlüsse treffen, die unter ihren Möglichkeiten liegen 
und machen für diese Entscheidungen die Beratung der professionellen 
Akteure verantwortlich (vgl. Gillen / Wende 2017; Koch 2015; Koch 2014). 
Dieser Effekt wird bereits im Rahmen des schulischen Anteils der Berufs-
orientierung unterstützt, wenn Schülerinnen und Schüler zu pessimisti-
schen Vorstellungen über ihre Zukunft gelangen. Angesichts von Erfahrun-
gen des Scheiterns und fehlender Alternativen erscheint die aktive Ausei-
nandersetzung mit individuellen Berufswünschen sinnlos (vgl. Hofmann 
Lun 2014b; Lindmeier / Sponholz 2017; Wagner 2014, Kossow / Stöckle-
Schowan 2014). Zentral erscheint, vor allem aus soziologischer Perspektive, 
dass die Situation einer freien Berufswahl simuliert (vgl. Rosenberger 2017) 
und als ‚Zuweisungsprozess‘ beschrieben wird. Von einer selbst initiierten 
‚Berufswahl‘ – wie sie die politische Rhetorik gerne betont – kann demnach 
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bei dieser Personengruppe keinesfalls die Rede sein. Es handelt sich eher 
um einen institutionellen Zuweisungsprozess statt einer subjektiv eigenen 
Wahl (Wagner 2014, 345). 

Gestaltungsformationen – was ist zu tun? 

Am stärksten bevölkert stellen sich die Aussagenstränge dar, in denen Hin-
weise und konkrete Vorschläge zum Handeln thematisiert werden. Dies ist 
angesichts eines neuen Aufgabenfeldes naheliegend. Einerseits gibt es für 
die konkrete Umsetzung keine ‚Blaupause‘, die vorgibt was zu tun ist. An-
dererseits liegen Erfahrungen und Traditionen aus den Bereichen der inklu-
siven Schulentwicklung, zur allgemeinen Berufsorientierung und zur Be-
rufsorientierung an Förderschulen vor, die in den neuen Zusammenhang 
gestellt werden. Während die Autorinnen und Autoren teilweise Fragen zur 
Umsetzung und den dazu notwendigen Voraussetzungen formulieren, un-
terbreiten andere aus ihrer jeweiligen Perspektive Vorschläge. 

Heterogenität 

In den Beiträgen wird von einer gestiegenen Heterogenität der Schüler-
schaft ausgegangen, für die beispielsweise passgenaue Maßnahmen ange-
boten, Anforderungen heruntergebrochen, Materialien angepasst oder kör-
perliche Einschränkungen kompensiert werden sollen (vgl. Balli 2015, 38; 
Strotmann 2016, 158). Dies ist eng mit der Frage der zielgleichen oder ziel-
differenten Ausrichtung einer inklusiven Berufsorientierung verknüpft. Die 
Bandbreite zur Realisierung bewegt sich dabei zwischen einer Abstimmung 
der Unterrichtsinhalte und Anforderungsniveaus auf der Ebene des Indivi-
duums, den Vorschlag vier Leistungsstufen zu differenzieren, um so die 
Bildung von zwei Gruppen und den damit verbundenen „Außenseiterstatus 
von Inklusionsschülern zu verhindern“ (Balli 2015, 39). Erweitert folgt die 
Forderung, dass alle Schüler alle Maßnahmen und Unterrichtsinhalte ge-
meinsam bearbeiten und Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf nur bei der Suche passgenauer, an den Stärken orientierter Prakti-
kumsplätze unterstützt werden (vgl. Hofmann-Lun 2016, 385). Dazu be-
merkt Heister (vgl. 2016, 170), dass inklusive Berufsorientierung nicht im 
Sinne der Benachteiligtenförderung missverstanden werden dürfe und in 
der Folge leistungsstarke Schülerinnen und Schüler ausschließe. Einige 
Autorinnen und Autoren erkennen einen höheren Beratungsbedarf für die 
Schülerschaft und deren Eltern (vgl. Wild 2017; Hofmann-Lun 2016; Koch 
2015; Sponholz 2014). Aus soziologischer Perspektive bekräftigen einige 
Autorinnen und Autoren, dass Behinderung als soziale Kategorie zu verste-
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hen sei. Die Anforderung und das Potential der inklusiven Berufsorientie-
rung gehen von dem Anspruch der Habitussensibilität aus, die eine Refle-
xion der Lehrkräfte zur eigenen sozialen Stellung voraussetzt, bis hin zu 
einem transformativen Bildungsbegriff, nach dem SchülerInnen durch eine 
anspruchsvolle pädagogische Arbeit erkennen können, dass eine Anpassung 
des eigenen Habitus notwendig und möglich ist (vgl. Koch 2015; Rosenber-
ger 2017; Sponholz / Lindmeier 2017; Wagner 2014). 

Kooperation 

Unterschiedliche Formen der Kooperation sowie damit verbundene Ab-
stimmungsprozesse werden in einer weiteren Arena zur Gestaltung inklusi-
ver Berufsorientierung diskutiert. Dabei kann ein breiter Konsens darüber 
festgehalten werden, dass außerschulische Partner eine wichtige Rolle spie-
len. Die Angaben zu möglichen Kooperationspartnern variieren dabei stark. 
Teilweise wird ein breites Netzwerk außerschulischer Partner nicht ausdif-
ferenziert, während andere Autorinnen und Autoren potentielle Partner, 
wie beispielsweise den Integrationsfachdienst oder Vertreter von Betrieben 
oder Kammern benennen (vgl. Koch 2015; Strotmann 2016; Sponholz 2014; 
Sponholz / Lindmeier 2017). Durch die Einrichtung von regionalen Be-
rufswege- oder Bildungskonferenzen sollen alle Akteure zusammenkom-
men, um mögliche Schritte einer Berufswegeplanung für die Jugendlichen 
gemeinsam abzustimmen (vgl. Doose 2013; Koch 2015). Die schulinterne 
Kooperation der Lehrkräfte und weiterem pädagogischen Personal wird eng 
mit einem schulischen Berufsorientierungskonzept verknüpft, in dem die 
Zusammenarbeit im multiprofessionellen Team geregelt und Verantwor-
tungen und Zuständigkeiten transparent diskutiert werden (vgl. Koch 
2015). 

Projekte 

Im Diskurs werden einige Projekte oder Organisationsformen als geeignete 
Beispiele dargestellt. Dabei belegen die Autorinnen und Autoren kaum 
praktische Erfahrungen im Rahmen der inklusiven Berufsorientierung, 
sondern argumentieren theoretisch. So könnten Schülerfirmen durch die 
vielfältigen Aufgaben (vgl. Balli 2015) und die Teamkooperation (Sponholz / 
Lindmeier 2017) Möglichkeiten anbieten, individuelle Stärken einzubringen 
und Kompetenzen zu entwickeln. Produktionsschulen könnten durch die 
speziellen pädagogischen Konzepte und Praktiken, die Individualität der 
SchülerInnen in den Mittelpunkt stellen (vgl. Gillen / Wende 2017, 21). 
Analog zur Kooperation mit außerschulischen Partnern wird das Aufsu-
chen außerschulischer Lernorte, wie Betriebe, Berufsinformationszentren, 
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Außenwerkstätten als sinnvoll eingeschätzt. Die Erfahrungen der Schüler-
schaft sollten dann mit dem schulischen Lernen verzahnt werden (vgl. Koch 
2015). 

Fazit 

Es bleibt festzuhalten, dass ein Diskurs um ‚inklusive Berufsorientierung‘ 
entsteht und sich zunehmend weiter ausdifferenziert. Es lassen sich je nach 
Hintergrund der Autorinnen und Autoren unterschiedliche Auffassungen 
zu den offenen Fragen des ‚Inklusiven‘ an der Berufsorientierung erkennen. 
Diese werden aus theoretischer Perspektive begründet, vorgetragen und zur 
Diskussion gestellt. Die fehlenden empirischen Erkenntnisse bedingen in 
diesem Kontext eine ‚Unsicherheit‘ im Diskurs, die sich neben wider-
sprüchlichen Aussagen zudem in Argumenten mit Bezug zu ausgewählten 
Einzelfällen und ‚Vermutungen‘ über die praktische Wirksamkeit theoreti-
scher Annahmen und Forderungen widerspiegelt. Der einzufordernde Dis-
kurs mit schulpraktischer Ausrichtung verbleibt daher bislang auf einer 
theoretischen Ebene, die es in Zukunft wissenschaftlich abzusichern gilt. 
Die fehlenden umfassenden Erkenntnisse zum Aufgabenfeld spiegeln sich 
auch darin, dass sich wenige Aussagen finden, die sich im Sinne einer dis-
kursiven Auseinandersetzung aufeinander beziehen. Zu einigen Punkten 
verwenden Autorinnen und Autoren die gleichen Quellen oder bilden 
durch die gegenseitige Bestätigung den Konsens ab. Zudem zeigt sich, dass 
in der Argumentation oder bei den Hinweisen zur Realisierung einer inklu-
siven Berufsorientierung oftmals die Grenzen zur allgemeinen Berufsorien-
tierung verschwimmen, die jedoch ebenfalls noch durch deutliche For-
schungsdesiderate geprägt ist. Zusammenfassend müssen die fehlenden 
Forschungserkenntnisse durch die langfristige und nachhaltige Erforschung 
der Wirksamkeit von Maßnahmen bestätigt werden. Einher geht dies mit 
einer zu erwartenden Fortsetzung des wissenschaftlichen Diskurses, den es 
weiter zu verfolgen gilt. Neben den ausgearbeiteten Diskursformationen ist 
die Herausbildung weiterer Formationen zu analysieren. Abzuwarten bleibt 
insgesamt, wie die Realisierung bzw. praktische Umsetzung der inklusiven 
Berufsorientierung sich vor dem Diskurshintergrund gestaltet. 
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Übergänge von Schüler/innen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf 
in die Berufsausbildung
Eine Auswertung von Sekundärstatistiken

Zusammenfassung: Ein wachsender Anteil an Personen mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf wird aus den Förder- und Regelschulen in das Übergangs- und Ausbil-
dungssystem entlassen und nur selten zu qualifizierenden Ausbildungsabschlüssen ge-
führt. Die Übergänge von Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in die 
Systeme der Berufsvorbereitung und Berufsausbildung können anhand von Sekundär-
statistiken nur mit methodischen Einschränkungen nachverfolgt werden. Trotz des Para-
digmenwechsels durch die UN-Behindertenrechtskonvention sind bislang keine wesent-
lichen Änderungen der Übergangsverläufe festzustellen. Es zeigt sich eine Persistenz 
behinderungsspezifischer Maßnahmen in separierenden Förderschulen und wenig quali-
fizierenden Berufsvorbereitungen und Ausbildungsformen.

Schlagworte: Übergang Schule-Ausbildung, sonderpädagogischer Förderbedarf, Se-
kundärstatistik, UN-Behindertenrechtskonvention, Inklusion

1.	 Ausgangslage und gesetzliche Rahmenbedingungen

Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf haben gegenwärtig kaum Chan-
cen, einen regulären Ausbildungsplatz zu finden. Ihre beruflichen Perspektiven sind 
ungünstig und ihr Risiko, erwerbslos zu bleiben oder in prekären Beschäftigungsver-
hältnissen zu arbeiten, ist hoch. Die Chancen auf Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben werden durch unzureichende Chancen auf dem Arbeitsmarkt stark eingeschränkt 
und ihre Potentiale bleiben ungenutzt. Folgt man der 2006 von den Vereinten Natio-
nen verabschiedeten Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), dann besteht dringender 
Handlungsbedarf. Inklusion zielt auf die Teilhabe aller Menschen – unabhängig ihrer 
individuellen Dispositionen – und gilt als zentrales Konzept zum Umgang mit Verschie-
denheit in der Gesellschaft. Da Bildung und Ausbildung zu den zentralen Vorausset-
zungen der gesellschaftlichen Teilhabe zählen, fordern die Vereinten Nationen, auch für 
Menschen mit Beeinträchtigungen im Kontext beruflicher (Aus-)Bildung Chancenge-
rechtigkeit zu schaffen (vgl. Art. 24 & 27 UN-BRK). Diese Forderung wurde national 
ergänzend auf gleichstellungspolitischer Ebene durch das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz (2006) sowie das Behindertengleichstellungsgesetz (2002) verankert.

Von der Gleichheit im Anspruch auf Inklusion zur gleichberechtigten Teilhabe ist 
es jedoch ein weiter Weg (Wansing, 2012, S. 384), vor allem im Bereich der berufli-
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chen Partizipationschancen. Als problematisch erweist sich insbesondere die sensible 
Schnittstelle im Übergang von der Schule in die Berufsausbildung. So haben Schü-
ler/innen auf Förderschulen bzw. mit diagnostiziertem sonderpädagogischen Förderbe-
darf in Regelschulen nur sehr eingeschränkt Zugang zu vollwertigen beruflichen Aus-
bildungen. Dabei wäre formal ein Förderschulabschluss für die Aufnahme einer dualen 
Berufsausbildung ausreichend, da rechtlich im Berufsbildungsgesetz (BBiG) keine be-
stimmten Schulabschlüsse vorgeschrieben sind. Als zentrale Hinderungsgründe einer 
erfolgreichen Integration in den Ausbildungsmarkt gelten unzureichende Bildungszer-
tifikate und die daran geknüpfte Erwartung fehlender Grundkompetenzen in den Berei-
chen Lesen, Schreiben und Rechnen sowie insgesamt ein geringes Lern- und Leistungs-
vermögen (vgl. van Essen, 2013; Hofmann-Lun, 2011; Wocken, 2007).

Maßnahmen, die dieser Benachteiligung entgegen wirken sollen, hält vor allem das 
sogenannte Übergangssystem mit seinen vielfältigen Bildungsgängen bereit, in dem 
Schulabschlüsse nachgeholt und die Zeit zum angestrebten Ausbildungseinstieg über-
brückt werden. Berufsqualifizierende Abschlüsse können im Rahmen des Übergangs-
systems jedoch nicht erworben werden. Ein Teil der Jugendlichen, überproportional 
häufig mit sonderpädagogischem Förderbedarf, nimmt an mehreren Maßnahmen hin-
tereinander teil, welche die Anschlussmöglichkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
jedoch nur bedingt erhöhen (vgl. Niehaus, Friedrich-Gärtner, Klinkhammer & Menzel, 
2012). Ein nahtloser Übergang von der Schule in die Berufsausbildung und auf den ers-
ten Arbeitsmarkt stellt daher für behinderte Jugendliche eher eine Seltenheit dar (vgl. 
Galiläer, 2015). Die Rahmenbedingungen dieser Form geregelter Übergänge sind in den 
vergangenen Jahren deutlich komplexer geworden (BMAS, 2016, S. 112 – ​115).

Zu ähnlichen Erkenntnissen kommen die wenigen Panel- bzw. Querschnittstudien, 
die sich den Übergangsverläufen ehemaliger Förderschüler/innen widmen.1 Aus der 
Zusammenschau der einzelnen Studien können trotz methodischer Differenzen (For-
schungsdesign, Fallzahlen, regionale Einflussfaktoren, etc.) folgende Ergebnisse fest-
gehalten werden: Der große Teil der Förderschüler/innen durchläuft mindestens ein Jahr 
lang Maßnahmen der Berufsvorbereitung. Schlussendlich münden etwas mehr als die 
Hälfte der Schulabgänger/innen in eine Ausbildung ein. In den meisten Fällen handelt 
es sich jedoch um außerbetriebliche bzw. theoriereduzierte Ausbildungen für Menschen 
mit Behinderung, die nach erfolgreichem Abschluss nur zum Teil eine Weiterbeschäf-
tigung auf dem ersten Arbeitsmarkt ermöglichen (vgl. Galiläer, 2015; Baethge, 2015).

1	 Herauszuheben sind die Panelstudie von Ginnold (2008), in der die Verläufe von 102 Schü-
ler/innen des Schwerpunktes Lernen eines Berliner Stadtteils rekonstruiert werden, sowie die 
regionale Querschnittsstudie von über 500 Schüler/innen aus Baden-Württemberg (vgl. Ba-
sendowski & Werner, 2010). Neben der qualitativen Studie von Hofmann-Lun (2011) sind 
insbesondere die DJI Studien aus München (vgl. Zimmermann & Lex, 2013) und Stuttgart 
(vgl. Gaupp & Geier, 2010) trotz kleiner Fallzahlen relevant. Außerdem analysieren Grieb, 
Gresch & Pollak (2014) anhand der Daten der Erwachsenenkohorte des nationalen Bildungs-
panels die Verläufe von 110 Menschen, die während ihrer Schulzeit zumindest zeitweise eine 
Förderschule besucht haben, allerdings ist die Interpretation der Ergebnisse aufgrund der Po-
sitivselektion des Samples eingeschränkt.
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Das Ziel dieses Beitrags ist die Beantwortung der Frage, ob sich seit der Verabschie-
dung der UN-BRK eine Verbesserung der Übergänge von Schüler/innen mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf in qualifizierte Berufsvorbereitungs- und Berufsausbil-
dungsformen ergeben hat. Dafür werden Sekundärstatistiken und wissenschaftliche 
Publikationen zum Themenkomplex ausgewertet und die vorhandenen Daten einer de-
skriptiven Bestandanalyse unterzogen. Die Statuspassagen der Berufsvorbereitung und 
Berufsausbildung werden dafür systematisch beleuchtet und Probleme und Paradoxien 
aufgeführt. Dieses Vorhaben impliziert eine Benennung der Datenlücken und metho-
dischen Schwierigkeiten, die sich bei einer sekundärstatistischen Analyse der Über-
gangsverläufe von Schulentlassenen in den Berufsbildungsbereich im Kontext sonder-
pädagogischer Förderung behinderter Menschen ergeben. Abschließend werden die 
Ergebnisse zusammengefasst und diskutiert.

2.	 Schulsituation von Förder- und Integrationsschüler/innen 
in Deutschland

Bevor die Statuspassagen von Förderschüler/innen und Regelschüler/innen mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf (SPF) im Übergang in die berufliche Bildung genauer in 
den Blick genommen werden, wird die schulische Ausgangssituation kurz beschrieben 
(Abb. 1).

Im Schulsystem erhalten Schüler/innen auf der Grundlage sonderpädagogischer 
Diagnostik den Status des ‚sonderpädagogischen Förderbedarfs‘ in einem oder meh-
reren Förderschwerpunkt(en). Annähernd zwei Drittel der sonderpädagogischen För-
derung entfallen auf Förderschwerpunkte der unspezifischen Behinderungsarten.2 
Zunächst ist festzustellen, dass im Zuge der Bemühungen einer inklusiven Schulent-
wicklung die Förderschulen quantitativ nicht an Bedeutung verlieren. Zwar werden im-
mer mehr Schüler/innen integrativ3 beschult, damit einher ging aber bislang kein Rück-
gang der Separierung der Schüler/innen an Förderschulen. Der Anteil der Schüler/innen 
an Förderschulen lag in den letzten 15 Jahren relativ konstant zwischen 4.5 – ​5 % und 
schwankte nur geringfügig. Im gleichen Zeitraum ist der Anteil der Kinder im integra-
tiven Unterricht stark angestiegen, besonders seit 2008, dem Jahr der Ratifizierung der 
UN-BRK in Deutschland. Waren es im Jahr 2000 noch 0.6 % und im Jahr 2008 dann 
1 % aller Kinder, stieg die sogenannte Integrationsquote auf 2.7 % im Jahr 2016. Im Jahr 
2008 erhielten 5.8 % aller Schüler/innen sonderpädagogische Förderung, im Jahr 2000 

2	 Von allen sonderpädagogisch geförderten Schüler/innen entfielen auf die Förderschwerpunk-
te Lernen 38 %, emotionale soziale Entwicklung 16 % und Sprache 11 %. Dem Bereich geis-
tige Entwicklung sind 16 % zugeordnet, es folgen 7 % körperlich motorische Entwicklung, 
der Rest entfällt auf Sehen, Hören und Kommunikation, Kranke und übergreifende Förder-
schwerpunkte.

3	 Zur Erläuterung des Begriffs und warum in diesem Kontext die Wortwahl integrativ und 
nicht inklusiv sinnvollerweise verwendet wird, siehe Blanck (2014, S. 5) bzw. Wocken (2009, 
S. 11 – ​12).
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nur 5.1 % (vgl. KMK, 2016a, 2016b; Klemm, 2015a; Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung, 2014, S. 178 – ​179). Die Erhöhung der allgemeinen Förderquote ist im We-
sentlichen durch die ‚Umetikettierung‘4 von Schüler/innen, die bisher ohne sonderpäd
agogische Förderung auskamen, zu erklären. Aktuell liegt der Anteil der Kinder und 
Jugendlichen mit attestiertem SPF bundesweit bei 7.1 % und steigt stetig an (vgl. KMK, 
2016a, 2016b). Das ist insofern beachtlich, als dass eine relative Ausweitung der Anzahl 
der Schüler/innen insgesamt festzustellen ist, die „schulisch behindert“ (vgl. Powell, 
2007) werden (Abb. 1).

Gründe dafür sind u. a. im Ressourcen-Etikettierungs-Dilemma zu suchen: Die Be-
reitstellung finanzieller und personeller Mittelzuweisungen für Schulen sind abhängig 
von der Klassifizierung eines SPF. Dieses kann durch verstärkte Assessmentverfah-
ren zur Feststellung eines SPF oder durch die Erweiterung von Störungs- und Behin-
derungsbildern geschehen, wie es z. B. die Zunahme im Förderbereich emotional-so-
ziale Entwicklung in den letzten Jahren zeigt (vgl. KMK, 2016a). Die „Ausweitung der 
Behinderungszone“ (Felkendorff, 2003) geschieht parallel zu demografischen Effekten 
des regional teils deutlichen Rückgangs der Schüler/innenzahlen und Standortschlie-

4	 Gründe für die Umetikettierung können sein, dass es bei dem entstandenen ‚Inklusionsdruck‘ 
im Wettlauf um weitere personelle Unterstützung an den Regelschulen häufiger zu Förderbe-
darfsfeststellungen kommt. Außerdem ist von Fehlzuweisungen für sprachlich auffällige Kin-
der (z. B. mit Flucht- oder Migrationshintergrund), ‚verhaltensauffällige‘ oder lediglich leis-
tungsschwache Schüler/innen auszugehen, die im Sinne der sonderpädagogischen Logik als 
förderungsbedürftig definiert werden.

Anmerkung: Berechnung nach Daten der KMK, 2016a, 2016b; Klemm, 2015a

Abb. 1:	Entwicklung der Förderquoten in Deutschland von 2000 – ​2016
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ßungen von Förderschulen. Insofern gibt es nicht nur eine relative Steigerung, sondern 
auch einen quantitativen Bedeutungszuwachs für den Arbeitsbereich Sonderpädagogik.

Ein Blick in aktuelle Daten der Sekundärstatistiken gibt Aufschluss über die Zahl der 
Abgänger/innen und Absolvent/innen von Förderschulen. So gab es im Schulabgangs-
jahr 2014 bundesweit insgesamt 36 177 Förderschulabgänger/innen, von denen 25 538 
(70.6 %) über keinen anerkannten Schulabschluss verfügten, 25.7 % erreichten den 
Hauptschulabschluss, 3.6 % den mittleren Abschluss und 0.1 % die allgemeine Hoch-
schulreife (Statistisches Bundesamt, 2015, S. 414 – ​415; KMK, 2016a, XXI). Das for-
male Qualifikationsniveau von Integrationsschüler/innen ist etwas höher, allerdings 
bleibt auch hier der größte Anteil der Schüler/innen ohne adäquaten Schulabschluss. 
Aus den Schulabschlüssen5 kann bilanziert werden, dass das formale Ausbildungs-
niveau von Schüler/innen mit SPF, welche die Sekundarstufe I verlassen, niedrig ist. 
Die meisten bringen nach Beendigung der Pflichtschulzeit schwierige Startvorausset-
zungen für die Übergänge in Ausbildungsverhältnisse mit, um die sie mit Absolvent/in-
nen und Abgänger/innen anderer hochwertigerer Schulformen konkurrieren. Zum einen 
aufgrund der meist niedrigen bzw. nicht vorhandenen Bildungszertifikate, zum anderen 
aufgrund ihres Förderstatus. Festzuhalten bleibt, dass sich der relative Anteil derjeni-
gen erhöht, die als Schüler/innen den sonderpädagogischen Förderstatus innehaben und 
nach Beendigung der Pflichtschulzeit auf den Arbeitsmarkt und i. d. R. vorher in Maß-
nahmen der Berufsvorbereitung und Ausbildung übergehen.

3.	 Konstruktionen von Behinderung in den Systemen schulischer 
und beruflicher Bildung

Je nach Funktionskontext existieren unterschiedliche Begriffskonnotationen von Behin-
derung, die enger oder weiter gefasst sind und damit unterschiedlich große Personen-
kreise einbeziehen. Festzustellen ist, dass ‚Behinderung‘ kein Personenmerkmal, son-
dern das Ergebnis der Wechselwirkung von Menschen mit Gesellschaft und Umwelt 
darstellt, wie es der weitgefasste Behinderungsbegriff der UN-BRK explizit betont (vgl. 
Gericke & Flemming, 2013; Wansing, 2015, S. 43).

Geht man von einem Begriffsverständnis von Behinderung als soziale Konstruktion 
aus, ist es eine methodische Herausforderung, Personen unter dieser Kategorie zu erfas-
sen. Der SPF stellt sozusagen die Behinderungskategorie des Schulsystems dar: Beim 
Übergang in die berufliche Bildung wird dieser Status aber nicht automatisch übernom-
men (Ginnold, 2008, S. 98; Euler & Severing, 2014, S. 6 – ​7).6 Speziell in der Berufsbil-

5	 Eine Dokumentation der Abschlüsse von jungen Menschen mit SPF in Regelschulen wird 
in den Daten der Kultusministerkonferenz (KMK) nicht angegeben. Nur in einzelnen Ver-
öffentlichungen des Statistischen Bundesamtes werden Schüler/innen mit sonderpädagogi-
scher Förderung in Regeschulen mit in den Abschlusszahlen der einzelnen Schulabschlüsse 
ausgewiesen.

6	 Beispielsweise zeigt Klemm (2015b) in einer bildungsstatistischen Analyse der sonderpäd
agogisch geförderten Schüler/innen in berufsbildenden Schulen in NRW, dass die Städte und 
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dungsstatistik ist die Datenlage aufgrund verschiedener Termini von Behinderung und 
ausdifferenzierter institutioneller Ausgestaltung im Segment der beruflichen Bildung 
äußerst schwierig (Baethge, 2015, S. 40). Es stellt sich das methodische Problem, dass 
die Berufsausbildungsstatistik die Behinderungskategorie ‚sonderpädagogischer För-
derbedarf‘ des Schulsystems gar nicht gebraucht. Die Kategorie SPF wird in der Sekun-
darstufe II im Kontext beruflicher Bildung nur partiell verwendet und ist daher für die 
Interpretation der Ausbildungsverhältnisse und Übergangszahlen unbrauchbar. Weder 
bundesweit noch für einzelne Bundesländer existieren eine Erfassung der Abgänger/in-
nen und Absolvent/innen mit SPF in Ausbildungsverhältnisse und auch die Zahl der Zu-
gänge sowie Abschlüsse bzw. Abbrüche lassen sich nicht nachvollziehen (Enggruber & 
Rützel, 2014, S. 18; Gericke & Flemming, 2013; Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung, 2014, S. 182 – ​183).

Abseits der partiellen Verwendung des sonderpädagogischen Förderbedarfs als Eti-
kett in der Sekundarstufe II existieren im Bereich der beruflichen Bildung im Allgemei-
nen drei Kategorisierungsmöglichkeiten von Behinderung (Abb. 2), unter denen sich 
ehemalige Förder- bzw. Regelschüler/innen mit SPF wiederfinden lassen.

Kreise sehr unterschiedlich von der Möglichkeit Gebrauch machen, einen SPF gemäß § 17 
der Ausbildungsordnung festzustellen. Das Etikett des SPF der Sekundarstufe II ist regional 
sehr ungleich verteilt (zwischen 0 – ​10 % und nur z. T. durch Standorteffekte erklärbar), sodass 
die Aussagekraft der dokumentierten Zahlen beschränkt ist.

Abb. 2:	Kategorisierungen von Behinderung im Schul- und Ausbildungssystem
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3.1	 Rehabilitand/innen

Die Kategorisierung als Rehabilitand/innen beruht auf der Anerkennung des Status 
durch die Rehabilitationsträger, wie z. B. durch die Agentur für Arbeit oder Träger der 
Kranken-, Unfall- oder Rentenversicherung. Damit ist es möglich, „Leistungen zur Teil-
habe am Arbeitsleben“ wahrzunehmen, die sich aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) IX in 
Kapitel 10 § 49 – ​63 ab Inkrafttreten des neuen Bundesteilhabegesetz (BTHG) ergeben. 
Die Leistungen umfassen eine Vielzahl unterschiedlicher Geld- und Sachleistungen an 
die Rehabilitand/innen selbst sowie Geldleistungen an Arbeitgeber/innen, wie Ausbil-
dungszuschüsse und ausbildungsbegleitende Hilfen.

3.2	 Anerkannte (Schwer-)Behinderte im Sinne des Sozialgesetzbuches IX

Die Anerkennung einer Schwerbehinderung kann zu jeder Zeit durch die Versorgungs-
ämter erfolgen. Menschen mit Schwerbehinderung kommt eine besondere Form des 
Schutzes und der Förderung im Arbeitsleben zuteil, welches durch das neue BTHG ge-
setzlich im SGB IX § 111 geregelt ist. Politisch wird die Eingliederung von Menschen 
mit Schwerbehinderung in den Arbeitsmarkt u. a. durch die sogenannte Beschäftigungs-
pflicht der Arbeitgeber/innen unterstützt (vgl. SGB IX § 154 neue Fassung seit BTHG). 
Diese sieht vor, dass ab einer Betriebsgröße von 20 Arbeitsplätzen mindestens fünf Pro-
zent von diesen mit schwerbehinderten Menschen (oder ihnen Gleichgestellten) besetzt 
sein müssen – allerdings ist auch die Zahlung einer Ausgleichsabgabe zwischen 115 – ​
290 Euro, je nach Grad der Nicht-Erfüllungsquote, möglich.

3.3	 Kategorielose

Mit der Betitelung ‚kategorielos‘ ist in diesem Kontext gemeint, dass keine Etikettie-
rung oder Kategorisierung mehr besteht, die auf einen in der Vergangenheit diagnosti-
zierten Förderbedarf, eine anerkannte Behinderung, einen Nachteil, etc. hinweist. Auf 
den entsprechenden Personenkreis sind keinerlei rechtliche Bestimmungen anwendbar, 
die Förderung im Bereich beruflicher Bildung und/oder Beschäftigung ermöglichen. 
Kategorielose sind damit nichts anderes als ‚normale Lernende‘, es gibt keinen Hinweis 
mehr auf einen früheren SPF im Schulsystem.

3.4	 Zwischenfazit

Damit kann an dieser Stelle bereits ein Zwischenfazit gezogen werden: Eine exakte Zu-
ordnung und Nachverfolgung von ehemaligen Förderschüler- bzw. Regelschüler/innen 
mit SPF im Bereich der beruflichen Bildung ist nicht möglich. Auch die genaue Zu-
ordnung der Schulentlassenen zu einer der drei Kategorien von Behinderung im Aus-
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bildungssystem (Abb. 2) ist nicht immer machbar. Zwar liegt es nahe, den Großteil des 
Personenkreises hinter den jeweiligen Begriffen zu vermuten, jedoch existiert eine hohe 
Dunkelziffer. Eine Lernbehinderung im Schulsystem z. B. ist nicht gleichbedeutend mit 
einer Lernbeeinträchtigung von Rehabilitand/innen im Ausbildungssystem (Wansing, 
Westphal, Jochmaring, & Schreiner, 2016, S. 76 – ​77).

Mit einem Wechsel des Settings ändert sich zwar die institutionelle Rahmung und 
Zuständigkeit, die funktionale Beeinträchtigung und Auswirkung für das einzelne Indi-
viduum jedoch nicht. Wie sich Betreffende die Zuschreibung einer ‚Lernbehinderung‘ 
auf verschiede Weise zu Eigen machen, zeigt Pfahl (2011) eindrucksvoll in ihrer Dis-
kursanalyse am Beispiel lernbehinderter Schulabgänger/innen. Der schulisch vermit-
telte, sonderpädagogische Diskurs der Hilfsbedürftigkeit und die damit einhergehen-
den eingeschränkten Leistungs- und Teilhabeansprüche existieren bei den Betreffenden 
fort. Durch die sonderschulische Subjektivierung werden u. a. berufliche Ziele und An-
spruchshaltungen reduziert. Auftretende Herausforderungen und Schwierigkeiten im 
Kontext der Erwerbsarbeit werden am eigenen beschädigten und hilfsbedürftigen Selbst 
und nicht an äußeren Strukturen (z. B. Leistungserwartungen oder Ausschlussmecha-
nismen des Arbeitsmarktes) festgemacht. Hier wird deutlich, wie die soziale Rolle einer 
Behinderung und die Inkorporierung im Subjekt als ‚verhaltensgestört‘ oder ‚lernbehin-
dert‘ fortbestehen kann, unabhängig davon, ob ein entsprechender SPF verschwindet 
oder ein Rehabilitationsbedarf im Ausbildungssystem festgeschrieben wird. Die Schä-
digung des Subjektes und die Hilfsbedürftigkeit bleiben trotz des Verschwindens oder 
Wechsels einer Behinderungskategorie erhalten. Die eingeschränkte Aussagekraft se-
kundärstatistischer Analysen wird hier deutlich.

Im Bildungsbericht 2014 und in der Expertise von Euler & Severing (2014, S. 13 – ​
14) finden sich Hinweise darauf, dass nur ein geringer Teil der Förderschulabgänger/in-
nen eine anerkannte Schwerbehinderung hat und der Großteil statistisch in der Gruppe 
der Rehabilitand/innen aufgeht.7 Es gibt keine Angaben darüber, wie viele Menschen 
als Kategorielose aus den Statistiken verloren gehen. Die Hintergründe und Motive, 
keinen Behinderungsstatus im Ausbildungssystem oder Arbeitsleben zu bekommen, 
können ganz unterschiedlich sein – wie z. B. Unwissenheit über Fördermöglichkeiten, 
Scham, Angst vor Stigmatisierung oder möglicher Diskriminierung am Arbeitsplatz, 
etc. (vgl. von Kardorff, Ohlbrecht & Schmidt, 2013).

Es muss konstatiert werden, dass die vollständige statistische Erfassung von Förder- 
bzw. Integrationsschüler/innen als eigenständige Gruppe nach Abschluss ihrer Pflicht-
schulzeit endet. Zur Nachverfolgbarkeit in Sekundärstatistiken und den weiteren Erhalt 
spezieller Fördermaßnahmen ist die Kategorisierung als Schwerbehinderte(r) oder Re-
habilitand/in notwendig, da ansonsten die Betroffenen in den Segmenten Berufsvor-
bereitung und Berufsausbildung als Kategorieslose aus den Statistiken verschwinden 

7	 Der Bildungsbericht formuliert, dass im Jahr 2012 von der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
43 117 Personen als Rehabilitand/innen in der beruflichen Ersteingliederung anerkannt wur-
den. Diese hatten zu 57 % eine Lern-, zu 16 % eine geistige und zu 15 % eine psychische Be-
hinderung (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2014, S. 164 – ​165).
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und nicht mehr auffindbar sind. Daher bleibt für eine Analyse der Übergangswege an-
hand von Sekundärstatistiken nur die getrennte Betrachtung anhand der hier beschriebe-
nen Kategorisierungen von Behinderung – diese methodische Einschränkung ist daher 
mitzudenken.

4.	 Übergangswege von Schüler/innen mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf

Versucht man trotz genannter methodischen Herausforderungen die Verläufe von (ehe-
maligen) Schüler/innen mit SPF in Ausbildung und Beruf nachzuvollziehen (Abb. 3), 
zeigen sich einige typische Übergangsmöglichkeiten in die Segmente Berufsvorberei-
tung und Berufsausbildung. Die Größenordnungen werden im Folgenden anhand von 

Abb. 3:	Mögliche Übergangswege von Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
nach der Schulzeitpflicht
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Sekundärstatistiken analysiert und wenn möglich mit Prozentwerten angegeben, an-
sonsten werden verfügbare absolute Zahlen genannt.

4.1	 Berufsvorbereitung

Das Berufsbildungsgesetz definiert wie folgt: „Die Berufsausbildungsvorbereitung 
dient dem Ziel, durch die Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb beruflicher 
Handlungsfähigkeit an eine Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf 
heranzuführen“ (§ 1, Abs. 2 BBiG). Allgemein lassen sich schulische und außerschu-
lische berufsvorbereitende Maßnahmen unterscheiden. Insgesamt existiert aber eine un-
übersichtliche Vielzahl von zumeist ähnlichen und bundeslandspezifischen Program-
men (vgl. z. B. zu NRW Baethge & Baethge-Kinsky, 2012). Die beiden wichtigsten 
werden im Weiteren gezielt betrachtet.

Zum einen die berufsschulischen Maßnahmen: Hier sind vor allem das Berufsvor-
bereitungsjahr (BVJ) und das Berufsgrundbildungsjahr (BGJ) zu nennen. Diese und 
ähnliche Maßnahmen finden in berufsbildenden Schulen statt und richten sich prinzi-
piell an alle, die in diesem Rahmen einen Hauptschulabschluss nachholen bzw. ihre 
Vollschulzeitpflicht erfüllen. Der Bildungsbericht verzeichnet über 14 000 Schüler/in-
nen mit SPF, das sind 29 % aller Teilnehmenden des Berufsvorbereitungsjahrs (Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung, 2014, S. 183).

Zum anderen die berufsvorbereitenden Bildungsmaßnamen (BvB): Diese außer-
schulischen Angebote werden vor allem von der BA angeboten, zum Teil auch von 
anderen Trägern. Sie richten sich primär an Schulabgänger/innen mit Lernschwierig-
keiten, berufsqualifizierende Abschlüsse können nicht erworben werden. Unterschieden 
wird zwischen allgemeinen und rehaspezifischen berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
namen. Prinzipiell sind für behinderte Jugendliche beide Formen der Berufsvorberei-
tung möglich.

Alle Maßnahmen dienen der Berufsvorbereitung und der Anbahnung einer ‚Ausbil-
dungsreife‘ (vgl. kritisch zum Diskurs der Ausbildungs(-un)reife Dobischat, Kühnlein, 
& Schurgatz, 2012; Kohlrausch, 2012) und bilden die verschiedenen Bestandteile des 
Übergangssystems (kritisch dazu Biermann, 2015, S. 31 – ​33). In Rückgriff auf empiri-
sche Studien (vgl. Ginnold, 2008; Basendowski & Werner, 2010; Zimmermann & Lex, 
2013; Gaupp & Geier, 2010) zu den Übergängen von Förderschüler/innen in die beruf-
liche Bildung kann festgestellt werden, dass ca. 80 – ​90 % der Schüler/innen mit Förder-
bedarf zunächst für mindestens ein Jahr Maßnahmen des Übergangssystems besuchen. 
Dieser hohe Anteil verweist auf den hohen Grad der Etablierung dieser berufsvorberei-
tenden Maßnahmen, speziell für wenig qualifizierte Schulentlassene. Dazu gehören 
auch eine unbekannte Anzahl derjenigen, die ihre Vollzeitschulpflicht erfüllen müssen. 
Die Übergangszahlen aus dem Übergangsystem in Ausbildungsverhältnisse sind nicht 
feststellbar (BMAS, 2016, S. 113).

Seit Mitte der 2000er Jahre ist ein deutlicher Rückgang der BvB zu verzeichnen 
(vgl. Kohlrausch, 2012; Baethge & Baetghe-Kinsky, 2012). Dieses ist zum einen de-
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mografischen Umständen geschuldet, da weniger potentielle Auszubildende zur Ver-
fügung standen, die nicht in Maßnahmen des Übergangssystems untergebracht werden 
mussten. Zum anderen wurde spätestens seit der Betitelung verschiedener berufsvor-
bereitender Maßnahmen als Übergangssystem im ersten Bildungsbericht im Jahr 2006 
wiederholt wissenschaftliche Kritik bezüglich des Nutzens sowie der Expansion ein-
zelner Programme des Übergangssystems formuliert (vgl. Kohlrausch & Solga, 2012; 
Biermann, 2015). Auffällig ist, dass die allgemeinen BvB stark rückläufig sind: Besuch-
ten im Jahr 2008 noch über 11 000 Jugendliche eine allgemeine BvB, halbierte sich die 
Zahl der Zugänge bis 2012 auf ca. 5700. Im selben Zeitraum lagen die Zugänge der re-
haspezifischen BvB dagegen konstant bei ca. 15 000 (Klinkhammer & Niehaus, 2015, 
S. 197 – ​198). Für das Jahr 2014 wies die BA insgesamt 14 650 Rehabilitand/innen aus, 
davon nur 2728 Jugendliche in allgemeinen BvB und 11 922 in rehaspezifischen BvB 
(vgl. Bundesagentur für Arbeit, 2014).

Festzuhalten bleibt, dass es trotz des demografisch bedingten Rückgangs der Schü-
ler/innenzahlen und potentiell vorzubereitenden Auszubildenden eine konstant hohe 
Zahl an Rehabilitand/innen in rehaspezifischen Vorbereitungsmaßnahmen gibt, wäh-
rend die allgemeinen BvB für Rehabilitand/innen stark rückläufig sind.

4.2	 Berufsausbildung

Die Berufsausbildung stellt das zu erreichende Ziel für Abgänger/innen und Absolvent/
innen von Förder- und Regelschulen mit SPF dar. Bezugnehmend auf Abbildung 3 und 
das Segment Berufsausbildung können grob vier Ausbildungsformen differenziert wer-
den. Diese unterscheiden sich sowohl in der Qualität der Ausbildung als auch in ihrem 
Grad der Orientierung an dem Ziel der Inklusion bzw. an separierenden behinderungs-
spezifischen Sondersystemen. Zu diesen zählen die Vollausbildung, die außerbetriebli-
chen Ausbildungen, die Sonderausbildungen und der Berufsbildungsbereich der Werk-
stätten für behinderte Menschen.

Vollausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf
Wie im BBiG § 64 und der Handwerksordnung (HwO) § 42k formuliert, sollen behin-
derte Menschen vorzugsweise in anerkannten Ausbildungsberufen ausgebildet werden. 
Allgemein gilt die betriebliche Vollausbildung als die prestigeträchtigste Form der Aus-
bildung und gibt gewissermaßen die Messlatte vor. Diese Ausbildungsform bietet für 
den weiteren Erwerbsprozess die beste Qualifizierungsgrundlage und für die nachfol-
gende Hürde der Anschlussbeschäftigung nach erfolgreichem Ausbildungsabschluss die 
besten Chancen. Die vollwertige duale Ausbildung ist für Schulabgänger/innen mit För-
derstatus oder anerkannter Behinderung am schwierigsten zu erreichen.

Feststellbar ist die Zahl der schwerbehinderten und gleichgestellten Auszubilden-
den in Betrieben, die der Beschäftigungspflicht unterliegen, d. h. Betriebe mit mehr als 
20 Beschäftigten. Hierbei handelt es sich allerdings nur zum Teil um ehemalige Schü-
ler/innen mit SPF. Von 2005 an hat sich die Zahl von ca. 5 500 auf ca. 6 500 aktuell 
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leicht erhöht. Konstant stellen Schwerbehinderte damit einen Anteil von nur 0.4 % al-
ler Auszubildenden dar. Insgesamt ist die Zahl der Ausbildungszuschüsse leicht rück-
läufig, bei steigender Zahl schwerbehinderter Azubis (Klinkhammer & Niehaus, 2015, 
S. 190 – ​194).

Es liegen keine Daten darüber vor, wie hoch der Anteil derjenigen ist, die aktuell 
eine Vollausbildung erfolgreich abschließen (BMAS, 2016, S. 113 – ​115). Nach Schät-
zung von Euler & Severing (2014, S. 14 – ​15) beginnen pro Jahr ca. 3500 Personen eine 
vollwertige Ausbildung, die einen Förderstatus in der Sekundarstufe I besaßen. Diese 
Schätzung basiert auf den Hinweisen, die sich aus den Zuschüssen der BA zur Ausbil-
dungsvergütung der Betriebe für Auszubildende mit Behinderungen ergeben. Nach An-
gaben von Ginnold (2008) wurden im Jahr 2002 noch ca. 9000 Jugendliche überwie-
gend am Lernort Betrieb gefördert und ausgebildet. Die Maxime des Lernortekonzepts 
seit der Einführung des SGB III ist es, dass allgemeine vor spezifischen Leistungen zu 
gewähren sind und Ausbildungen vorzugsweise betrieblich statt in besonderen Einrich-
tungen erfolgen: Vor dem Hintergrund der rückläufigen Zuschüsse in der betrieblichen 
Förderung in den letzten Jahren kann davon ausgegangen werden, dass der Lernort Be-
trieb weiter an Bedeutung verliert. Das steht entgegen den Zielsetzungen der Bundes-
agentur für Arbeit (Vorrang von betrieblichen statt außerbetrieblichen Ausbildungen) 
und den formulierten Absichten der UN-BRK Art. 27.

Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen
Junge Menschen mit Behinderung im Sinne des § 19 SGB III, die keinen Zugang zu 
betrieblichen Ausbildungen haben, können außerbetriebliche Ausbildungsangebote in 
anerkannten Ausbildungsberufen in Wohnortnähe und in Einrichtungen der beruflichen 
Rehabilitation im Sinne des § 35 SGB IX besuchen (BMBF, 2017, S. 78). Diese Aus-
bildungen in außerbetrieblichen Einrichtungen (§ 76 SGB III) sind i. d. R. in Berufs-
bildungswerken oder bei anderen außerbetrieblichen Trägern angesiedelt. Schätzungs-
weise durchliefen im Jahr 2012 ca. 5000 Personen (davon 4500 als Rehabilitand/innen 
und 500 als Schwerbehinderte) diese außerbetriebliche Ausbildung in anerkannten Aus-
bildungsberufen (Euler & Severing, 2014, S. 15 – ​16). Die jährlichen Neueintritte lie-
gen bei knapp 2000 Personen, die meisten mit einem Reha-Status. Insgesamt ist die 
Zahl der vollwertigen Ausbildungen in außerbetrieblichen Einrichtungen in den letz-
ten Jahren rückläufig. Waren es im Jahr 2006 noch annähernd 12 000 Menschen, ist die 
Zahl seitdem kontinuierlich gesunken auf unter 4000 im Jahr 2014. Insgesamt werden 
außerbetriebliche Ausbildungsformen damit trotz des skizzierten Rückgangs und ent-
gegen der politischen Absichtsbekundungen deutlich häufiger realisiert als betriebliche 
Ausbildungen. Nimmt man die Zahlen von 2012 als Grundlage, dann wurden von der 
Arbeitslosenversicherung insgesamt ca. 40 000 außerbetriebliche Ausbildungen durch 
Ausbildungszuschüsse bzw. ausbildungsbegleitende Hilfen und damit sechsmal häufi-
ger als betriebliche Ausbildungsformen gefördert. Die Gründe für die geringe Zahl der 
betrieblichen Ausbildungen sind zum einen im sozialmedizinisch eingeschätzten be-
sonderen Förderbedarf zu suchen, weshalb viele ArbeitgeberInnen keine Ausbildungs-
verträge abschließen, da sie ein geringeres Leistungspotential der Personengruppe an-
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nehmen. Zum anderen befürchten viele Betriebe einen bürokratischen Mehraufwand 
bei der Berufsausbildung behinderter Jugendlicher (vgl. von Kardorff, Ohlbrecht, & 
Schmidt, 2013).

Außerbetriebliche und betriebliche Ausbildung in Sonderberufen
Die Sonderberufsausbildungen in Berufen für Menschen mit Behinderungen nach § 66 
BBiG bzw. § 42m HwO sollen diejenigen Personen durchlaufen, für die aufgrund der 
Art und Schwere der Behinderung eine Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungs-
beruf nicht infrage kommt (BMBF, 2017, S. 78). Die Vielzahl der Einzelregelungen 
eint, dass diese Sonderberufsausbildungen meistens theoriereduziert und wenig stan-
dardisiert sind, sie orientieren sich an den entsprechenden Regelberufen. Die meisten 
durchlaufen diese ‚Fachwerker-Ausbildungen‘ in Berufsbildungswerken, eine kleine 
statistisch nicht erfasste Zahl von behinderten Jugendlichen absolviert eine Sonderaus-
bildung in Betrieben (Euler & Severing, 2014, S. 17). Klare positive Effekte der Son-
derausbildungen heben Reims, Tisch & Tophoven (2016, S. 8) heraus: Die Maßnahme 
bietet für Jugendliche mit starken körperlichen, geistigen oder psychischen Einschrän-
kungen die einzige realistisch erreichbare Möglichkeit einen Berufsabschluss zu erlan-
gen. Nach einem Anstieg im Verlauf der 90er Jahre (1993 ca. 8000) und dem bisherigen 
Höchststand 2004 (ca. 16 000) sinkt die Zahl der jährlichen Ausbildungsverträge gemäß 
der Rahmenregelung für Sonderberufsausbildungen kontinuierlich. Im Jahr 2009 waren 
es noch knapp 14 000, 2016 wurden bundesweit noch 8679 neue Ausbildungsverträge 
abgeschlossen (BMBF, 2017, S. 78). Auffällig an der Entwicklung ist, dass über den 
gesamten Zeitraum der Anteil der behinderungsspezifischen Ausbildungen im Osten 
Deutschlands fast dreimal höher war als im Westen (Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung, 2014, S. 172). Die starken Schwankungen der Zahlen von Sonderausbildun-
gen und die hohe regionale Differenz lassen die Schlussfolgerung zu, „dass sich im Zu-
weisungsprozess die institutionelle Definition von Behinderung nach konjunkturellen 
Bedingungen des Ausbildungsmarktes verschiebt bzw. ausweitet“ (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2014, S. 183). Hier wird deutlich, wie Behinderung als flexible 
Kategorie genutzt wird, um den Engpass an Ausbildungsplätzen abzufedern, Individuen 
zu ‚versorgen‘ und in nachfolgenden Statuspassagen unterzubringen.

Berufsausbildung in der Werkstatt für behinderte Menschen
Die separativste und am wenigsten am Ziel der Inklusion orientierte Form der Aus-
bildung ist der Berufsbildungsbereich in den Werkstätten für behinderte Menschen 
(WfbM). Die Werkstatt stellt sozusagen das Auffangbecken für diejenigen mit dem 
geringsten Leistungspotential dar und bietet die sozialpolitische Absicherung im ge-
schützten Raum jenseits des Konkurrenzdrucks des ersten Arbeitsmarkts. Es ist das am 
niedrigsten qualifizierende Segment und stellt keine Berufsausbildung im klassischen 
Sinn dar. Die i. d. R. zweijährige Verweildauer im Berufsbildungsbereich zuzüglich Ein-
gangsverfahren der WfbM richtete sich ursprünglich an die Abgänger/innen der Schu-
len für ‚Geistigbehinderte‘, nimmt mittlerweile aber auch Schulentlassene anderer För-
derschwerpunkte auf. Ein qualifizierender Berufsabschluss wird nach Beendigung nicht 
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erreicht, die Beschäftigten sind i. d. R. nicht erwerbsfähig und verbleiben zumeist ein 
Leben lang im zweiten Arbeitsmarkt der WfbM. Die Übergangsquote in den ersten Ar-
beitsmarkt liegt bei unter 1 %. Das ist insofern paradox, als dass die Werkstätten damit 
ihrem gesetzlichen Auftrag gemäß SGB IX § 41, Absatz 2, Nr.3 – die Leistungen im Ar-
beitsbereich der „Förderung des Übergangs geeigneter behinderter Menschen auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt durch geeignete Maßnahmen“ einsetzen sollen – systema-
tisch nicht erfüllen. Die Zahl der im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich 
der WfbM wird für das Jahr 2016 mit im Jahresdurchschnitt rund 23 000 geförderten 
Personen angegeben (BMBF, 2017, S. 78). Im Verlauf der letzten 15 Jahre bewegten 
sich die Ausbildungszahlen in den Werkstätten konstant in der Größenordnung von über 
20 000 Menschen. Die Werkstätten konnten seit Beginn der 2000er Jahre die Anzahl 
ihrer Arbeitsplätze auf heute über 300 000 verdoppelten (vgl. BAG WfbM, 2017) und 
erhielten damit einen immensen Bedeutungszuwachs.

4.3	 Andere Fördermöglichkeiten

Neben den vier vorgestellten Hauptformen der Berufsausbildung gibt es neben dem di-
rektem Einstieg in den Arbeitsmarkt weitere Fördermöglichkeiten, die zwar quantitativ 
weniger bedeutsam sind, aber gewinnbringende Instrumente für einen Teil der beein-
trächtigten Jugendlichen darstellen: Die Einstiegsqualifizierung nach § 54a SGB III er-
möglicht für einen Teil der Zielgruppe zumindest eine temporäre Integration von 6 – ​12 
Monaten auf dem regulären Arbeitsmarkt und in diesem Rahmen die Möglichkeit sich 
zu erproben und zu beweisen. Damit besteht die Option, eine Ausbildung im Betrieb an-
zuschließen, die vorher gearbeiteten Monate werden angerechnet. Auf eine Flexibilisie-
rung und bessere Anrechenbarkeit erworbener Kompetenzen durch Modularisierung der 
Ausbildung zielte TrialNet ab, u. a. auch um bessere Voraussetzungen zu schaffen, um 
mehr Betriebe für die Ausbildung behinderter Jugendliche zu gewinnen. In dem vom 
BMBF geförderten Projekt wurden im Zeitraum 2009 – ​2014 mithilfe von Ausbildungs-
bausteinen knapp 400 Jugendliche ausgebildet. Ein weiteres, sehr spezifisch und indivi-
duell angepasstes Förderangebot für Jugendliche mit Beeinträchtigung stellt die Unter-
stützte Beschäftigung (UB) nach § 38a SGB IX dar. Im Jahr 2015 wurden im Anschluss 
an die Schule 250 und nach berufsvorbereitenden Maßnahmen 290 Personen gefördert. 
Gründe für die vergleichsweise geringe Inanspruchnahme der UB sind darin zu sehen, 
dass dieses Instrument größtenteils von Menschen mit Lern- und psychischen Beein-
trächtigungen genutzt wird, die häufig keine anerkannte Schwerbehinderung haben. Re-
gelhaft ist die Förderdauer auf zwei Jahre begrenzt. Ein Schwerbehindertenstatus bzw. 
eine Gleichstellung ist hilfreich, wenn auch keine zwingende Voraussetzung, da ansons-
ten bei einer erforderlichen Berufsbegleitung nach Vermittlung in ein Arbeitsverhältnis 
der Regelleistungsträger Integrationsamt nicht zuständig ist (vgl. BAG UB, 2016).
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5.	 Fazit

Aus der Analyse der Zahlen vorliegender Sekundärstatistiken erfolgt abschließend eine 
inhaltliche Einschätzung der skizzierten Veränderungsprozesse der hier betrachteten 
Statuspassagen seit dem Inkrafttreten der Behindertenrechtskonvention.

Im Bereich der Sekundarstufe I existiert die widersprüchliche Situation, dass mit 
dem mehr an Inklusion bislang kein spürbarer Rückgang an Separation von Schüler/in-
nen mit SPF einhergeht. Das erklärt sich durch die Erhöhung der Integrationsquote trotz 
des gleichbleibenden Ausmaßes der Beschulung an separierenden Förderschulen, wo-
durch die Förderquote insgesamt steigt. Zum einen ist trotz sinkender Schüler/innen-
zahlen durch die Zunahme der Integrationsschüler/innen und der konstanten Anzahl der 
Förderschüler/innen mit einer wachsenden Anzahl an potentiellen Ausbildungsplatz-
suchenden in den nächsten Jahren zu rechnen, die mit der Erfahrung sonderpädagogi-
scher Förderung die Pflichtschulzeit beenden. Zum anderen ist diese Gruppe mit einem 
Übergangs- und Ausbildungssystem konfrontiert, in welchem sie a) in Konkurrenz zu 
anderen gering qualifizierten Schulentlassenen steht und welches b) trotz einer Viel-
zahl von ausdifferenzierten Instrumenten bislang nicht den Leistungsrückstand und die 
schlechteren Chancen kompensieren kann.

In der Berufsvorbereitung gibt es zwei deutliche Veränderungstrends in Bezug auf 
den Umfang und den Inhalt bzw. die Qualität der Maßnahmen. Die dokumentierten 
Zahlen der Sekundärstatistiken geben in der Zusammenschau mit empirischen Über-
gangsstudien zu Förderschüler/innen (vgl. Grieb, Gresch & Pollak, 2014 und oben ge-
nannte) Hinweise darauf, dass die Formen der Berufsvorbereitung für den Großteil der 
Förderschulabgänger/innen inzwischen zum festen Bestandteil des Lebenslaufs zählen 
(Galiläer, 2015, S. 26). Die BvB, in denen kein Abschluss erworben wird, verzeich-
nen seit Mitte der 2000er Jahre einen deutlichen quantitativen Rückgang. Die Zahl der 
Rehabilitand/innen verbleibt trotzdem auf hohem Niveau, die meisten befinden sich 
in rehaspezifischen berufsvorbereitenden Programmen. Problematisch daran ist, dass 
es das differenzierte Übergangssystem mit seinen vielfältigen Fördermaßnahmen nicht 
vermag, der Benachteiligung in puncto mangelnden Ausbildungszugangs bzw. Ausbil-
dungsqualität ausreichend entgegenwirken. Zum Teil trägt es, wie in den Fällen der so-
genannten Maßnahmekarrieren (vgl. Niehaus et al., 2012), sogar zu einer Verfestigung 
und Fortschreibung bereits bestehender Ungleichheiten bei. Anknüpfend an Klink-
hammer & Niehaus (2015, S. 198) kann festgestellt werden, dass es im Bereich der 
Berufsvorbereitung, entgegen der Zielsetzung des Artikel 27 der UN-BRK, eine Ver-
lagerung von allgemeinen hin zu rehabilitations-, d. h. behinderungsspezifischen, Maß-
nahmen gibt.

Bei den Ausbildungen zeigt sich ein Rückgang von behinderungsspezifischen Son-
derausbildungen und außerbetrieblichen Ausbildungen. Gleichzeitig ist der Berufsbil-
dungsbereich der WfbM, die keinen Berufsbildungsabschluss vergeben, fest etabliert 
und auf gleichbleibend hohem Niveau. Dort wird ein Teil der leistungsschwächsten Ju-
gendlichen vom Ausbildungsmarkt absorbiert. Bislang gelingt es nicht, die Zahl der 
dualen Ausbildungen zu erhöhen und das politische Ziel des Lernorte-Prinzips umzuset-
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zen – der Lernort Betrieb stellt nach wie vor eine Seltenheit dar. Der quantitativ bedeut-
same Rückgang des gesamten Ausbildungsplatzangebots für behinderte Jugendliche 
lässt sich nicht alleine durch demografische Veränderungen erklären. Darüber hinaus 
verschlechtert sich auch das qualitative Angebot der Ausbildungsformen, wie die oben 
dargestellten Veränderungen zeigen. Speziell das ungleiche Verhältnis von betrieblichen 
zu außerbetrieblichen Ausbildungsformen (diese häufig als Sonderausbildungen) stellt 
nach wie vor eine große Herausforderung dar. Dem steht diametral gegenüber, dass 
Menschen mit Behinderung Verträge in staatlich anerkannten Ausbildungsberufen ab-
schließen sollen – so sieht es das BBiG als Regelfall vor – und eben nicht in Sonder-
ausbildungsberufen nach § 66 BBiG bzw. § 42 m HwO. Die Etablierung von Sondersys-
temen in der beruflichen Bildung, wie in der WfbM, haben also trotz des formulierten 
Ziels einer ‚inklusionsorientierten Wende‘ im Zuge der Ratifizierung der UN-BRK 
nicht an Bedeutung eingebüßt, sondern verfestigen sich weiter. Beim Übergang von der 
Schule in die Berufsbildung kann, wie Klemm formuliert, ein „Prozess einer abnehmen-
den Inklusion“ (2015a, S. 35) beobachtet werden.

Das skizzierte Hauptproblem der wenigen betrieblichen Ausbildungsplätze steht in 
einem Spannungsverhältnis dazu, dass die meisten Arbeitgeber/innen ihre Bereitschaft 
zur Ausbildung behinderter Jugendlicher signalisieren. In der Praxis ist es jedoch sel-
ten der Fall. Dies wird von Seiten der Arbeitgeber/innen einerseits mit einer zu gerin-
gen Anzahl von Bewerbungen durch Jugendliche mit Behinderung und andererseits mit 
zu hohen Anforderungen der Arbeitstätigkeiten begründet (Enggruber & Rützel, 2014, 
S. 8 – ​9). Auch wenn man nicht an der Norm der dualen vollwertigen Ausbildung als 
ein für alle realistisch zu erreichendes Ziel festhält, bleiben der quantitative Rückgang 
der Ausbildungsplatzangebote sowie die qualitative Verschlechterung der Ausbildungs-
formen eine echte Herausforderung. Trotz positiver Effekte einzelner Maßnahmen und 
begünstigender Faktoren passgenauer Förderanagebote für einen Teil beeinträchtig-
ter Jugendlicher bleibt das Grundproblem der Stagnation bzw. Reduktion vorhandener 
Ausbildungsplätze erhalten.

An der Schnittstelle im Übergang von der Schule in die Berufsausbildung zeigen 
sich deutlich die verschiedenen Begriffsverständnisse und Behinderungskonstruktionen 
von Schulsystem und Arbeitsmarkt sowie die Probleme und Paradoxien einer adäqua-
ten Beschreibung. Das divergierende Praxis- bzw. Wissenschaftsverständnis von Be-
hinderung wird hier deutlich: Auf der einen Seite verfolgt das pädagogische Feld der 
Schule das Ziel, Schüler/innen anhand spezifischer Förderschwerpunkte adäquat zu för-
dern. Das pädagogische Alltagsverständnis des Helfens und Förderns ist nur bedingt 
kompatibel mit Herausforderungen des ersten Arbeitsmarktes und die Schulabsolvent/
innen nur wenig auf diesen vorbereitet. Auf der anderen Seite existiert eine Arbeitswelt, 
die nach Marktkriterien des Angebots und der Nachfrage ausgerichtet ist und die Leis-
tungsfähigkeit der Individuen fokussiert. Hier bestimmen das Maß der ‚Employability‘ 
und das ‚Matching‘ in arbeitsbezogene Tätigkeiten die Chance, ob oder wie häufig es zu 
einer Beschäftigung der Zielgruppe kommt. Leistungsvermögen und betriebliche Pas-
sung der Individuen stehen dabei genauso im Vordergrund wie eine nach Marktkriterien 
ausgerichtete Betriebs- und Beschäftigungspolitik, die mit pädagogischen Zielen nur be-
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dingt kompatibel ist. Nichts Grundlegendes ändern daran politische Bekenntnisse, wie-
derholende Verweise auf gute Beschäftigungschancen aufgrund demografisch beding-
ter Verknappung an potentiellen Arbeitskräften sowie die offiziell geringste registrierte 
Arbeitslosenquote seit der deutschen Wiedervereinigung. Ein rechtlicher Anspruch auf 
Inklusion hebt beschäftigungsspezifische und gesellschaftliche Selektionsmechanismen 
eben nicht auf. Schlussendlich ist ein (politisches) Bekenntnis zu Inklusion noch lange 
kein Garant für gelingende Teilhabe (Wansing, 2012, S. 393 – ​394).

Die Fragestellung des Beitrags war, ob sich seit Verabschiedung der UN-BRK eine 
Verbesserung der Übergänge von Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf in den Berufsbildungsbereich ergeben hat. Die Vorstellung und Analyse der Se-
kundärdaten hat gezeigt, dass keine Verbesserung der Übergänge in höher qualifizie-
rende Berufsvorbereitungsprogramme und Berufsausbildungsformen festzustellen ist. 
Wie gezeigt besteht zwar keine Ausweitung, aber eine Kontinuität separations-, d. h. 
behinderungsspezifischer Programme und Maßnahmen in Berufsvorbereitung und Be-
rufsausbildung. Trotz der genannten politischen Bekenntnisse zur inklusiven Berufs-
bildung und dem Vorrang allgemeiner Ausbildung und Arbeit ist bislang keine Trend-
wende erkennbar. Bilanzierend ist festzuhalten, dass dem gesetzlich formulierten 
Auftrag bislang nicht Folge geleistet wird. Die in den nationalen Gesetzgebungen und 
der internationalen Behindertenrechtskonvention formulierten Gleichheitsansprüche 
und das Inklusionspostulat werden systematisch nicht erfüllt. Die hier dokumentierten 
Übergangsmöglichkeiten von der Schule in den Bereich beruflicher Bildung legen die 
Schlussfolgerung nahe, dass „Anspruch und Realität“ (vgl. Biermann, 2015) – wie in 
den Jahrzehnten zuvor – bislang auseinanderklaffen.

Abschließend ist zu berücksichtigen, dass die vorgestellten Daten das Ergebnis se-
kundärstatistischer und damit statischer Konzepte der Datenerfassung sind, die sich aus 
etablierten Kategorien der jeweiligen Bezugssysteme ergeben. Folglich können diese 
nur die Ausprägungen vorgegebenen Kategorien aufzeigen und nicht die divergierenden 
Wissenschafts- bzw. Praxisverständnisse von Behinderung reflektieren.

Wie sich die hier skizzierten Widersprüche (re-)produzieren und möglicherweise 
auch zukünftig legitimieren, könnte Gegenstand kommender Forschungsanstrengun-
gen sein. Weiterer Forschungsbedarf besteht zur Entwicklung und Passung (leistungs-)
beeinträchtigter Jugendlicher in betriebliche Ausbildungsverhältnisse bei wachsenden 
Leistungsanforderungen (Digitalisierung/Arbeit 4.0) in der zukünftigen Arbeitswelt. 
Definitiv bleibt es in den nächsten Jahren ein spannendes wissenschaftliches Thema, 
kritisch zu prüfen und zu hinterfragen, wie das normativ-politisch formulierte Ziel der 
Inklusion in Ausbildung und Beruf in einem nicht inklusiven Arbeitsmarkt gelingen und 
umgesetzt werden könnte und wie es konkret ausgestaltet wird.
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Jan Jochmaring 

Präferenzen und Barrieren 
von FörderschülerInnen am 
Übergang in die Berufsausbildung 

Gesetzliche Rahmenbedingungen 

Für FörderschülerInnen ist der gelingende Übergang in eine qualifizierte 
Berufsausbildung sehr schwierig. Vor dem Hintergrund der im Jahr 2006 
verabschiedeten Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen 
(UN-BRK) besteht bei der Erhöhung der beruflichen Partizipationschancen 
für die Zielgruppe noch ein erheblicher Veränderungs- und Unterstüt-
zungsbedarf. In Artikel 24 und 27 der UN-BRK wird explizit formuliert, 
dass im Kontext beruflicher (Aus-)Bildung Chancengerechtigkeit zu schaf-
fen ist. Die Forderungen der UN-BRK werden zudem in der deutschen 
Rechtsordnung durch das Allgemeine Gleichstellungsgesetzt (AGG 2009) 
und das Behindertengleichstellungsgesetzt (BGG 2002) ergänzt. Der An-
spruch auf Inklusion und die rechtliche Gleichheitsformulierung bedeuten 
jedoch noch lange keine gleichberechtigte Teilhabe und Arbeitsmarktchan-
cen (vgl. Wansing 2012, 384). Dies wird auch im zweiten Teilhabebericht 
der Bundesregierung über die Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchti-
gungen konstatiert. Der rechtliche Rahmen und der formulierte politische 
Wille führten bislang noch nicht zu einer verbesserten schulischen und 
beruflichen Teilhabe für behinderte Menschen (vgl. BMAS 2016, 112 ff.). 

Ausgangslage und Forschungsstand 

Das formale Qualifikationsniveau von FörderschülerInnen ist im Vergleich 
zu SchülerInnen statushöherer Schulformen sehr niedrig. Von den Absol-
ventInnen und AbgängerInnen der Förderschulen erreichen etwa 72 % kei-
nen qualifizierenden Schulabschluss, 25 % einen Hauptschul- und weniger 
als 3 % einen mittleren Abschluss (vgl. KMK 2016). Für viele SchülerInnen 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf (SPF) ist der Einstieg in eine quali-
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fizierte Ausbildung ein schwieriger Prozess und mit vielen „Warteschleifen“ 
verbunden (vgl. Ginnold 2008; Klinkhammer / Niehaus 2015). Der Großteil 
eines Abgangsjahrgangs der Förderschule absolviert zunächst ausbildungs-
vorbereitende Maßnahmen, in denen kein berufsqualifizierender Abschluss 
erworben wird (vgl. Euler / Severing 2014; Galiläer 2015). Das erklärte Ziel 
der Herstellung von „Ausbildungsreife“ (siehe kritisch dazu Dobischat et al. 
2012) wird dort allerdings nur partiell erfüllt. Einem Teil der Jugendlichen 
gelingt nach ein- oder mehreren Jahren der Übergang in ein Ausbildungs-
verhältnis. Andere durchlaufen jedoch so genannte „Maßnahmekarrieren“, 
d. h., es werden mehrere vorbereitende Programme hintereinander absol-
viert, ohne dass schlussendlich der Übergang in eine Berufsausbildung ge-
lingt (vgl. Niehaus et al. 2012). Von den schätzungsweise 50.000 Schulent-
lassenen mit SPF jährlich, gehen retrospektiv und zumeist mit einigen 
Durchgangsstationen, nur 3.000–4.000 in eine vollwertig qualifizierende 
duale Ausbildung über (vgl. Euler / Severing 2014). Aktuelle sekundärsta-
tistische Analysen (vgl. Jochmaring 2019) kommen zu der Feststellung, dass 
sich auch seit der Verabschiedung der UN-BRK die Übergangsverläufe und 
Ausbildungssituation von SchülerInnen mit SPF nicht verbessert haben. Bei 
der Berufsvorbereitung ist eine Konsistenz behinderungsspezifischer Vor-
bereitungsprogramme festzustellen, während die TeilnehmerInnenzahlen 
allgemeiner Berufsvorbereitungsprogramme stark rückläufig sind. Bei den 
Regelformen der Berufsausbildungen ist keine Erhöhung der angestrebten 
betrieblichen Ausbildungen zu verzeichnen. Statusniedrige Ausbildungs-
formen, theoriereduziert nach § 66 BBIG / § 42 m HwO und außerbetrieb-
lich organisiert, dominieren weiterhin, trotz eines Rückgangs der verfügba-
ren Ausbildungsplätze insgesamt. Persistent ist die Anzahl der Neuzugänge 
in den nicht berufsqualifizierenden, aber so betitelten „Berufsbildungsbe-
reich“ der Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM). Eine Zusammen-
schau vorliegender Studien verdeutlicht, dass ca. 50–65 % der Förderschü-
lerInnen schlussendlich – d. h. maximal fünf Jahre nach Beendigung der 
Pflichtschulzeit – in eine Ausbildung einmünden (vgl. Galiläer 2015). 

ArbeitgeberInnenbefragungen (vgl. Metzler et al 2015; Enggruber / Rüt-
zel 2014) zeigen, dass mehr als drei Viertel der Betriebe in Deutschland in 
den letzten fünf Jahren keine Erfahrung bei der Ausbildung von ‚behinder-
ten Jugendlichen‘, d. h. mit anerkannter (Schwer-)Behinderung oder För-
derstatus haben. Aus ArbeitgeberInnensicht ist eine Ausbildung behinder-
ter Jugendlicher u. a. dann lohnenswert, wenn der Großteil der Ausbil-
dungskosten übernommen wird, es zum Imagegewinn beiträgt und mo-
derne Heterogenitäts- und Diversity Konzepte demonstriert werden kön-
nen, sodass das Image des Betriebs gesteigert sowie die Beschäftigungs-
pflicht für Schwerbehinderte (SGB IX § 154 seit Bundesteilhabegesetzt) er-
füllt wird (vgl. Metzler / Pierenkemper 2017, 4). 
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Theoretische Hintergründe 

Die Mehrheit der FörderschülerInnen stammt aus armutsgefährdeten Fa-
milien und Haushalten (vgl. Wocken 2007; van Essen 2013). Viele weisen 
im Vergleich zu anderen SchülerInnengruppen eine geringe Kapitalaus-
stattung auf. Die beruflichen Optionen und Möglichkeitsräume ehemaliger 
FörderschülerInnen sind eingeschränkt, wie van Essen (2013) exemplarisch 
am Förderbereich Lernen zeigt. Insgesamt bereitet die Förderschule nur 
unzureichend auf die Herausforderungen des ersten Arbeitsmarktes (Hof-
mann-Lun 2011) und der Leistungsgesellschaft vor. Diese trägt auch dazu 
bei, die soziale Rolle der ‚Behinderung‘ zu erlernen (vgl. Pfahl 2011). Selbst 
nach Beendigung der Schulzeit wirkt diese Reduzierung der eigenen An-
sprüche und die eigene Schutz- und Hilfedürftigkeit im Erwachsenenalter 
nach, was sich demgemäß auch folgenreich für die Berufswahl darstellt. Aus 
der Übergangsforschung ist bekannt, dass in Bezug auf die Orientierung an 
realistischen Berufszielen zum Ende der Schulzeit bei vielen SchülerInnen 
so genannte ‚Cooling-out Effekte‘ wirksam werden (vgl. Walther 2014). Die 
SchülerInnen lernen ihre eingeschränkte Leistungsfähigkeit ‚realistisch‘ 
einzuschätzen und ihre beruflichen Pläne dementsprechend anzupassen. 
Die Folge ist, dass sie sinngemäß ‚auskühlen‘, d. h. ihre beruflichen Pläne 
und Ziele und damit auch ihren angestrebten Sozialstatus selbst reduzieren. 
Anders gesagt: Sie lernen zu wollen, was sie werden sollen. 

Methodik und Fokus Körperbehinderung 

Im Folgenden werden empirische Daten aus leitfadengestützten Interviews 
sowohl mit SchülerInnen als auch potentiellen Ausbildungsbetrieben be-
richtet. Die SchülerInnen-Interviews (N=13) fanden gemäß des explorati-
ven Charakters mit SchülerInnen der Abschlussstufe einer ausgewählten 
Förderschule mit dem Förderschwerpunkt für körperlich-motorische Ent-
wicklung (KME) im Ruhrgebiet statt. Der Fokus der Interviews und der 
eingesetzte Leitfaden fokussierten sich auf die beruflichen Wünsche und 
Präferenzen sowie die wahrgenommenen Barrieren und Schwierigkeiten 
der SchülerInnen. Bei den Interviews mit den zuständigen Ansprechpart-
nerInnen für berufliche Bildung der potentiellen Ausbildungsbetriebe 
(N=10) der Region wurden mithilfe des eingesetzten strukturierenden Leit-
fadens die Möglichkeiten und Grenzen einer Berufsausbildung für Förder-
schülerInnen eruiert und die Erwartungen seitens der Betriebe thematisiert. 

Das qualitative Interviewmaterial wurde mit Einverständnis der Inter-
viewpartnerInnen aufgezeichnet und transkribiert. Anschließend wurden 
die Interviews mit der qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring (2010) aus-
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gewertet und mithilfe von MAXQDA bearbeitet. Gemäß dem induktiven 
Vorgehen sind Kategorien entwickelt und einzelne Aussagen durch Zu-
sammenfassung, Explikation und Strukturierung herausgearbeitet und 
anschließend fallübergreifend ausgewertet worden. Es wurde eine Typen-
bildung hinsichtlich der Kategorie „Präferenzen“ der beruflichen Ziele aus 
den SchülerInnen-Interviews vorgenommen. Zur Analyse der Barrieren 
sind außerdem die Ergebnisse aus den Interviews mit den potentiellen Aus-
bildungsbetrieben einbezogen worden. 

Die strukturelle Benachteiligung für FörderschülerInnen u. a. aufgrund 
der geringen Zahl von Ausbildungsplätzen, der Vorbehalte von Betrieben, 
der unzureichenden schulischen Vorbereitung auf die Arbeitswelt und das 
häufig geringere Leistungspotential sind wissenschaftlich gut gesicherte 
Erkenntnisse. Hingegen ist die Sichtweise der SchülerInnen selbst nur selten 
im Fokus der wissenschaftlichen Beobachtung. Der Beitrag konzentriert 
sich auf die Perspektive der SchülerInnen und die Phase vor dem Übergang 
in die anvisierte Berufsausbildung. Das Vorhaben des Beitrags ist es, zum 
einen die beruflichen Präferenzen aus Sicht der FörderschülerInnen in Be-
zug auf ihre angestrebte Berufsausbildung zu analysieren. Zum anderen 
werden die subjektiv empfundenen Barrieren und Schwierigkeiten im 
Übergang von der Schule in die Berufsausbildung dargestellt. Es erfolgt eine 
deskriptive und zusammenfassende Ergebnisdarstellung der Interviews, die 
hinsichtlich der beruflichen Präferenzen und Barrieren aus Sicht der Schü-
lerInnen ausgewertet wurden. 

Fokussiert wird sich gemäß des Samples auf so genannte ‚körperbehin-
derte Menschen‘, konkret auf eine SchülerInnengruppe mit Förderbedarf 
für KME. Von allen Behinderungsklassifikationen erfahren ‚körperbehin-
derte Menschen‘ eine vergleichsweise geringere gesellschaftliche Ableh-
nung. Im Schulbereich wird von einem Großteil der Eltern eine gemein-
same Beschulung ihrer Kinder mit SchülerInnen, die einen KME Förder-
status besitzen, am häufigsten (90 %) zugestimmt. Bei anderen Förderberei-
chen bzw. Behinderungsklassifikationen ist die Akzeptanz zum gemeinsa-
men Lernen deutlich geringer (vgl. Klemm 2015). Bundesweit sind dem 
Förderbereich KME knapp 40.000 SchülerInnen zugeordnet, das entspricht 
ca. 7 % aller SchülerInnen mit einem diagnostizierten sonderpädagogischen 
Förderbedarf. Verglichen mit den anderen Förderschwerpunkten ist das 
formale Qualifikationsniveau höher, jede/r dritte KME SchülerIn schafft 
einen Hauptschulabschluss und 1 % den mittleren Schulabschluss (KMK, 
2016). In der Arbeitswelt gelten Körperbehinderungen bzw. physische Ein-
schränkungen als diejenigen Formen der Behinderung, die in den Beleg-
schaften am ehesten bekannt sind. Körperliche Beeinträchtigungen erschei-
nen vielen Außenstehenden und Betrieben am ehesten ‚zumutbar‘ und sind 
eher sozial akzeptiert. Darüber hinaus gelten körperliche Funktionsein-
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schränkungen im Gegensatz zu kognitiven Beeinträchtigungen durch 
Hilfsmittel in der Arbeitswelt zuweilen als ‚technisch kompensierbar‘, wel-
ches die Integration in bestehende Arbeitsprozesse erleichtert (vgl. von 
Kardorff et al. 2013). 

Berufliche Präferenzen der SchülerInnen 

Die beruflichen Präferenzen der SchülerInnen unterscheiden sich stark in 
Bezug auf die konkreten Tätigkeiten und anvisierten Ausbildungsformen. 
Die eigenen Berufsziele und Wünsche werden zum Teil durch Erfahrungen 
im Praktikum oder bei der Stellensuche verändert und entsprechend der 
eigenen Möglichkeiten angepasst. Eine klare Zielorientierung und prakti-
sche Erfahrungen im anvisierten Berufsfeld können sich für SchülerInnen 
positiv auswirken. Es ließen sich aus den Interviews hinsichtlich der berufli-
chen Präferenzen drei verschiedenen SchülerInnentypen differenzieren: 

Der „zielgerichtete“ Typ ist informiert und hat eine klare berufliche Ori-
entierung bezogen auf konkrete Berufsvorstellungen und deren Realisier-
barkeit. Diese SchülerInnen streben eine reguläre Ausbildung und später 
eine berufliche Tätigkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt an. Die bisher absol-
vierten Praktika bestätigten die Berufsziele, die gemachten Erfahrungen – 
vor allem die negativen – erwiesen sich als wertvoll für das weitere Vorge-
hen und Erlangen einer realistischen Selbsteinschätzung. Hilfreich waren 
hier die gesammelten Erfahrungen, welche die eigenen, meist körperlichen 
Einschränkungen und die verminderte Leistungsfähigkeit erfahrbar ge-
macht haben. Diese „zielgerichteten“ SchülerInnen reflektieren ihre kör-
perlichen Beeinträchtigungen und passen auch aufgrund dieser Erfahrun-
gen ihre beruflichen Wünsche dahingehend an, welche Tätigkeiten für sie 
möglich und leistbar erscheinen. In diesem Sinne wurden sie zwar ‚abge-
kühlt‘, nutzen die Erfahrungen aber produktiv für sich, um Berufsziele zu 
korrigieren und diese weiterhin zielgerichtet verfolgen zu können. Die 
„zielgerichteten“ SchülerInnen sind sich über förderliche Faktoren, ihr 
verfügbares Kapital und ihre Ressourcen bewusst. Unterstützende Personen 
(z. B. Lehrkräfte, Peers) werden ebenso einbezogen und deren Hilfestellun-
gen – wie z. B. bei der Suche eines Praktikumsplatzes, beim Bewerbungs-
schreiben, etc. – aktiv genutzt. 

Eine zweite SchülerInnengruppe hingegen ist „unentschlossen“ hin-
sichtlich ihrer eigenen beruflichen Vorstellungen. Diesen Jugendlichen fällt 
es noch schwer, ein ‚realistisches‘ Berufsziel zu formulieren. Zwar formulie-
ren sie berufliche Wünsche und verorten diese auf dem ersten Arbeits-
markt, setzen diese aber nicht in Relation zu ihrem Leistungspotential und 
einer möglichen Reduktion ihrer beruflichen Ansprüche. Sie haben in der 
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Regel noch keine Strategien entwickelt, wie der Übergang in eine Berufs-
ausbildung realisiert werden kann. Genaue Vorstellungen über die insti-
tutionellen Abläufe und Herausforderungen an der Nahtstelle Übergang 
Schule-Beruf fehlen bislang. Erfahrungen bisheriger Praktika führten eher 
zu Ernüchterung und Demotivation. Die Einschätzung der eigenen Stärken 
und Schwächen und ihre Leistungsfähigkeit für berufliche Tätigkeiten auf 
dem ersten Arbeitsmarkt werden (noch) nicht klar eingeschätzt. Daher sind 
diese SchülerInnen bislang unentschlossen und noch auf der Suche nach 
der ‚richtigen Entscheidung‘, ob bzw. welche Berufsausbildung anzustreben 
ist, oder ob sie sich am Berufsbildungsbereich der WfbM orientieren 
wollen. 

Es kristallisierte sich in den Interviews eine dritte Gruppe der „kom-
promissorientierten“ FörderschülerInnen heraus. Diese verorten ihre ange-
strebten Berufsziele im Gegensatz zu den o. g. Typen in der WfbM. Zwar 
würden sie gerne außerhalb der Werkstatt eine ‚richtige Berufsausbildung‘ 
absolvieren, eine Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt wird aufgrund 
ihrer Behinderung aber als nicht erreichbar eingeschätzt. Das Praktikum 
erfüllt für sie daher primär den Zweck, innerhalb des Berufsbildungsbe-
reichs der WfbM den für sie passenden Arbeitsbereich (Holz, Hauswirt-
schaft, etc.) kennenzulernen. Sie fühlen sich hinsichtlich ihrer beruflichen 
Präferenz der Werkstattbeschäftigung sowohl durch ihre LehrerInnen wie 
auch durch die gesammelten Erfahrungen während absolvierter Praktika in 
den eigenen beruflichen Wünschen bestätigt. Handlungshorizont und 
Möglichkeitsraum der SchülerInnen sind ausschließlich auf die WfbM aus-
gerichtet, diese erscheint als der Arbeitsort, der das erreichbare Ergebnis der 
Ausbalancierung ihrer beruflichen Wünsche ist. Es stellt den erreichbaren 
Kompromiss zwischen anvisiertem Arbeitsbereich einerseits und der Si-
cherheit gebenden Struktur eines leistungsreduzierten Beschäftigungsum-
felds andererseits dar. Diese Form der ‚Abkühlung‘ der beruflichen Wün-
sche und Ziele wird nicht als Anpassung in eine benachteiligende Beschäfti-
gungsform eines Sondersystems interpretiert, sondern als gelungener Kom-
promiss. 

Barrieren für die SchülerInnen 

Eine klare Barriere stellt die Tatsache dar, dass ein Teil der ArbeitgeberIn-
nen behinderte Jugendliche als potentielle Auszubildende generell aus-
schließt. Die genannten Gründe beziehen sich zum einen auf die als zu ge-
ring eingeschätzte Leistungsfähigkeit der SchülerInnen und dass die Ar-
beitsanforderungen nicht bewältigt werden können. Zum anderen werden 
in den Interviews schlechte Erfahrungen angeführt, weshalb eine Beschäfti-
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gung der Zielgruppe nicht infrage komme. Die Zahl der potentiellen Aus-
bildungsbetriebe ist knapp und manifestiert sich in einer zentralen exoge-
nen Barriere, welches auch die geringe Zahl an behinderten Auszubilden-
den in Unternehmen zeigt. 

Andere ArbeitgeberInnen formulieren in den Interviews die prinzipielle 
Bereitschaft SchülerInnen aus Förderschulen als Auszubildende einzustel-
len. Diese Betriebe bezeichnen sich selbst als „offen“ für eine Beschäftigung 
von SchülerInnen mit Behinderungen, bisherige Erfahrungen, Kenntnisse 
über rechtliche Rahmenbedingungen und finanzieller Unterstützungsleis-
tungen sind allerdings sehr unterschiedlich. Diese „offenen Arbeitgeber“ 
formulieren klare Bedingungen und Kriterien, die von potentiellen Auszu-
bildenden generell erfüllt sein müssen. Es werden die gleichen Leistungs-
anforderungen wie an alle anderen Auszubildenden gestellt. Die Einhaltung 
von sog. Sekundärtugenden wie z. B. Pünktlichkeit, Verlässlichkeit, Ehr-
lichkeit, etc. werden als Selbstverständlichkeit vorausgesetzt. Darüber hin-
aus wird von potentiellen Auszubildenen mit Behinderung erwartet, dass 
sie gegenüber KollegInnen und ggf. der Kundschaft offen und von sich aus 
ihre (körperlichen) Beeinträchtigungen und daraus mögliche resultierende 
Teilhabeeinschränkungen klar kommunizieren. 

Neben der Strukturproblematik der exogenen Barriere – knappe Plätze 
und eine stark eingeschränkte Möglichkeit einer Berufsausbildung für die 
Zielgruppe – sind die wahrgenommenen Barrieren der SchülerInnen inte-
ressant. Für die „zielgerichteten“ und die „unentschlossenen“ SchülerInnen, 
die eine reguläre Berufsausbildung anstreben, ist eine Passung an die for-
mulierten Kriterien potentieller Ausbildungsbetriebe notwendig. Das 
Hauptkriterium der „Leistungsfähigkeit“ rückt hier in den Fokus: Die Leis-
tungsfähigkeit bildet den Möglichkeitsraum, der sowohl von Arbeitsgeber-
Innen als auch von den Jugendlichen selbst thematisiert wird. Dieses stellt 
die zentrale Barriere dar, da die Anforderungen eben nur von einem Teil 
erbracht werden können, bzw. nur einzelne SchülerInnen sich überhaupt 
eine Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt zutrauen. 

Weitere endogene Barrieren stellen sich für die SchülerInnengruppe der 
„Unentschlossenen“ dar, die hinsichtlich ihrer Berufspräferenzen unsicher 
sind: Diese berichten, dass sie sich durch die Lehrkräfte teils unterstützt 
fühlen, teilweise deren Einflussnahme aber als ‚behindernd‘ wahrgenom-
men wird. Cooling-out Effekte treten ein, da die SchülerInnen sich vor-
zugsweise an Tätigkeitsfeldern in der WfbM orientieren sollen. Die „unent-
schlossene“ SchülerInnengruppe interpretiert dies als ein ‚Ausreden‘ ihrer 
formulierten beruflichen Vorstellungen von ihren LehrerInnen. Hier 
nimmt die Institution Förderschule im Übergang, personifiziert durch die 
Lehrkräfte, eine ambivalente Rolle ein: Einerseits soll eine auf die Personen-
gruppe und ‚spezielle Bedürfnisse‘ fokussierte Förderung geschehen, ande-
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rerseits wird die Behinderung ‚gelernt‘, um in bester pädagogischer Absicht 
die SchülerInnen vor unrealistischen Berufszielen und Lebensvorstellungen 
zu ‚bewahren‘. Die Anpassung bzw. eigene Reduzierung der Leistungsan-
sprüche wird dabei schulisch forciert und gleichzeitig als individuelle 
Handlungsleistung vermittelt (Pfahl 2011). 

Fazit 

Die beruflichen Präferenzen und die individuellen Handlungsstrategien der 
SchülerInnen unterscheiden sich gemäß der drei vorgestellten Typen stark 
voneinander. Das subjektiv empfundene Leistungspotential stellt den zen-
tralen Handlungshorizont dar. Es sind vielfältige Barrieren für die Schüler-
Innen vorhanden, die den Übergang in eine Berufsausbildung erschweren. 
Exogene Barrieren sind vor allem die eingeschränkte Zahl an ‚offenen‘ Be-
trieben und der schwierige Zugang zu Praktika und Ausbildungen. Eigene 
Barrieren stellen die erlebten bzw. subjektiv empfundenen körperlichen 
Einschränkungen sowie Unsicherheiten in Bezug auf das eigene berufliche 
Ziel dar. Die SchülerInnen müssen sich den Herausforderungen stellen, 
dass potentielle ArbeitgeberInnen durch Praktika bzw. Probearbeiten von 
der Motivation und Leistungsfähigkeit überzeugt werden müssen. In den 
meisten Fällen artikulieren die SchülerInnen den Eindruck, dass sie gegen 
starke Vorbehalte ‚ankämpfen müssen‘ – es gibt für sie keinen behinde-
rungsspezifischen ‚Inklusions-Bonus‘. Politisch und rechtlich verankerte 
Inklusionsansprüche bedeuten keine automatische Erleichterung des Über-
gangsprozesses und heben leistungsorientierte und individuenzentrierte 
Interpretationen von Behinderung nicht auf. Die hier vorgestellten explora-
tiven Ergebnisse sind regional auf die Personengruppe und das Ruhrgebiet 
begrenzt und daher nicht zu generalisieren. In bisherigen Studien haben 
auch die jeweilige lokale und regionale Arbeitsmarktsituation (u. a. Ausbil-
dungsplatzangebot, Arbeitslosenquote, Unternehmensdichte) sich als zen-
trale Faktor für gelingende Übergänge in Ausbildungsverhältnisse – nicht 
nur für SchülerInnen mit Förderbedarf – herausgestellt. 

Eine Stärkung der Berufsorientierung, so lässt es sich aus den berichte-
ten Ergebnissen jedoch erahnen, erscheint seitens der Schulen erforderlich, 
um die künftigen SchulabgängerInnen bei der Entwicklung der beruflichen 
Vorstellungen und Berufsvorbereitung zu unterstützen. Diese ersetzt aller-
dings keine kritische Reflektion der Rolle der Förderschule und deren Ein-
fluss auf die Entwicklung beruflicher Präferenzen und verbundener Hand-
lungsmöglichkeiten ihrer SchülerInnen im Übergangsprozess. Bei den Be-
trieben scheint, wie es bisherige Studien und Datenanalysen schon zeigten, 
eine Sensibilisierung für die Heterogenität der Auszubildenden – nicht nur 
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bezogen auf die Kategorie Behinderung – notwendig, aber nicht ausrei-
chend zur Erhöhung der Ausbildungsplatzchancen der Zielgruppe. 

Festzuhalten ist, dass künftige institutionelle Veränderungsprozesse an-
zustoßen und Unterstützungspotenziale zu generieren sind, damit es nicht 
nur bei der sinnstiftenden Artikulation inklusiver Veränderungsprozesse 
bleibt. Schließlich ist das formulierte Anliegen der UN-BRK, eine gleichbe-
rechtigte berufliche Teilhabe behinderter Jugendlicher, bislang nicht annä-
hernd erreicht und die Utopie der Verwirklichung einer ‚inklusiven Ar-
beitswelt‘ ein sehr hoch gestecktes Ziel. 
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Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf, die aus der 
Sekundarstufe I entlassen werden, gehen häufig in Maßnahmen der Berufsvorbereitung 
über. Diese orientieren sich an einer normativ gesetzten Mindestqualifikation, die die 
Jugendlichen erreichen müssen, um eine Ausbildung aufnehmen zu können. Die Ziel
setzung eines inklusiven Ausbildungs- und Arbeitsmarkts verändert die Perspektive und 
sollte jedem Menschen den Zugang zu Ausbildung und Teilhabe ermöglichen. Dies wirft 
Fragen auf. Wie stellt sich die aktuelle Situation am Übergang zwischen Schule und Arbeits
welt dar, wie wird die Zielgruppe inklusiver Veränderungen definiert, welchen Beitrag leis-
tet die schulische Berufsorientierung als Vorbereitung auf den Übergang und welche Opti-
onen bestehen beim Einstieg in die Arbeitswelt? Der Beitrag skizziert die aktuelle Situation 
der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf am Über-
gang zwischen Schule und Arbeitswelt und zeigt Herausforderungen vor dem Hintergrund 
theoretischer (Leit-)Linien auf, um mögliche Klärungsansätze zu bieten. 

Für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf ist der Über-
gang in die nachschulische Lebens- und Arbeitswelt mit dem vorrangigen Ziel einer qualifi-
zierten Ausbildung besonders schwierig. Studien benennen einen begrenzenden Habitus sowie 
eingeschränkte Möglichkeits- und Handlungsspielräume als Herausforderungen der Zielgruppe 
(van Essen, 2013). Das hat Auswirkungen für den Funktionsbereich der Teilhabe am Arbeits
leben. Für die Schülerschaft mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf sind aufgrund von 
Beeinträchtigungen und eingeschränkten Leistungsvermögen viele Ausbildungs- und Arbeits
plätze nicht erreichbar. Von unbesetzten Ausbildungsstellen und aktuellem Fachkräftemangel 
in den Betrieben können sie in der Regel nicht profitieren, zum Teil wird ihr Leistungspotential 
nicht erkannt. Die Jugendlichen sind auf eine besondere Unterstützung im Übergangsprozess 
angewiesen, um das Ziel der Teilhabe am Arbeitsleben zu erreichen.

Eine Erhöhung der beruflichen Partizipationschancen ist für die Zielgruppe formal durch die 
UN-Behindertenrechtskonvention gegeben. Diese formuliert in Artikel 24 und 27 explizit, dass 
berufliche (Aus-)Bildung auf die Bedürfnisse von Menschen mit Beeinträchtigungen abgestimmt 
werden müssen. Diese Forderungen werden national ergänzt in der deutschen Rechtsordnung 
durch das Allgemeine Gleichstellungsgesetz und das Behindertengleichstellungsgesetz. Der 
Anspruch auf Inklusion und die rechtlichen Gleichheitsformulierungen bedeuten jedoch noch 
lange keine gleichberechtigten Arbeitsmarkt- und Teilhabechancen (Wansing, 2012, S. 384). 

Gegenwärtig handelt es sich bei der Zielgruppe der Schulabgänger mit sonderpädagogischem 
Unterstützungsbedarf um größtenteils gering qualifizierte und bildungsarme Erwerbspersonen. 

Dirk Sponholz Jan Jochmaring 
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Sie münden deutlich häufiger in Maßnahmen des Übergangssystems ein, sind öfter erwerbslos, 
arbeiten überwiegend in prekären Arbeitsverhältnissen bzw. im Niedriglohnbereich und erwer-
ben nur sehr geringe Rentenansprüche. Insgesamt handelt es sich bei der Zielgruppe um eine 
sozialpolitisch wenig beachtete, aber wachsende Gruppe, die es im Rahmen der Entwicklungen 
hin zur Inklusion auf allen gesellschaftlichen Ebenen besonders zu beachten gilt.

Im Kontext der skizzierten Herausforderungen ist neben der Teilhabe im Anschluss an den 
Übergang ebenso eine umfassende Vorbereitung auf diesen erforderlich. Die Transition von der 
Schule in die nachschulische Lebens- und Arbeitswelt stellt eine ‚Schwelle‘ bzw. eine eigen
ständige Lebensphase dar (Brüggemann & Pichl, 2011, S. 22; Düggeli, 2009, S. 45). Mit Blick 
auf die Zielgruppe der benachteiligten Schulabgänger mit sonderpädagogischem Unterstützungs
bedarf sowie Absolventinnen und Absolventen der Hauptschule bezeichnet Köck (2010, S. 20) 
„die Statuspassage Schule-Beruf […] als Risikolebenslage.“ Wird die Bewältigung des Über-
gangs zu einer wachsenden Herausforderung, so wird die Frage nach der Art und Umsetzung der 
Vorbereitung für diese Zielgruppe, aber auch alle weiteren Jugendlichen im Übergang zentral. 
Subsummiert wird es unter dem Begriff der Berufsorientierung (Ahrens, 2007, S. 187). Die 
schulische Berufsorientierung ist dabei der Ausgangspunkt der weiteren beruflichen Planung 
sowie der Entscheidung für Anschlussoptionen, Übergangswege und die weitere berufliche Qua-
lifizierung im Kontext der Berufsvorbereitung und -ausbildung. Bei der Inklusion sind dabei die 
Bedarfe der Einzelnen sowie die Exklusionsrisiken mit dem Ziel der gleichberechtigten Teilhabe 
am Erwerbsleben zu berücksichtigen. 

Im Zuge der inklusiven Schulentwicklung steigt der Anteil an Kindern und Jugendlichen mit 
einem sonderpädagogischen Unterstützungsbedarf. Waren es im Jahr 2000 nur 5,1% aller 
Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I, erhielten 2008 5,8% eine sonderpädagogische 
Unterstützung. Aktuell liegt der Anteil bundesweit im Durchschnitt bei 7,1%, bei bundesland
spezifischen Spannweiten der Förderquoten zwischen 5% bis annähernd 10% (Autoren
gruppe Bildungsberichterstattung 2018, S. 105; KMK, 2018). Die Erhöhung erklärt sich 
durch den wachsenden Anteil derjenigen, die in Allgemeinen Schulen einen diagnostizierten 
Unterstützungsbedarf zugeschrieben bekommen. Insgesamt steigt der Anteil der Jugendlichen, 
die mit der Erfahrung sonderpädagogischer Unterstützung die Sekundarstufe I verlassen, ihre 
Pflichtschulzeit beenden und in den Arbeitsmarkt bzw. Übergangssysteme der Berufsvorberei-
tung und Berufsausbildung entlassen werden. Jährlich sind dies ca. 40.000 bis 50.000 Schü-
lerinnen und Schüler. Bundesweit liegt bei diesen Schülerinnen und Schülern der Anteil ohne 
anerkannten Schulabschluss bei 71%, ca. 26% erreichen einen Hauptschulabschluss, ca. 3% 
einen mittleren Abschluss (Statistisches Bundesamt, 2017; BMAS, 2016). Zu differenzieren 
sind die erreichten Schulabschlüsse nach einzelnen Förderschwerpunkten, hier zeigt sich eine 
enorme Bandbreite (genaue Daten und Abschlüsse siehe Statistisches Bundesamt, 2017; KMK, 
2018). Zu bilanzieren ist, dass das formale Ausbildungsniveau von Schülerinnen und Schü-
lern mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf nach der Sekundarstufe I sehr niedrig 
ist. Sie bringen nach Beendigung der Pflichtschulzeit schwierige Startvoraussetzungen für den 
Übergang in ein Ausbildungsverhältnis mit.

Neben den fehlenden bzw. niedrigen Qualifikationen der Jugendlichen mit Unterstützungs
bedarfen am Ende der Schulzeit wird zudem sowohl von der Wirtschaft als auch von Lehr-
personen das unzureichende Lern- und Leistungsvermögen der Jugendlichen hervorgehoben 
(Hammer, Ripper & Schenk, 2012, S. 11). Im Fokus stehen dabei die mangelnden überfach-
lichen (Schlüssel-)Kompetenzen mit Bezug zum Arbeits- und Sozialverhalten. Angeführt wird 
die unzureichende Ausprägung dieser über das Fachwissen hinausgehenden Kompetenzen vor 
allem bei Schulabgängerinnen und -abgängern mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf 
sowie weiteren benachteiligten Jugendlichen (Hofman-Lun, 2011, S. 74). Insbesondere diese 
überfachlichen Kompetenzen sind als Ausgleich zu fehlenden formalen Qualifikationen im 
Kontext des Übergangs in die Arbeitswelt für die Schülerschaft von hoher Bedeutung. 
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Zur Vorstellung einer Weiterentwicklung der Arbeitswelt, die mit den Begriffen „Industrie 4.0“ 
und „Arbeit 4.0“ beschrieben werden, sind derzeit unterschiedliche Szenarien in der Diskus
sion, die mit verschiedenen Konsequenzen für Menschen mit geringen oder fehlenden formalen 
Qualifikationen einhergehen. Studien zur Arbeit 4.0 bestätigen anzunehmende Veränderungen 
in den Qualifikationsanforderungen (Wischmann & Hartmann, 2018, S.11). Hier wird sich 
das Verhältnis zwischen formaler und informeller Bildung dahingehend verändern, dass sich 
beide stärker ergänzen. Die Möglichkeiten und die Bedeutung geringqualifizierter Arbeitnehmer 
werden diesbezüglich unterschiedlich eingeschätzt. „Es sind hochautomatisierte, tayloristische 
Gestaltungsszenarien denkbar, die quantitativ eher zu einem geringeren Bedarf an Arbeitskräften 
und qualitativ zu einer Polarisierung innerhalb der Beschäftigten führen könnten: Wenige Hoch-
qualifizierte würden in einem solchen Szenario relativ vielen Geringqualifizierten gegenüber
stehen“ (Wischmann & Hartmann, 2018, S.18). Daneben könnten neue tutorielle Assistenz-
systeme zur Unterstützung menschlicher Kompetenz führen, welches für Geringqualifizierte 
vorteilhaft ist (ebd.).
 
Noch gehören Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf in der 
modernen Arbeitswelt aufgrund ihrer mangelnden formalen und überfachlichen Qualifikationen 
zu den Verlierern im Übergangsprozess. Statt des direkten Einstiegs in die Arbeitswelt münden 
sie zumeist in Angebote des sogenannten Übergangssystems ein und durchlaufen somit einen 
komplexeren und längeren Prozess der Transition von der Schule in die nachschulische Lebens- 
und Arbeitswelt als Jugendliche ohne sonderpädagogischen Unterstützungsbedarf (Lex, Gaupp, 
Reißig & Adamczyk, 2006). 

Für die meisten Schulabgängerinnen und -abgänger mit sonderpädagogischem Unterstützungs-
bedarf sind Wege des Übergangssystems vorgeschaltet. Sie besuchen mindestens ein Jahr lang 
Maßnahmen der Berufsvorbereitung bevor eine Berufsausbildung begonnen wird (Galiläer, 
2015). Unter dem Begriff des Übergangsystems verbirgt sich eine unübersichtliche Vielzahl 
von Programmen und Maßnahmen unterschiedlicher Dauer und Betitelung in den einzelnen 
Bundesländern. Es lassen sich schulische und außerschulische berufsvorbereitende Maßnah-
men unterscheiden.

Die berufsschulischen Maßnahmen, hier sind vor allem das Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) 
und das Berufsgrundbildungsjahr (BGJ) zu nennen, finden in berufsbildenden Schulen statt. 
Sie richten sich prinzipiell an alle, die in diesem Rahmen einen Hauptschulabschluss nach
holen bzw. ihre Vollschulzeitpflicht erfüllen. Der Bildungsbericht 2014 gibt über 14.000 Schü-
lerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf an, das sind 29% aller 
Teilnehmenden des Berufsvorbereitungsjahrs (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2014, 
S. 183). Die berufsvorbereitenden Bildungsmaßnamen (BvB) sind außerschulische Angebote, 
die vor allem von der Bundesagentur für Arbeit angeboten werden, zum Teil auch von anderen 
Trägern. Sie richten sich primär an Schulabgängerinnen und Schulabgänger mit Lernschwie-
rigkeiten. Berufsqualifizierende Abschlüsse können nicht erworben werden. Zu differenzieren 
sind allgemeine und rehabilitationsspezifische berufsvorbereitende Bildungsmaßnamen. Prin-
zipiell sind beide Formen der Berufsvorbereitung für Jugendliche mit Behinderung möglich. 
Laut Berufsausbildungsgesetz (BBIG) ist das formulierte Ziel der Berufsausbildungsvorberei-
tung „die Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit an eine 
Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf heranzuführen“ (§ 1, Abs. 2, BBIG). 
Das vorgegebene Ziel der Herstellung so genannter „Ausbildungsreife“ wird aber nur bedingt 
eingelöst (kritisch dazu Biermann, 2015; Frieling & Ulrich, 2013; Kohlrausch & Solga, 2012). 
Wann genau die Ausbildungsfähigkeit erreicht ist, lässt sich weder an der Zahl und Dauer der 
Maßnahmen, noch an den erworbenen Kompetenzen genau festmachen. Eine klare Operationa-
lisierung des nebulösen Begriffs existiert nicht, vielmehr wird dieser variabel zur Sortierung von 
Ausbildungsplatzsuchenden genutzt (Dobischat, Kühnlein & Schurgatz, 2012). Zum Teil tragen 
die Maßnahmen des Übergangssystems sogar zu einer Verfestigung der bestehenden Ungleich-
heitsstrukturen bei. Das ist der Fall, wenn mehrere Maßnahmen hintereinander durchlaufen 
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werden, ohne dass ein Einstieg in eine Ausbildung im Anschluss gelingt oder eine messbare 
Qualifikation erworben wurde. In diesem Fall wird von „Maßnahmekarrieren“ gesprochen (Nie-
haus, Friedrich-Gärtner, Klinkhammer & Menzel, 2012), welche die ungleichheitsgenerierende 
Ausgangslage der Jugendlichen weiter befördert und nicht abbaut. Aktuelle sekundärstatistische 
Analysen zeigen, dass im Bereich der Berufsvorbereitung die Anzahl der teilnehmenden Jugend-
lichen mit Behinderungen an rehabilitationsspezifischen Programmen konstant bleibt, aber die 
Teilnehmerzahlen allgemeiner Programme deutlich zurückgehen. Es wird das Gegenteil dessen 
umgesetzt, was in der UN-Behindertenrechtskonvention als Ziel formuliert wird, welche besagt, 
dass primär allgemeine statt rehabilitationsspezifische Maßnahmen durchzuführen sind (Joch-
maring, 2019).

Das Übergangsystem und damit die Maßnahmen der Berufsvorbereitung bilden sowohl eine 
Nahtstelle als auch eine Regelungsinstanz. Hier werden einerseits die weiteren Übergänge der 
Schülerschaft beschleunigt bzw. durch weitere Qualifizierung ermöglicht. Andererseits werden 
sie abgebremst, indem realistische Berufswünsche und „cooling-out“ Effekte hergestellt werden 
und eine Sortierung gemäß der Selektionsfunktion des Bildungssystems (Fend, 2008) im Über-
gang in berufliche Bildungsprozesse stattfindet.

Beim Einstieg in die berufliche Bildung bzw. die Aufnahme einer regulären Ausbildung auf dem 
ersten Arbeitsmarkt sind die Jugendlichen neben der Hürde der erforderlichen Mindestqualifi-
kationen zugleich mit sogenannten „Passungsproblemen“ bei der Besetzung von Ausbildungs-
plätzen (Matthes & Ulrich, 2014) konfrontiert. Durch die demografische Entwicklung ist in den 
vergangenen Jahren die Anzahl der Erwerbsfähigen und auch die der Auszubildenden gesunken. 
Diese Entwicklung wird vor allem politisch mit dem Begriff des Fachkräftemangels umschrie-
ben (Büchter, 2013, S. 1). Einerseits können Betriebe bei sinkender Ausbildungsbereitschaft 
(BIBB, 2015, S. 2) Ausbildungsplätze nicht besetzten, andererseits bleiben Bewerber trotz 
der freien Plätze weiterhin unversorgt. Im Jahr 2016 konnten bei 43.478 (BMBF, 2017, S.17) 
unbesetzten Ausbildungsplätzen 80.603 (ebd., S. 54) Ausbildungsplatzbewerberinnen und 
-bewerber nicht untergebracht werden (ebd., S. 5). Für die Zielgruppe der Jugendlichen mit 
sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf, die häufig an fehlenden formalen Qualifikationen 
scheitern, ist es ergänzend bedeutsam, dass der Abbau der zusätzlich bereitgestellten, über
wiegend öffentlich geförderten außerbetrieblichen Plätze die Möglichkeiten einschränkt. Gab es 
2009 noch 45.800 solcher Plätze, waren es 2016 nur noch 17.550 (BMBF, 2017, S. 29). 

Entgegen des Bestrebens der UN-Behindertenrechtskonvention werden wegfallende Plätze nicht 
durch eine wachsende Zahl dualer Ausbildungsplätze kompensiert, denn deren Anzahl stag-
niert. Das bedeutet eine Verschlechterung der Ausbildungssituation, einhergehend mit geringe-
ren Zugangsmöglichen in den ersten Arbeitsmarkt, was die Teilhabechancen der Absolventinnen 
und Absolventen mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf stark begrenzt.

Nachdem sowohl schulische Maßnahmen der Berufsorientierung als auch Maßnahmen im 
Übergangssystem am Qualifikationsniveau der Jugendlichen ansetzen und durch teilweise 
individuelle Förderansätze den Versuch unternehmen, Schülerinnen und Schüler an norma
tive Mindeststandards wie den Kriterienkatalog „Ausbildungsreife“ heranzuführen, eröffnet 
eine ungleichheitstheoretische Betrachtung der Transition einen Perspektivwechsel, in dem die 
sozialen und gesellschaftlichen Bedingungen berücksichtigt werden, vor deren Hintergrund die 
Schulzeit und der Übergang in Ausbildung, Arbeit und Erwerbslosigkeit stattfinden. So lassen 
sich soziale Gruppen identifizieren, in deren Bildungsbiographie Benachteiligungen kumulie-
ren, die sich beim Zugang zu Ausbildungs- und Arbeitsmarkt als Barrieren darstellen.

Die Habitustheorie von Pierre Bourdieu bietet hier die Möglichkeiten zur Analyse (Sponholz 
& Lindmeier, 2017, S. 286). Mit dem Begriff der kulturellen Passung wird beschrieben, dass 
sich bereits beim Eintritt in das Bildungssystem der Habitus, der sich im Rahmen einer von den 
Existenzbedingungen und der Zugehörigkeit zu sozialen Klassen abhängigen Sozialisation im 
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Elternhaus entwickelt, in einem Fall als zur Bildungsinstitution passend erweisen kann und sich 
im anderen Fall als Barriere darstellt (Sponholz & Lindmeier 2017, S. 290). Das daraus resultie
rende Scheitern im Bildungssystem wird mit der eigenen Unzulänglichkeit personalisiert. Der 
Habitus der Unterschicht, der sich von elitär anmutenden Bildungseinrichtungen abschrecken 
lässt, beeinflusst vor allem an den Übergängen im Bildungssystem die Bildungsentscheidungen 
und die Berufswahl, was letztlich zur Selbsteliminierung führt (Bourdieu, Passeron & Hartig, 
1971, S.20ff). Vor allem die Vorstellung der kumulierten Benachteiligungen in der Bildungs
biografie gibt Hinweise auf Zeitpunkt und Qualität notwendiger Schritte pädagogischen Handelns. 

Sowohl im stetig komplexer werdenden Übergangssystem als auch im direkten Übergang in die 
Arbeitswelt ist es für einen erfolgreichen Anschluss entscheidend, beruflich orientiert zu sein, 
um eine reflektierte Anschlussentscheidung bzw. einen beruflichen Schwerpunkt zu wählen. 
Berufsorientierung wird verstanden als grundlegende, subjektive positive Einstellung zum 
Erwerbsleben sowie als individuelle Orientierung einer „Standortbestimmung“. Anzustreben ist 
ein Bewusstsein für die eigenen Kompetenzen und Interessen. Die Annahme, „dass die Vergabe 
von Schulabschlüssen alleine […] ausreicht, Jugendliche bei ihrer Entscheidung über den wei-
teren beruflichen oder schulischen Werdegang angemessen zu unterstützen“ (Koch, 2015, S. 5) 
gilt gegenwärtig als veraltet. Vielmehr besteht Konsens über die Notwendigkeit der umfassenden 
Vorbereitung und Begleitung des Übergangs. Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi-
schem Unterstützungsbedarf und niedrigen Schulabschlüssen weisen einen besonderen Bedarf 
an Angeboten zur Berufsorientierung auf (Häfeli, Hofmann & Schellenberg, 2014, S. 141). 

Die Ursachen liegen neben den besonderen Schwierigkeiten im Übergangsprozess in den 
bestehenden persönlichen Problemlagen der Jugendlichen mit sonderpädagogischem Unter
stützungsbedarf. Ergänzend ist zu konstatieren, dass es infolge des häufig bildungsfernen Milieus 
der Schülerschaft an beruflichen Rollenvorbildern mangelt, die eine Orientierung in der Arbeits-
welt unterstützen (Beinke, 2000). Die Berufsorientierung ist jedoch keinesfalls nur ein Angebot 
der Benachteiligtenförderung. Vielmehr ist anzunehmen, dass „eine fundierte berufliche Orien-
tierung […] Voraussetzung für eine gelingende Berufswahl [ist], die wiederum einen wesent-
lichen Einflussfaktor für eine erfolgreiche Einmündung in die berufliche Ausbildung darstellt“ 
(Benner & John, 2011, S. 1). Die Berufsorientierung ist somit ein Angebot für alle Jugendlichen 
vor und im Übergang. Einzuordnen ist sie als eine notwendige, aber nicht hinreichende Bedin-
gung für einen erfolgreichen Einstieg in die nachschulische Lebens- und Arbeitswelt. Bereit
gestellt und begleitet wird die Berufsorientierung vorrangig durch die Schule (Kayser, 2013, 
S.9; MAGS, 2018). Eine ergänzende Rolle spielen die Erziehungsberechtigen und Peers (Beinke, 
2004; Bührmann & Wiethoff, 2013, S. 70). Hinsichtlich der Schülerschaft mit sonderpädagogi-
schen Unterstützungsbedarfen stützen Studien jedoch aufgrund der skizzierten Herausforderun-
gen folgende Annahme: „Je niedriger der Bildungsabschluss, desto höher wird die Bedeutung 
der Schule für die eigene Berufsorientierung veranschlagt“ (Wensierski, Schützker & Schütt, 
2005, S. 83). Im Kontext des Schulbesuchs der Zielgruppe ist die schulische Berufsorientierung 
somit „didaktische Kernaufgabe“ (Hofsäss, 2007, S. 318). 

Als entscheidend gilt ein frühzeitiger Beginn der schulischen Berufsorientierung, da Jugend-
liche mit sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfen einen längeren Berufsorientierungs-
prozess mit „Zusatzschleifen“ (Häfeli et al., 2014, S. 137) durchlaufen. Neben umfassenderen 
Informations- und Orientierungsangeboten sind Neuorientierungen erforderlich, die sich unter 
anderem durch die Auseinandersetzung mit den individuellen Stärken und Einschränkungen 
ergeben können (Schellenberg, Studer & Hofmann, 2016, S. 489). Zu vermeiden ist zwin-
gend eine Berufsorientierung „als Abkühlungs- und Anpassungsprozess“ (Felkendorff, 2002, 
S.49), der eine Vorbereitung auf ein Leben in prekären Verhältnissen und außerhalb des ersten 
Arbeitsmarkts fokussiert. Vielmehr sind die Schulen respektive die Lehrpersonen gefordert, 
eine umfassende Begleitung als präventives Angebot der Übergangsvorbereitung zu schaffen. In 
diesem Sinne ist die frühzeitige Berufsorientierung „als der erste Schritt zur Inklusion“ (Bylinski 
& Rützel, 2011, S. 16) zu verstehen. 
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Die Bedeutsamkeit einer frühzeitigen, individuellen und umfassenden Begleitung der Jugend
lichen mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf im Rahmen der Berufsorientierung 
begründet sich vor dem Hintergrund der Erkenntnisse zu den Übergangswegen der Zielgruppe, 
welche die Schwierigkeiten im Transitionsprozess verdeutlichen. Neben den Grenzen des 
Arbeitsmarkts, mit denen die Jugendlichen konfrontiert werden, ist anzunehmen, dass auch 
die häufig fehlende berufliche Orientierung eine Einflussgröße auf den weiteren Berufs- und 
Lebensweg darstellt. Akteure müssen ihre eigene Verwobenheit in die Reproduktion der sozi-
alen Verhältnisse reflektieren und erkennen, dass sich pädagogische Bemühungen in sozialen 
Räumen vollziehen. Akteure einer inklusiven Berufsorientierung müssen die Problemsicht aus 
der Perspektive der Schülerinnen und Schüler begreifen und Differenzen zur eigenen Position 
akzeptieren. Im Sinne eines transformatorischen Bildungsbegriffs (Koller, 2012, 15-19) genügt 
es nicht, dass sich Schülerinnen und Schüler neue Informationen über Berufe aneignen. Trans-
formatorische Bildungsprozesse bestehen „darin, dass Menschen in der Auseinandersetzung 
mit neuen Problemlagen neue Dispositionen der Wahrnehmung, Deutung und Bearbeitung von 
Problemen hervorbringen“ (Koller, 2012, S.16). Den Ausgangspunkt dazu bildet die Problem-
sicht der Lernenden, welche die krisenhafte Erfahrung machen, dass die eigenen Dispositionen 
zur Bearbeitung der Problemlage nicht ausreichen (ebd., S. 15).

Inklusive Berufsorientierung agiert in einem Spannungsfeld zwischen dem Anspruch und der 
Hoffnung auf Teilhabe und der Resignation durch die Erfahrung des Scheiterns. Die geringe 
Anzahl empirischer Studien zu Übergängen von Jugendlichen mit sonderpädagogischem Unter-
stützungsbedarf verweist dazu auf folgende Haupttrends:
Schätzungsweise 35 bis 45% der Jahrgangskohorten mit sonderpädagogischem Unter
stützungsbedarf haben nach ca. fünf Jahren keine qualifizierende Berufsausbildung abge-
schlossen (Galiläer, 2015). Der Übergang in den Bereich der beruflichen Bildung gelingt 
zwar ungefähr 80% aller ehemaligen Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Unterstützungsbedarf, aber nicht alle schaffen es, die Ausbildung abzuschließen. Hinsichtlich 
des Qualifikationsniveaus der Berufsausbildungen zeigen sich deutliche Unterschiede. Der 
Übergang in eine voll qualifizierende duale Berufsausbildung gelingt nur einem sehr kleinen Teil 
von schätzungsweise 3.000 bis 4.000 Schulabgängerinnen und Schulabgängern jährlich (Euler 
& Severing, 2014). Diejenigen, die eine Ausbildung beginnen, absolvieren zumeist theorie
reduzierte Sonderausbildungen für Menschen mit Behinderungen oder außerbetriebliche Aus-
bildungen in Berufsbildungswerken oder anderen Trägern (Jochmaring, 2019; Klinkhammer & 
Niehaus, 2015). Jährlich kommen ca. 10.000 Personen neu in den Berufsbildungsbereich der 
Werkstätten für Menschen mit Behinderung, in dem allerdings kein (berufs-)qualifizierender 
Abschluss erworben wird. Das bedeutet, es werden jährlich 20 bis 25% aller Schulentlasse-
nen mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf vom Ausbildungsmarkt absorbiert und im 
Berufsbildungsbereich der Werkstätten untergebracht und versorgt, die de facto keine beruf
liche Alternative bietet und keinen berufsqualifizierten Abschluss vergibt. 

Analysen von Sekundärstatistiken zeigen in Bezug auf die Entwicklungen der Berufsausbildungen 
für Jugendliche mit Unterstützungsbedarfen folgendes Bild (Jochmaring, 2019): Bei den Berufs-
ausbildungen reduziert sich das quantitative Ausbildungsplatzangebot für Schulabgängerinnen 
und Schulabgänger mit sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfen trotz eines Anstiegs der 
Zielgruppe. Gleichzeitig gibt es keine Verbesserung der qualitativen Form der Berufsausbildun-
gen. Die Zahl der betrieblichen Vollausbildungen bleibt sehr gering. Die außerbetrieblichen 
Angebote bzw. die Sonderberufsausbildungen in Berufen für Menschen mit Behinderungen 
nach § 66 Berufsbildungsgesetz bzw. § 42m Handwerksordnung sind tendenziell rückläufig. 
Der Zugang in den Berufsausbildungsbereich und der nachfolgende Verbleib in den Werkstätten 
bleiben auf konstant hohem Niveau. 

Zugleich zeigen Daten, dass die Akteure im Ausbildungssektor auf die neue Herausforde-
rung der Inklusion bislang nur unzureichend vorbereitet sind. So verweisen Erhebungen zum 
Expertenmonitor durch das Bundesinstitut für Berufsbildung (2014) darauf, dass die Akteure 
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im Ausbildungssektor eine heterogene Auffassung des Inklusions-
begriffs haben und sich im Rahmen der inklusiven Entwicklung des 
Ausbildungssystems für unterschiedliche Zielgruppen verantwort-
lich fühlen. Während sich bei den arbeitnehmernahen Experten, 
beispielsweise aus dem Bereich der Gewerkschaften, 100% der 
Befragten für einen weiten Inklusionsbegriff aussprachen, der 
sich an der UNESCO orientiert und damit „mögliche Ursachen von 
Lernschwierigkeiten oder anderen Behinderungen bezogen auf 
Partizipation und Teilhabe im Bildungssystem und seinen Struk-
turen und nicht mehr bei den Lernenden und ihren individuellen 
Lernvoraussetzungen“ (BIBB, 2014, S. 1) sehen, stimmten dieser 
Position bei den Wirtschaftsverbänden und Arbeitgebervertretern 
nur 25% der Befragten zu. Dies bedingt Unterschiede in Bezug auf 
Unterstützungsangebote und -umfänge für die Gruppe der Jugend
lichen mit Behinderungen beim Einstieg in die Arbeitswelt. 

Mit dem Bildungsbericht 2012 wurde durch die Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung die Relevanz unterschiedlicher Merkmale 
als für die Transition bedeutsam festgehalten. Selektionsprozesse für 
den Übergang Schule-Berufsausbildung sind demnach „in Deutsch-
land bisher besonders stark ausgeprägt – sowohl nach schulischer 
Vorbildung als auch nach Geschlecht, Migrationshintergrund bzw. 
Staatsangehörigkeit und Region“ (Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung, 2012, S. 103). Inklusive Veränderungen am Übergang 
dürfen sich nicht auf einen Personenkreis und dessen Merkmale 
beschränken. Der Begriff Intersektionalität beschreibt, „dass histo-
risch gewordene Machtverhältnisse, Diskriminierungsformen, Sub-
jektivierungsprozesse sowie soziale Ungleichheiten wie Geschlecht, 
Behinderung, Sexualität/Heteronormativität, Race/Ethnizität/Nation 

oder soziales Milieu nicht isoliert [Hervorhebung im Original]“ (Walgenbach, 2015, S. 121) 
betrachtet werden dürfen, sondern ihr gleichzeitiges Zusammenwirken fokussiert werden muss. 
Dies bedeutet auch, dass die wachsende soziale Ungleichheit der Gesellschaft bei der Analyse der 
aktuellen Situation sowie bei der Konstruktion von Veränderungen zu beachten ist. Die Gesamtheit 
der skizzierten Herausforderungen, denen sowohl die Schulen als Instanzen in der Vorbereitung 
als auch Arbeitgeber und Träger von Maßnahmen als aufnehmende Institutionen im Transitions
prozess gegenüberstehen, verdeutlichen die Schwierigkeiten, die sich mit der Forderung der 
Inklusion weiter verstärken. Gegenwärtig bedingen sie eine unzureichende Partizipation an der 
nachschulischen Arbeitswelt. Dieser in gebotener Kürze beschriebene Zustand der unzureichen-
den Teilhabe an beruflichen Ausbildungsprozessen von Jugendlichen mit sonderpädagogischem 
Unterstützungsbedarf, der sich im Verlauf der Bildungsbiographien kumuliert und beim Übergang 
in den Ausbildungsmarkt besonders deutlich wird, steht im Widerspruch zum formulierten Inklu-
sionspostulat der UN-Behindertenrechtskonvention, welche in Artikel 24 und 27 eine gleichwer-
tige Bildung und Berufsbildung für Menschen mit und ohne Behinderung formuliert. Vor diesem 
Hintergrund und der benannten Zustandsbeschreibung ergeben sich eine besondere bildungs- 
und sozialpolitische Verantwortung und ein entsprechender Handlungsbedarf. Dieser muss die 
Forderung der Inklusion auf allen gesellschaftlichen Ebenen umsetzen, die vorrangige Begren
zung auf einen ausgewählten Personenkreis mit bestimmten körperlichen Dispositionen überwin-
den und Behinderung im Sinne der intersektionalen Theorienbildung als, „bereits durch andere 
Differenzkategorien konstituiert bzw. hervorgebracht“ (Walgenbach, 2015, S. 126) verstehen. 

Ahrens, D. (2007). Anspruch und Wirklichkeit von Betriebspraktika als Instrument schuli-
scher Berufsorientierung. In H. Kahlert & J. Mansel (Hrsg.), Bildung und Berufsorientierung. 
Der Einfluss von Schule und informellen Kontexten auf die berufliche Identitätsentwicklung 
(S.185–206). München: Juventa.
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Abstract
Students with special needs often discharge into pre-voca-
tional training programs, after leaving lower secondary level 
schools or special needs schools. These programs require 
students to meet minimum qualification standards for ente-
ring full vocational training. Most of the students with spe-
cial needs struggle with accomplishing even these minimum 
requirements. As more and more schools are moving toward 
inclusive education, vocational training has to change as 
well. There must be an inclusive vocational training and an 
inclusive employment market, with equal opportunities for 
all students, both with and without special needs. This raises 
the following questions: What is the current situation with 
regard to transition programs and the employment market? 
What support can be provided by vocational orientation and 
following vocational training programs? The article focusses 
on these questions aiming to give an overview of these issues 
in the context of inclusive education und summarises the 
current situation as well as future needs.

Keywords
Special educational needs, convention on the rights of per-
sons with disabilities, inclusion, vocational orientation, tran-
sition
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